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Die Fußballweltmeisterschaft 2006 der
FIFA (WM) steht unter dem Motto „Die
Welt zu Gast bei Freunden“. Vor diesem
Hintergrund verfolgt Deutschland als Gast-
geber der WM neben den sportlichen
Aspekten das vorrangige Ziel, sich als welt-
offene Nation im Herzen Europas zu zei-
gen. Dabei sollen sich bei uns alle Gäste
wohl fühlen und im ganzen Land Rahmen-
bedingungen vorfinden, die das sichere und
unbeschwerte Erleben dieses Ereignisses
gewährleisten1 .
Dieses Ziel macht im Kontext mit den be-
reits genannten neuen polizeilichen Heraus-
forderungen aber gleichzeitig auch das of-
fenkundige Dilemma der zuständigen
Sicherheitsbehörden deutlich: Einerseits
genießt die Gewährleistung der Sicherheit
höchste Priorität, weshalb den friedlichen
Verlauf der Veranstaltung beeinträchtigen-
de Störungen der öffentlichen Sicherheit
konsequent und bereits im Ansatz zu ver-
hindern bzw. zu unterbinden sind. Ande-
rerseits hat sich die Polizei betont offen,
tolerant und freundlich zu präsentieren2 .

1, ������������������
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Die Endrunde der WM beginnt am 09. Juni
2006 in München mit dem Eröffnungsspiel
und endet am 09. Juli 2006 mit dem in Ber-
lin ausgetragenen Endspiel. Offizieller Ver-
anstalter der WM ist die FIFA, Ausrichter
der DFB. An der Endrunde nehmen 32
Mannschaften teil, die an 12 Spielorten ins-
gesamt 64 Spiele bestreiten werden. Die 32
Mannschaften werden zunächst in acht
Gruppen mit jeweils vier Teams eingeteilt,
wobei sich die zwei besten Mannschaften
jeder Gruppe für das nachfolgende K.O.-
System (Achtelfinale bis Finale) qualifizieren.
Aufgrund eines geänderten Reglements der
FIFA3  tragen die Mannschaften ihre Spiele
an jeweils unterschiedlichen Spielorten aus.
Zudem dürfen die Mannschaften ihr per-
manentes WM-Quartier nicht an einem
Spielort beziehen, sind andererseits aber
verpflichtet, bereits einen Tag vor einem
Spiel am Spielort so genannte Teamhotels
zu beziehen. Diese Regularien bedingen
zwangsläufig erhebliche Reiseaktivitäten,
allerdings nicht nur für die Mannschaften
und deren Delegationen, sondern auch für
die Medienvertreter und – für die Polizei
von besonderer Bedeutung – die jeweiligen
Fans.
Die Delegationen der teilnehmenden
Mannschaften werden insgesamt aus ca.
1.600 Personen bestehen. Zudem werden
zur WM ca. 100 Schiedsrichter sowie ca.
1.500 Offizielle/Mitarbeiter der FIFA und
der Kontinentalverbände erwartet. Dane-
ben ist derzeit davon auszugehen, dass ca.
15.000 Medienvertreter über das Ereignis
berichten werden. Weiterhin werden eine
Vielzahl von Repräsentanten ausländischer
Staaten und sonstige VIP bzw. im Sinne
der PDV 129 gefährdete Personen die Ver-
anstaltung besuchen.
Für die 64 Spiele stehen insgesamt
3.455.000 Eintrittskarten zur Verfügung.
Der offizielle Verkauf der Tickets ist seit

Anfang 2005 bereits in vollem Gange. Al-
lerdings sind zunächst lediglich 37% des
Gesamtkartenkontingentes für den freien
Verkauf bestimmt. Der weitaus überwie-
gende Teil der Eintrittskarten wird den an
der WM teilnehmenden Verbänden, sons-
tigen FIFA-Verbänden und den Sponsoren
zur Verfügung gestellt. Dies birgt im Hin-
blick auf die polizeiliche Aufgabenbewälti-
gung diverse, teilweise nicht unerhebliche
Gefahrenpotenziale. So dürfte ein nicht
unerheblicher Teil der nicht auf dem offi-
ziellen Verkaufswege erworbenen Karten
als Spekulationsobjekt (die Bildung eines
entsprechenden Schwarzmarktes dürfte
trotz verschiedener vorbeugender Maßnah-
men auch bei der WM 2006 nicht auszu-
schließen sein) verwendet werden. Dane-
ben ist aber insbesondere zu befürchten,
dass ein unkontrollierter Erwerb von Ti-
ckets negative Auswirkungen auf die eigent-
lich vorgesehene Kanalisierung bzw. Tren-
nung gegnerischer Fans haben wird.

1,1 .���(�������������
In den deutschen Stadien werden nach ge-
genwärtigem Stand ca. 3,2 Millionen Zu-
schauer erwartet, davon ca. 1 Million aus
dem Ausland. Hierbei handelt sich in der
weitaus überwiegenden Zahl um „echte“
Fußballfans, die ihre Verbundenheit mit der
Mannschaft ausdrücken möchten. In der
polizeilichen Klassifizierung handelt es sich
hierbei um „friedliche Fans“ bzw. Fans der
Kategorie A.
Von diesen Fans deutlich zu unterscheiden
sind „gewaltbereite/-geneigte“ (Kategorie
B) und „gewaltsuchende“ Personen (Kate-
gorie C) als veranstaltungstypische Störer.
In Bezug auf die Gesamtzahl aller Fußball-
fans beläuft sich der Anteil der Kategorien
B und C auf lediglich ca. ein bis zwei Pro-
mille. Bei einzelnen Spielen können auf
diese Kategorien jedoch durchaus bis zu
fünf Prozent entfallen. Obwohl sie den-
noch in der Gesamtschau nur einen relativ
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geringen Teil der Besucher stellen, gilt ih-
nen in der Regel die höchste Aufmerksam-
keit der Medien, der Öffentlichkeit und na-
turgemäß auch der Polizei.
In der Anhängerschaft der Vereine der Bun-
des- und Regionalligen werden derzeit ca.
10.000 Personen den Kategorien B und C
zugeordnet. Dieser Personenkreis tritt je-
doch nicht nur anlässlich der Spiele der je-
weiligen Heimmannschaft in Erscheinung,
sondern auch bei Spielen der deutschen
Nationalmannschaft im In- und Ausland.
Hierbei ist bemerkenswert, dass die ansons-
ten bestehenden, vereinsbezogenen Rivali-
täten und Feindseligkeiten zwischen den
einzelnen deutschen Fanlagern anlässlich
von Spielen der deutschen Nationalmann-
schaft regelmäßig ausgesetzt werden. Statt-
dessen sind häufig Mobilisierungen und
Solidarisierungen mit der Folge von gewalt-
tätigen Ausschreitungen zu verzeichnen (so
u.a. anlässlich des Spiels der deutschen
Nationalmannschaft in Celje/Slowenien am
26.03.2005). Im eigenen Sprachgebrauch
bezeichnet man sich selbst gelegentlich als
„Mob der Nationalmannschaft“.
In der bundesweiten Datei „Gewalttäter
Sport“ sind derzeit (Stand 01.07.2005) ins-
gesamt 6.774 Personen gespeichert. Bei die-
ser Datei handelt es sich nicht um einen
separaten Datenpool, sondern um einen
Bestandteil der Anwendung INPOL. Die
jeweiligen Datensätze werden dort in der
F-Gruppe abgebildet und sind damit allen
INPOL-Nutzern für berechtigte Abfragen
und Recherchen zugänglich.
Daneben können gegen auffällige Fans
nach Maßgabe der entsprechenden Richt-
linien des DFB4  für die Dauer von bis zu
fünf Jahren Stadionverbote ausgesprochen
werden. Derartige Verbote werden durch
die Ligavereine bzw. durch den DFB fest-
gesetzt. Bundesweit bestehen mit Stand
September 2005 ca. 2.300 bundesweit gel-
tende Stadionverbote. Die Durchsetzung
eines Stadionverbotes obliegt im Falle der
WM dem DFB, da diesem das Hausrecht
anlassbezogen übertragen wird.
In Bezug auf ausländische Fans wird für
die Mitgliedsländer der EU gegenwärtig
davon ausgegangen, dass zum Zeitpunkt
der WM zwischen 8.000 und 10.000 natio-
nale Stadionverbote in Kraft sein werden.
Seitens der zuständigen Gremien wurde
zunächst der Wille artikuliert, die diesen
Verboten zugrunde liegenden personenbe-
zogenen Daten im Ausland zu erheben, um
sie für den Zeitraum der WM  in die Datei
„Gewalttäter Sport“ einzustellen. Daneben
besteht im Hinblick auf ausländische Fans
die Absicht, durch den DFB bei den an der
WM teilnehmenden Verbänden im Ausland
erlassene Stadionverbote mit dem Ziel zu
eruieren, diese für die WM-Stadien zu über-
nehmen.
Seit geraumer Zeit sind im Zusammenhang
mit den deutschen Ligaspielen relativ we-
nig Ausschreitungen und Straftaten zu ver-

zeichnen. Dies wird teilweise als Indiz dafür
gewertet, dass sich die deutsche Hooligan-
szene im Vorfeld der WM passiv verhält,
um nicht noch kurz vor der WM mit einem,
dann auch für die WM geltenden Stadion-
verbot belegt zu werden.
In diesem Zusammenhang ereignen sich in
zurückliegender Zeit jedoch vermehrt so
genannte Drittortauseinandersetzungen.
Bei diesen Anlässen treffen sich augen-
scheinlich verfeindete Fangruppierungen,
häufig abseits der Fußballstadien bzw. an
Orten und zu Zeiten ohne offensichtlichen
Bezug zu einem Fußballspiel, um, teilwei-
se in „Schlachtformation“ und überwie-
gend unbewaffnet, aufeinander einzuschla-
gen und einzutreten. Teilweise gehen
derartige „Kämpfe“ sogar über mehrere
„Runden“. Der Polizei bekannte Filmdo-
kumentationen belegen, dass sich die Kon-
trahenten zum Abschluss manchmal sogar
wieder die Hand reichen. Insofern könn-
ten derartige Konfrontationen auch der
gemeinsamen Vorbereitung auf die WM
2006 bzw. die erwarteten, seitens der deut-
schen Hooligans u.U. sogar erhofften Aus-
einandersetzungen mit ausländischen Fans
dienen.
Im Gegensatz zum Confederations-Cup
2005 ist bislang von einer Vielzahl an Zu-
schauern aus nahezu allen Teilnehmerstaa-
ten auszugehen, wobei das für die Polizei
relevante Problemfanpotenzial im Hinblick
auf die außereuropäischen Nationen von
geringer Relevanz sein dürfte. Auch in Be-
zug auf die europäischen Mannschaften ist
zu konstatieren, dass in den letzten Jahren
bei Spielen der Nationalmannschaften über-
wiegend nur Probleme mit deutschen, eng-
lischen und niederländischen Hooligans
auftraten. In Abhängigkeit von den letzt-
endlichen Spielpaarungen – die Auslosung
der Gruppenspiele findet am 09. Dezem-
ber 2005 in Leipzig statt – könnte jedoch
auch die besondere Situation im Zusam-
menhang mit den in Deutschland wohn-
haften ausländischen Fans polizeilich
relevant werden (u.a. wohnen in Deutsch-
land ca. 1,9 Millionen türkische Staatsan-
gehörige, ca. 1 Million Personen aus dem
ehemaligen Jugoslawien, ca. 600.000 Italie-
ner sowie ca. 320.000 Polen).
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In den Innenstädten der zwölf Spielorte
werden aufgrund entsprechender vertrag-
licher Vereinbarungen alle WM-Spiele in
Form von Public-Viewing-Veranstaltungen
auf Großbildleinwänden zu sehen sein.
Dieses, unter dem Motto „Fan Fest FIFA
WM 2006“ stehende Konzept, ermöglicht
den einheimischen Fans und den Besuchern
aus aller Welt, auch ohne Eintrittskarte alle
Spiele „live“ zu erleben. Die Live-Übertra-
gungen der WM-Spiele sowie ein begleiten-

des Unterhaltungs- und Showprogramm
werden den jeweiligen Zuschauern kosten-
los offeriert.
Für die Spielortbehörden stellt dieses Kon-
zept eine besondere Herausforderung dar:
An eigenen Spieltagen müssen sie in ihre
taktischen Planungen nicht nur den Bereich
des Stadions bzw. das eigentliche Spiel ein-
beziehen, sondern auch alle relevanten Pu-
blic-Viewing-Bereiche der Innenstadt. Des
Weiteren finden die Großbildübertragun-
gen durchgängig bzw. an allen WM-Spiel-
tagen statt, so dass die Kräfte wohl entspre-
chend häufig zum Einsatz gelangen werden.
Darüber hinaus wird auch allen Nicht-Spiel-
orten die Möglichkeit eingeräumt werden,
die Spiele der WM auf Großbildwänden zu
übertragen. Je nach den örtlichen Gegeben-
heiten (z.B. Übertragung in einem Stadion,
einer Halle oder auf einem öffentlichen
Platz; Anzahl der Übertragungen; ethnische
Zusammensetzung der Bevölkerung; örtli-
ches Problemfanpotenzial; anwesende Fans
aus anderen Staaten) und dem sportlichen
Verlauf der WM können dadurch Einsatz-
lagen entstehen, die durchaus mit der Si-
tuation in den Spielorten vergleichbar sein
können.
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Sportgroßveranstaltungen wie die WM
2006 bieten vor dem Hintergrund des zu
erwartenden hohen Besucheraufkommens
erfahrungsgemäß vielfältige und günstige
Tatgelegenheitsstrukturen für Täter und
Tätergruppen aus dem In- und Ausland.
Die möglichen Kriminalitätsszenarien sind
zahlreich und in Anbetracht des Einfalls-
reichtums des polizeilichen Gegenübers
derzeit abschließend noch gar nicht abzu-
sehen. Gleichwohl dürfte der Schwerpunkt
der kriminellen Aktivitäten den nachfol-
gend dargelegten Kriminalitätsfeldern zu-
zurechnen sein:
� Eigentumsdelikte

� Schwerer Diebstahl aus Kraftfahr-
zeugen

� Taschendiebstahl-/Trickdiebstahl,
insbesondere auf öffentlichen Stra-
ßen, Wegen und Plätzen

� Raub/räuberische Erpressung, insbe-
sondere auf öffentlichen Straßen,
Wegen und Plätzen

� Einfacher/schwerer Diebstahl aus
Hotels/Wohnungen
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� Vermögens-/Wirtschaftsdelikte
�  Warenkreditbetrug, insbesondere in

Bezug auf Reisen, Eintrittskarten
und Fanartikel

�  Betrug im Zusammenhang mit ge-/
verfälschten Eintrittskarten

�  Marken-/Urheberrechtsdelikte (ins-
besondere Produkt-/Markenpiraterie)

�  Betrug im Zusammenhang mit un-
baren Zahlungsmitteln

�  Illegale Sportwetten
�  Geldwäsche
�  Schwarzarbeit sowie illegale Arbeit-

nehmerüberlassung
� Kriminalität im Zusammenhang mit

dem Nachtleben
� Menschenhandel
�  Zuhälterei
�  Illegale Prostitution

� Kriminalität im Zusammenhang mit
„Hooliganismus“
�  Körperverletzungen
�  Sachbeschädigungen
�  Beleidigungen
�  Landfriedensbruch

� Sonstige Kriminalitätsbereiche
� Verstöße gegen das Ausländerrecht

(illegale Einreise, illegaler Aufenthalt,
Schleusung pp.)

�  Betäubungsmitteldelikte
�  Falschgeldkriminalität
�  Waffendelikte
� Störung des öffentlichen Friedens

durch Androhung von Straftaten
(Bombendrohungen pp.)

Angesichts der Internationalität der WM ist
davon auszugehen, dass eine Vielzahl von
Personen strafrechtlich in Erscheinung tre-
ten werden, die in Deutschland keinen fes-
ten Wohnsitz oder Aufenthalt haben.
Wenngleich die Regularien der internatio-
nalen Rechtshilfe in Strafsachen auch für
die WM Wirkung entfalten, dürfte den deut-
schen Strafverfolgungsbehörden an der
schnellstmöglichen und effektiven Erledi-
gung von Strafverfahren gegen Staatsange-
hörige anderer Staaten, aber auch gegen
deutsche Staatsangehörige, gelegen sein.
Insofern ist wohl zunächst von einer ver-
mehrten Anwendung des beschleunigten
Verfahrens gemäß den §§ 417 ff. StPO aus-
zugehen. Daneben wurde das Problem der
Erhebung häufig unterschiedlicher Regel-
sätze im Zusammenhang mit Sicherheits-
leistungen nach den §§ 127a, 132 StPO er-
kannt. Vor diesem Hintergrund wurde
durch die zuständigen Gremien ein Regel-
satzkatalog für die Einbehaltung von Si-
cherheitsleistungen verabschiedet5 . Dieser
Katalog soll vornehmlich für „fußball-ty-
pische“ Straftaten gelten. Allerdings sollen
auf der Grundlage von Sicherheitsleistun-
gen nur „leichte Fälle“ (bei potenziellen
Verurteilungen würden sich die Strafen
am unteren Rand bewegen) abgehandelt
werden.

C,C %������ �������������9�����������
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Die aufgrund der Bedeutung der WM ab-
sehbare, umfangreiche Präsenz deutscher
und internationaler Medien könnte Täter
der PMK, bis hin zu Beteiligten des inter-
nationalen Terrorismus, ggf. auch zur Be-
gehung von öffentlichkeitswirksamen Ak-
tionen und Anschlägen in Deutschland
veranlassen. Zudem gilt ist es wie bei allen
Großereignissen zu bedenken, dass irratio-
nal handelnde Einzeltäter zur Verfolgung
ihrer Ziele – ggf. auch ohne politischen
Hintergrund – Gewalttaten durchführen
könnten.
Bislang liegen noch keine aussagekräftigen
Erkenntnisse über geplante oder angekün-
digte Aktionen der einschlägigen Kreise –
gleich ob linksextremistisch/-terroristisch;
ausländerextremistisch/-terroristisch oder
rechtsextremistisch – vor. Gleichwohl kön-
nen u.a. bereits bestehende oder noch hin-
zutretende regionale Konflikte zu Gefähr-
dungen teilnehmender Mannschaften, der
Veranstaltung bzw. deren Zuschauer, ggf.
aber auch von Unbeteiligten, beitragen.
Neben der Eröffnungs- und Schlussfeier
sowie den Finalspielen ist insbesondere
beim Auftreten der Mannschaft der USA –
das Team ist bereits qualifiziert - von einer
hohen Gefährdungslage auszugehen.
Die teilweise dargestellte Kongruenz der
Fußball-Hooligan-Szene mit der rechten
Szene bzw. rechtsextremistischem Gedan-
kengut dürfte vor dem Hintergrund eines
geschätzten Anteils im Bereich von fünf
bis zehn Prozent hingegen keine besonde-
ren Auswirkungen auf die WM haben.
Dessen ungeachtet wird sich die Polizei vor
und während der Veranstaltung den ver-
schiedenen Phänomenbereichen der PMK
in Bezug auf die WM intensiv widmen
müssen.
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Die für den Katastrophenschutz zuständi-
gen Abteilungen der Länderinnenressorts
haben bereits im Februar 2004 für die zwölf
Austragungsorte der WM ein einheitliches
„Musterkonzept Katastrophenschutz“ für
Versorgungs- und Infrastrukturleistungen
im Zusammenhang mit größeren Schadens-
lagen erarbeitet. Aufgrund der damit
verbundenen Vorgaben haben sich die zu-
ständigen Fachbehörden auf einen „Mas-
senanfall von Verletzten (MANV)“ in Form
von 2% der Stadionbesucher einzustellen.
Dies bedeutet, dass z.B. am Spielort Kai-
serslautern Kräftekontingente für die un-
mittelbare Versorgung von 50 Verletzten,
die Versorgung von 200 Verletzten nach
einem verbesserten rettungsdienstlichen
Standard und die Versorgung von 750 Ver-
letzten nach einem Sanitätskonzept bereit-
gestellt werden müssen. Gleichzeitig ist
natürlich die Grundversorgung der Bevöl-
kerung ebenfalls noch sicherzustellen.

Wenngleich die verantwortliche Leitung
von Katastropheneinsätzen nicht der Poli-
zei obliegt, sind die Polizeibehörden bun-
desweit gehalten, ihre Planentscheide für
derartige Einsatzanlässe angesichts der be-
vorstehenden WM 2006 gleichwohl zu
überprüfen und ggf. zu modifizieren. Auf-
grund des internationalen Charakters der
Veranstaltung ist anlässlich größerer Gefah-
ren-/ Schadenslagen u.a. mit einer Vielzahl
von Anfragen aller Art, z.B. durch Ange-
hörige, Presse, Zeugen und Hinweisgeber,
zu rechnen. Insofern käme in einem sol-
chen Fall der schnellstmöglichen Aufnah-
me und Verarbeitung der hierbei über-
mittelten Informationen aus polizeilicher
Sicht größte Bedeutung zu. Da wohl nicht
alle Bundesländer über entsprechende Stel-
len für eine adäquate Datenerfassung ver-
fügen, werden derzeit teilweise länderüber-
greifende Kooperationen geschlossen. So
würde das Land Rheinland-Pfalz für die-
sen Zweck z.B. auf die bewährte Einrich-
tung der Gemeinsamen Auskunftsstelle
(GAST) am Flughafen München zurück-
greifen.
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Für die Vorbereitung und Durchführung
des polizeilichen Einsatzes anlässlich der
WM ist der unverzügliche und qualifizierte
Austausch von Informationen zwischen
den Polizeien der Länder, des Bundes und
des Auslandes bzw. den anderen an dieser
Veranstaltung beteiligten Behörden und
Institutionen unabdingbar. Die Informati-
onssteuerung aus Anlass von Fußballspie-
len erfolgt im nationalen und internationa-
len Bereich schon seit Jahren auf bewährten
und weitgehend standardisierten Wegen.
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In Bezug auf die WM 2006 kommt in die-
sem Zusammenhang zunächst der „Zen-
tralen Informationsstelle WM 2006 (ZIS)“,
eingerichtet beim Bildungszentrum Neuss
der Polizei NRW, eine herausragende Be-
deutung zu.  Durch die ZIS werden anläss-
lich der WM im Wesentlichen folgende
Aufgaben wahrgenommen:
� Sammlung, Aus- und Bewertung sowie

Steuerung der für den polizeilichen Ein-
satz bedeutsamen Erkenntnisse aus dem
In- und Ausland für bzw. an in- und aus-
ländische Bedarfsträger

� Gezielte Zusammenfassung und Fort-
schreibung dieser Informationen in fort-
laufend zu aktualisierenden WM-Lage-
bildern

� Einsatz und Betreuung der zentralen
ausländischen Verbindungsbeamten

� Vorbereitung, Koordination und logisti-
sche Begleitung des Einsatzes der vor-
rangig für die Spielorte vorgesehenen
polizeilichen Unterstützungskräfte aus
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dem Ausland, insbesondere von szenen-
kundigen bzw. vergleichbaren Kräften
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Auf der Ebene der Bundesländer wird die
Aufgabe der Informationssteuerung anläs-
slich der WM bei den „Landesinformati-
onsstellen Sporteinsätze (LIS)“ wahrgenom-
men, die überwiegend bei den Innen-
ministerien oder den LKÄ angesiedelt sind
(für den Bereich der Bundespolizei werden
diese Aufgaben grundsätzlich bei den Bun-
despolizeipräsidien wahrgenommen). Den
LIS kommen anlässlich der WM folgende
vorrangige Aufgaben zu:
� Sammlung, Bewertung, Aufbereitung

und Steuerung von Erkenntnissen mit
WM-Bezug

� Unmittelbare Information der ZIS über
alle einsatzrelevanten Umstände, die ih-
nen von den Behörden/Dienststellen
ihres Zuständigkeitsbereiches berichtet
wurden

� Unmittelbare Information der betroffe-
nen Behörden/Dienststellen im eigenen
Zuständigkeitsbereich über alle lage-
relevanten Erkenntnisse

� Erstellung und Steuerung von fortlau-
fend zu aktualisierenden, auf den örtli-
chen Zuständigkeitsbereich bezogenen
WM-Lagebildern.

Aufgrund der Beschlusslage des UA FEK
soll die Steuerung der relevanten Informa-
tionen zu WM 2006 auf dem für den Bun-
desligaalltag bewährten Weg erfolgen, der
vorwiegend eine Informationssteuerung
auf der Ebene der betroffenen Polizeibe-
hörden, bei lediglich paralleler oder nach-
richtlicher Beteiligung der ZIS sowie der
zuständigen LIS vorsieht. Dieser nicht hier-
archisch, sonder eher netzförmig ausgerich-
tete Infofluss wäre im Hinblick auf die WM
eventuell mit einigen Defiziten, insbeson-
dere in Bezug auf Parallel- und Mehrfach-
steuerungen, daneben u.U. aber auch Info-
verlusten, behaftet.
Um diese Risiken zu minimieren, soll die
beim Landeskriminalamt in Mainz angesie-
delte LIS des Landes Rheinland-Pfalz als
alleiniges Ein- und Ausgangsportal für alle
das Land Rheinland-Pfalz betreffende WM-
Lageinformationen bzw. alle die Landes-
grenze überschreitenden WM-Lagemeldun-
gen und -bilder fungieren. Hinsichtlich der
aus dem Bundesgebiet eingehenden Infor-
mationen soll bei der dortigen LIS vor ei-
ner Weitersteuerung der Lageerkenntnisse
an die Polizeibehörden des Landes, insbe-
sondere an das Polizeipräsidium Westpfalz
als die für den WM-Spielort Kaiserslautern
zuständige Polizeibehörde, zunächst eine
eigenständige Bewertung und Analyse er-
folgen. Dieser Prozess wird insbesondere
auch eine Selektion aller eingehenden In-
formationen in Bezug auf eine Lagerele-
vanz für das Land Rheinland-Pfalz beinhal-
ten. Umgekehrt sollen durch die LIS

Rheinland-Pfalz grundsätzlich nur Lageer-
kenntnisse aus dem Land Rheinland-Pfalz
an die LIS anderer Bundesländer, die ZIS
sowie sonstige Behörden und Institutionen
weitergesteuert werden, wenn diese Infor-
mationen für die jeweiligen Bedarfsträger
eine entsprechende Relevanz haben dürften.
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Vor dem Hintergrund der abgegebenen
Regierungsgarantien und aufgrund des im
unmittelbaren Vorfeld und während der
WM bestehenden Informationsbedarfs der
politischen Entscheidungsträger auf Bun-
desebene ist aus Sicht des Bundes auf dieser
Ebene die Einrichtung eines „Nationalen
Informations- und Kooperationszentrums“
zur Bündelung des themenbezogenen In-
formationsflusses fachlich erforderlich und
sicherheitspolitisch geboten. Das NICC,
das im Bundesministerium des Innern als
Bestandteil des dortigen Lagezentrums ein-
gerichtet wird, soll folgende Aufgaben
wahrnehmen:
� Informationen sammeln, zusammenfas-

sen und im Verantwortungsbereich des
BMI/der Bundesressorts steuern sowie
täglich „Nationale Lagebilder WM 2006“
erstellen.

� Im Verantwortungsbereich des Bundes/
der Bundesressorts liegende Auskünfte
erteilen sowie Anfragen beantworten.

� Zu national und international sicher-
heitsrelevanten Themen in anlass- und
einzelfallbezogener Abstimmung mit
allen Beteiligten abgestimmte Pressemit-
teilungen erstellen.

Mit dieser Einrichtung sollen die bestehen-
den Strukturen, Aufgaben und Zuständig-
keiten jedoch nicht verändert werden. In-
sofern wird das NICC wohl in erster Linie
der bundespolitischen Ebene zuarbeiten
bzw. für Bewältigung des eigentlichen Fuß-
balleinsatzes seitens der einsatzführenden
Polizeibehörden wohl eher nur von nach-
rangiger Bedeutung sein.
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Der Informationsaustausch im Bereich der
Politisch motivierten Kriminalität erfolgt
auch anlässlich der WM 2006 grundsätz-
lich nach den entsprechenden Richtlinien6 .
Die Bearbeitung von Gefährdungshinwei-
sen sowie die Übermittlung von Warnmel-
dungen richtet sich ebenfalls nach dem auch
sonst geltenden, zwischen den Sicherheits-
behörden der Länder und des Bundes fest-
gelegten Verfahren7 .
Die Polizeidienststellen der Länder sind
gehalten, im Zusammenhang mit der WM
2006 die polizeiliche staatsschutzmäßige
Aufklärung sowie die Bewertung der
dabei gewonnenen Informationen zu in-
tensivieren. Das Bundeskriminalamt wird
phänomenübergreifend veranstaltungsbe-

zogene Informationen aus dem Bereich der
politisch motivierten Kriminalität sam-
meln, auswerten, analysieren, bewerten und
ziel- und adressatengerichtet steuern.
Auf der Grundlage der hierbei gewonne-
nen Erkenntnisse wird das BKA periodisch
erscheinende Bundeslagebilder „PMK WM
2006“ erstellen und zudem anlassbezoge-
ne Gefährdungseinschätzungen und Warn-
meldungen übermitteln, die aus der
Bearbeitung von Gefährdungseinzelsach-
verhalten resultieren. Die Steuerung dieser
Lagebilder und -informationen auf Landes-
ebene ist grundsätzlich Aufgabe der Lan-
deskriminalämter. Um eine Information der
landesinternen Bedarfsträger „aus einer
Hand“ sicherzustellen, wird die Landesin-
formationsstelle Sport Rheinland-Pfalz
auch die landesinterne Steuerung – nach
vorausgehender Bewertung und Analyse
durch die zuständige Fachabteilung des
LKA – der PMK-Erkenntnisse übernehmen.

*, .����
Die Fußballweltmeisterschaft 2006 wird
nicht nur die Organisatoren, sondern auch
die Behörden und Organisationen mit Si-
cherheitsaufgaben und damit insbesonde-
re die Polizeien des Bundes und der Län-
der vor große Herausforderungen stellen.
Da es sich jedoch um einen besonderen
Einsatzanlass handelt, der den zum Einsatz
gelangenden Kräften die Möglichkeit eröff-
nen wird, eine solch herausragende Sport-
veranstaltung aus einer besonderen Per-
spektive „live“ mitzuerleben und bei der
polizeilichen Bewältigung der außerge-
wöhnlichen Lage mitzuwirken, kann der
Veranstaltung – trotz der absehbaren Belas-
tungen – auch aus beruflicher Sicht mit viel
Freude und Spannung entgegengesehen
werden.
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1 Nationales Sicherheitskonzept FIFA-WM 2006 des
entsprechenden Bund-Länder-Ausschusses , Nr. 1
(Vorbemerkungen) Seite 5

2 Rahmenkonzeption der Projektgruppe WM 2006 des
UA FEK zur Bewältigung von polizeilichen Einsät-
zen anlässlich der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in
Deutschland, Stand: 25.05.2005, Nr. 3 (Leitlinien und
taktische Ziele)

3 Reglement der FIFA Fußball-Weltmeisterschaft
Deutschland 2006

4 „Richtlinien zur einheitlichen Festsetzung und Ver-
waltung von Stadionverboten“ des DFB, Stand
01.07.2004

5   Anlage 13 der Rahmenkonzeption der PG WM 2006
des UA FEK

6 Richtlinien für den Kriminalpolizeilichen Meldedienst
in Fällen Politisch motivierter Kriminalität (KPMD-
PMK)-VS-NfD-(Stand: 03.08.2004).

7 Beschluss des AK II vom 06./07.09.1988, TOP 32,
modifiziert mit Beschluss des AK II vom 28./
29.05.1990, TOP 22, 200. Sitzung des AK II, TOP
12.2 Nr. 2
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Spaziergänger haben eine Frauenleiche ent-
deckt. Die Tote ist nur leicht verwest und
lag – so scheint es – erst seit ein paar Tagen
im Gebüsch. Doch es müssen über drei Wo-
chen gewesen sein, ermitteln Jens Amendt
und seine Kollegen wenig später: bestimmte
Schweißfliegenmaden haben sich auf dem
Körper bereits zweimal gehäutet, das dau-
ert so lange.

Der Biologe ist forensischer Entomologe
am Frankfurter Zentrum für Rechtsmedi-
zin. Seine Gutachten haben vor jedem Ge-
richt Bestand. Die Tote, da ist er ganz si-
cher, wurde vor 22 Tagen erstochen, am
Tage ihres Verschwindens. Laut Zeugenaus-
sagen trieben sich an dem fraglichen Abend
zwei Männer mittleren Alters auf dem
Waldweg herum. Die Maden bringen die
Ermittler auf ihre Spur.

Jens Amendt sitzt übers Mikroskop gebeugt
im 2. Stock des Rechtsmedizinischen Insti-
tuts und begutachtet Fliegenlarven. Er
misst die Maden um ihr Alter zu bestim-
men, verfolgt, wie schwankende Tempera-
turen das Wachstum der Insekten beeinflus-
sen. Sein aktuelles Projekt: der europäische
Vergleich. Kollegen aus Bilbao, Mont-
pellier und Bari haben ihm lebendes Ma-
terial geschickt. Jetzt will er herausfinden,
welche Rolle klimatische Besonderheiten
spielen.

Der 39-Jährige ist einer von einer Hand
voll Experten für forensische Insektenkun-
de in Deutschland. Weltweit gibt es nur
ein paar Dutzend Wissenschaftler, die sich
bei der Aufklärung von Todesfällen auf

lebende Beweise konzentrieren. Ihre Spezi-
aldisziplin findet in Ermittlungs- und Straf-
verfahren zunehmend Anerkennung.

Nicht Polizei und Spurensicherung, es sind
fast immer die Kerbtiere, die als erste an
der Stätte des Verbrechens eintreffen. Vom
Leichenduft angelockt schwärmen zunächst
die Schmeißfliegen herbei. Sie registrieren
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Bereits 1253 soll in China das erste Ver-
brechen mit Hilfe von Insekten aufgeklärt
worden sein. Ein Bauer war mit einer Si-
chel ins Jenseits befördert worden. Der
zuständige Beamte befahl alle Männern,
ihre Sicheln auf dem Dorfplatz vor sich
hinzulegen. In der prallen Sonne zog es
die Fliegen nur zu einer scheinbar saube-
ren Klinge: geringste Blutspuren hafteten
ihr an – der Besitzer gestand den Mord
sofort.
Im Mittelalter hingegen verstellte der
Glaube an die Urzeugungstheorie den
Blick auf die Zusammenhänge; so äußer-
te Goethe in einem Brief an Herzog Karl
August die Vermutung, dass sich Flöhe
aus Holzspänen entwickeln, wenn man sie
in Urin taucht.
Die Geburtsstunde der Forensische En-
tomologie schlug im Jahre 1850 als fran-
zösische Handwerker bei Renovierungs-
arbeiten in einem Kaminsockel eine
Kinderleiche entdeckten. Da die Mieter
der dazugehörigen Wohnung mehrfach
gewechselt hatten, erhielt die Bestimmung
des Todeszeitraums eine besondere Be-
deutung. Aus leeren Puppenhüllen der

Fleischfliege und Larven einer Motte, die
sich beim Leichnam befanden, schloss der
Wissenschaftler Bergeret, dass der Tod des
Kindes im Sommer 1848 eingetreten sein
musste. Tatsächlich hatte die damalige
Mieterin zu dieser Zeit ein Kind geboren.
Auch wenn das Gutachten aus heutiger
Sicht fragwürdig ist – damals nahm man
an, dass die Metamorphose der Fliege ein
ganzes Jahr benötigt – wurden hier erst-
mals Insekten zur Ermittlung des Todes-
zeitpunktes herangezogen.
1894 begründete schließlich der Franzo-
se Megnin mit seinem Werk „La faune des
cadavres“ die wissenschaftlich systemati-
sche Erfassung der Insektenbesiedlung
menschlicher Leichen. Es sollte allerdings
noch weitere 100 Jahre dauern, bis sich
dieses Wissen auf breiterer Ebene durch-
setzte.  Erste staatliche Stellen wurden für
Forensische Entomologie wurden 1990 in
den USA beim FBI und 1993 in Frank-
reich bei der Gendarmerie Nationale ein-
gerichtet. 1997 begründete das Frankfur-
ter Institut für forensische Medizin ein
entsprechendes Forschungsprojekt.@�������� ���
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die mit dem Tod einhergehenden Verände-
rungen des Körpers lange bevor diese für
den Menschen wahrnehmbar sind. Oft
schon nach wenigen Minuten legen sie ihre
winzigen Eier in Augenhöhlen, Nasenlö-
cher und Mund, besiedeln Stichwunden
oder Schusskanäle. Die schlüpfenden Ma-
den fressen sich durch Haut und Organe.
Den Schmeißfliegen folgen in festgelegten
Zyklen Käse- und Latrinenfliegen, verschie-
dene Käfer, Milben und andere Gliedertie-
re. 522 verschiedene Tierarten haben For-
scher auf einem Schweinekadaver gezählt,

den sie zum Verwesen in den Wald gelegt
haben. Zu den „letzten Gästen“ gehören
Pelz- und Speckkäfer. Sie leben von Haut
und Haaren.

Das Studium der krabbelnden Zeugen
scheint unappetitlich, ist aus kriminalisti-
scher Sicht aber sehr effektiv. Denn diese
Abfolge, Sukzession genannt, lässt sich von
denen, die die Botschaften der Insekten
verstehen, lesen wie eine biologische Uhr.

Eine Tagung in Italien hat den Biologen vor
10 Jahren auf den Geschmack gebracht. Die
Mikrowelt der Insekten fasziniert ihn und
er hat Respekt vor den Leistungen, die sie
erbringen. Richtigen Ekel empfindet er bei
seiner Arbeit nicht, obwohl er sich bei man-
chen Dingen durchaus überwinden muss.
Überhaupt ist für Emotionen in diesem Job
nicht viel Platz. Leichen sind für ihn keine
Menschen mehr, sondern nur noch deren
Hüllen. Nur wenn es Kinder sind hat er
manchmal Probleme.
Er habe eine kriminalistische Ader, sagt er
– und ihn interessiert die Geschichte, die
hinter einem Fall steckt. Wer war der Täter
und was war sein Motiv? Als Gutachter al-
lerdings muss er neutral sein, was seiner
Neugier Grenzen setzt.

Die Koordinaten der Natur – sie sind die
Grundlage einer aufstrebenden Wissen-
schaft, die in den letzten Jahren schon so
manchen Mörder hinter Gitter gebracht hat.
Die forensische Entomologie greift dort,
wo herkömmliche Methoden nicht mehr
weiterhelfen.
Um das Alter einer Leiche zu ermitteln,
drücken Gerichtsmediziner normalerweise
auf Totenflecke, ertasten die Leichenstarre
und messen die Körperkerntemperatur. In
den ersten Stunden erlaubt das präzise
Angaben. Doch spätestens nach zwei bis
drei Tagen lassen sich die Flecken nicht
mehr wegdrücken, der Körper ist ausge-
kühlt, die Starre gelöst.

Nun schlägt die Stunde der Kriminal-
biologen.
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1. An der Leiche zunächst die natürlichen

Körperöffnungen und Wunden, dann
den ganzen Körper und die Bekleidung
absuchen und Exemplare aller unter-
scheidbaren Insektentypen aufsammeln.

2. Am Leichenfundort nach abgewander-
ten oder bereits verpuppten Larven su-
chen. In Wohnungen unter Teppichen
oder Bodenleisten, im Freien Stichpro-
ben in einem Radius von rund 4 Me-
tern bis zu 30 cm tief im Erdreich.

3. Einen Teil der Tiere lebend bei kühlen
Temperaturen (bis 4 Grad) in gut ver-
schlossenen Gefäßen auf bewahren,
einen anderen Teil mit sehr heißem
Wasser abtöten und in mindestens 70-
prozentigem Alkohol (kein Formalin!)
aufbewahren.

4. Die Erdproben in gut verschlossenen
Plastiktüten sammeln und kühl (bis 4
Grad) lagern.

5. Am Fundort mehrere Tage lang kon-
tinuierliche Temperaturmessungen
durchführen
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Dezember 1997. Im australischen Perth
brennt ein Haus nieder. Die Feuerwehr
findet in der Küche den verkohlten Leich-
nam des Hausbesitzers. Er wurde erschla-
gen, so das Ergebnis der Obduktion. Ver-
mutlich hatte der Mörder nach der Tat das
Feuer gelegt, um Spuren zu verwischen.
Die Beweisaufnahme gestaltete sich
schwierig. Indizien, die sich vielleicht auf
dem Leichnam befunden hatten, waren
bei den Löscharbeiten weggespült wor-
den. Nachbarn hatten in der Nacht des
Brandes nichts gehört oder gesehen. Erst
der Forensische Entomologe Dr. Ian Da-
dour brachte Licht ins Dunkel: in einem
Eimer in der Küche fand er in einer Stepp-
decke zahlreiche tote Maden der Schmeiß-
fliege Calliphora dubia. Sie waren, so stell-
te er wenig später fest, zum Zeitpunkt des
Feuers drei Tage alt. Da sie sich mit Si-
cherheit von der Leiche des Opfers er-
nährt hatten, konnte der Mord nicht in
der Brandnacht geschehen sein. Drei Tage
zuvor aber hatten Nachbarn einen lauten
Streit zwischen dem Hausbesitzer und
seinem Bruder gehört. Konfrontiert mit
den Ermittlungsergebnissen gab dieser die
Tat zu. Er hatte die Leiche zunächst mit
einer Decke verhüllt und das Haus ver-
lassen. Drei Tage später kehrte er zurück,
um den Mord zu vertuschen.

Aus: Jens Amendt et.al.: „Made in Frank-
furt“ (Forschung Frankfurt 2/2000)
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Ihre winzigen Helfer sind überall. Selbst
verschlossene Fenster oder Kofferraumde-
ckel halten sie nicht fern. Die krabbelnden
Zeugen können den Tatzeitpunkt verraten,
und auch, ob der Fundort mit dem Tatort
übereinstimmt. Denn Insekten haben ver-
schiedene Lebensräume. Die blaue
Schmeißfliege etwa bevorzugt die Groß-
stadt. Die Güllefliege mag es warm und
trocken, und Salzfliegen kommen vor al-
lem an Meeresküsten vor.

„Wenn die insektenkundliche Datenaufnah-
me gründlich durchgeführt wurde“, sagt
Amendt, „ist die Liegezeit der Leiche drei
bis vier Wochen lang noch auf den Tag
genau einzugrenzen“.
In besonderen Fällen bekommt man sogar
noch nach Jahren brauchbare Ergebnisse.
Dazu studiert der Kriminalbiologe nicht nur
die örtliche Insektenfauna. Er braucht ex-
akte Daten über Wetterverhältnisse im frag-
lichen Zeitraum, Temperatur, Feuchtigkeit
und Besonderheiten des Fundorts. Dessen
Beschattung etwa, und der Zustand des
Körpers. War er zugedeckt oder unter Blät-
tern verscharrt? Jedes Detail kann von Be-
deutung sein. Verletzungen wie Schuss-
oder Stichwunden laden manche Kerbtiere
ein und entscheiden mit, wie schnell sich

der Körper zersetzt. Er weiß genau, nach
wie vielen Tagen welche Fliegenart norma-
lerweise ihre Eier ablegt, welche Insekten
auf „Wohnungsleichen“ siedeln und wel-
che auf „Waldleichen“, oder dass Schmeiß-
fliegen-Maden an Begrabenen für ein nach-
trägliches Verscharren des Opfers sprechen.

Die Bestimmung der Insekten ist oft kom-
pliziert. Allein in Mitteleuropa gibt es 8000
verschiedene Fliegenarten. Ihre Maden sind
noch schwieriger zu identifizieren. Sie sind
oft nur Millimeter groß oder hauchdünn.
Molekularbiologen haben deshalb DNA-
Tests entwickelt, mit denen sie die Larven
der 25 forensisch wichtigsten Arten ausein-
anderhalten.

Ein Großteil seines Wissens beruhe auf
Erfahrung, sagt Jens Amendt. Seit Jahren
begutachtet er jede „Madenleiche“, wie er
selbst seine Studienobjekte nennt, die im
Rechtsmedizinischen Institut Frankfurt
obduziert wird.
Die meisten sind keine Verbrechensopfer
– es sind Todesfälle von einsamen alten
Menschen, die allein  in ihrer Wohnung star-
ben, von Junkies, die im Park lagen oder
von Joggern, die im Wald einen Herzinfarkt
erlitten.

An Tatorte, meint er bedauernd, wird er viel
zu selten gerufen. Der Grund: Berührungs-
ängste der Polizei, obwohl sich diesbezüg-
lich in den letzten Jahren manches verän-
dert hat. Oft scheuen die Beamten den
zusätzlichen Zeitaufwand. Denn wenn er
mit der Tatortarbeit beginnt, kann es Stun-
den dauern bis er fertig ist.
Ob seine Hilfe gefragt ist, komme ganz auf
den Bearbeiter an, sagt er. Manche sind
dankbar, andere scheuen entstehende Kos-
ten und möchten die Leiche so schnell wie
möglich dort haben, wo sie letztendlich hin-
gehört: zur Obduktion in die Rechtsmedi-
zin. Wichtige Beweise gehen dabei verlo-
ren – Insekten zum Beispiel, die sich am
Tatort verpuppt haben, und die nur der
Kundige findet.

Mit Hilfe von Kerbtieren werden Selbsttö-
tungen enttarnt und zu Unrecht Beschul-
digte entlastet. Sogar über Medikamente
und Drogen liefert der Fliegennachwuchs
Informationen. Wenn kein Gewebe mehr
für toxikologischen Untersuchungen vor-
handen ist kommt man mit herkömmlichen
Methoden nicht weiter – mit Hilfe der
Maden und verlassenen Fliegenpuparien
hingegen schon, denn sie speichern die
Gifte. So gelang es sogar, Beruhigungsmit-
tel aus dem Kot und den Häuten von Speck-
käfern nachzuweisen, die neben einer ske-
lettierten Toten gefunden wurden.
Selbst ein Mord ohne Leiche könnte auf-
geklärt werden. Wenn man etwa im Kof-

ferraum des Verdächtigen eine Made ent-
deckt, in deren Magen sich Erbgut des
Opfers befindet.

Die forensische Entomologie hat noch ein
enormes Potential, das bei uns – im Ge-
gensatz zu den USA – kaum ausgeschöpft
wird. Allerdings hat sie auch ihre Grenzen:
ihre Saison ist temperaturabhängig. Ein Mord
bei grimmiger Kälte hinterlässt weniger Spu-
ren – denn dann ist insektenfreie Zeit !

G������
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Polizistin oder Polizist zu sein ist etwas
Besonderes. Kaum ein anderer Beruf hat
solchen Einblick in die volle Bandbreite
des menschlichen Lebens. „Von der Wiege
bis zur Bahre” reicht der Erfahrungsschatz
und die Notwendigkeit, sich oft innerhalb
kürzester Zeit auf die unterschiedlichsten
Situationen einstellen zu müssen. Mit Vor-
bereitung und Routine im Gepäck reichen
jedoch diese alleine nicht aus, um die je-
weilige Originalität einer Situation ange-
messen einschätzen zu können. Überra-
schungen sind an der Tagesordnung.
Einerseits sind Generalisten gefordert, an-
dererseits ist das Wissen von Spezialisten
die Garantie erfolgreicher präventiver und
repressiver Arbeit. Die Eigengesetzlichkei-
ten einer speziellen Organisationsform
Polizei spielen bei der individuellen Ein-
schätzung von Belastung und Hilfe eine
ebenso wichtige Rolle. Aufgefangensein
oder alleine gelassen – Nuancen persönli-
cher Empfindungen; hilfreich oder über-
flüssig – auf jeder Stufe der Hierarchie eine
notwendig gestellte Frage; Organisation
ihrer selbst willen oder als sinnvolles Hand-
lungsgerüst erfahren – eine nicht unbedeu-
tende Analyse, nicht selten konstitutiv für
Motivation oder Resignation.

„Als Gott die Polizei schuf“ heißt ein Bei-
trag aus dem „Schaumburger Wochen-
blatt“. Hieraus ein ausgewählter Text: „Ein
Engel kam vorbei und sagte: ‚Du beschäf-
tigst dich aber ungewöhnlich lange mit
diesem Modell.‘ Da fragte Gott zurück:
‚Hast du all die Kriterien gesehen, die das
Modell erfüllen muss? Ein Polizist muss
in der Lage sein, fünf Kilometer durch
dunkle Gassen zu rennen, Mauern und
Wände herabzuklettern, Häuser zu betre-
ten, die der Gesundheitsminister nicht mal
ansehen würde, und das alles möglichst
ohne seine Uniform zu zerknittern oder
zu verschmutzen. Er muss den ganzen Tag
in einem zivilen Auto vor dem Haus eines
Verdächtigen ausharren, gleichzeitig die
Nachbarschaft nach Zeugen auskundschaf-
ten, in derselben Nacht eine Verbrechens-
szene untersuchen und früh am Morgen
vor Gericht erscheinen und seine Aussage
über eine vierzehn Monate zurückliegen-
de Rotlichtübertretung machen.
Er muss jederzeit in Topkondition sein, und
das nur mit schwarzem Kaffee und halb-
gegessenen Mahlzeiten. Und er braucht
sechs Paar Hände.‘
Der Engel schüttelte den Kopf und sagte:
,Sechs Paar Hände... das geht nicht.‘ ‚Es
sind nicht die Hände, die mir Probleme
bereiten‘, sagte Gott, ‚es sind die drei Paar
Augen, die ein Polizist haben muss.‘ ‚Ein
ganz normaler Polizist? Warum denn das?‘,
fragte der Engel.
Gott erklärte: ,Ein Augenpaar, das durch
ausgebeulte Hosentaschen sehen kann, be-
vor er fragt, ob er sehen darf, was drin ist
(obwohl er es längst weiß und dabei
wünscht, er hätte einen anderen Beruf er-
griffen). Ein zweites Paar Augen an der Seite
des Kopfes, um die Sicherheit seines Part-
ners in denselben zu haben. Und ein Paar
vorne, das tröstlich zum Verunglückten
schauen kann und ihn sagen lässt: Alles
wird wieder gut, obwohl er weiß, dass es
nicht so ist.‘
‚Mein Gott‘, sagte der Engel und fasste ihn
am Ärmel, ‚ruhe dich doch erst mal aus,
du kannst dieses Modell doch später fer-
tig stellen.‘ ‚Das kann ich nicht‘, sagte Gott,
‚ich habe schon ein ziemlich gutes Modell

geschaffen. Es kann einen 150 Kilo schwe-
ren Betrunkenen überreden, ins Polizeiau-
to einzusteigen, ohne dass es zu Prügelei-
en kommt...‘
Der Engel umkreiste den Polizisten sehr
langsam und sah ihn sich genau an. Dann
sagte er:
‚Kann dieses Modell auch denken?‘ ‚Aber
natürlich‘, antwortete Gott, ‚es kann dir
die Tatbestände von tausend Verbrechen
aufzählen, Verwarnungen im Schlaf aufsa-
gen, verhaften, untersuchen, auffinden und
einen Gangster schneller von der Straße
holen als Richter diskutieren, ob es berech-
tigt war oder nicht, während der Polizist
schon den nächsten verhaftet. Und wäh-
rend alledem behält der Polizist noch sei-
nen Sinn für Humor. Außerdem hat die-
ses Modell eine wahnsinnig gute Kontrolle
über sich selbst; es ist fähig, Verbrechens-
szenen zu untersuchen und abzusichern,
die aussehen, als wären sie der Hölle ent-
sprungen, ohne mit der Wimper zu zu-
cken. Es kann einem Kinderschänder ein
Geständnis entlocken und hat trotzdem
seinen aufkommenden Hass unter Kontrol-
le. Es kann die Familien von Opfern trös-
ten und ihnen Mut zureden, obwohl die
Zeitung immer wieder mal schreibt, Kri-
minelle würden nicht gerecht behandelt ...”

Sicher stellenweise überzogen, formuliert
der Text doch Dichte und Aufkommen
persönlicher und sachlicher Kompetenz.
Kein Beruf wie jeder andere fordert der
Polizeiberuf  besondere Menschen, beson-
dere Einstellungen und Motivationen, die
„in schweren Zeiten” überleben. Die ural-
te ethische Frage liegt in der Luft: Was
mache ich eigentlich hier und warum? Sie
gehört notwendigerweise ergänzt durch das
Wissen um sich selbst, seine Stärken und
Schwächen und deren ausgewogene Ein-
schätzung, losgelöst auch von dem Zwang,
immer nur darauf hören zu sollen, was
andere sagen und schreiben. Innerhalb al-
ler Zwänge und Hierarchien ein Stück Frei-
heit, für das zu kämpfen es sich lohnt.
Die Konfrontation mit der gesamten Band-
breite des Lebens, seiner Gegensätze und
Widersprüchen, den Sinnlosigkeiten und
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von drohender Verdinglichung und Instru-
mentalisierung, an deren Ende der Erfolg
gemessen wird, erst in zweiter Linie nach
dem gefragt wird, der für ihn verantwort-
lich zeichnet. Das Rendezvous mit sich
selbst sichert die eigene Würde, garantiert
den eigenen Standpunkt und schafft Res-
sourcen. Georg Christoph Lichtenberg
schreibt: „Es gibt Leute, die glauben, alles
wäre vernünftig, was man mit einem ernst-
haften Gesicht tut.“ Johann Gottfried Her-
der meinte: „Der Mensch soll nicht ver-
nünftiger, sondern menschlicher werden.“

„Das ist nicht mehr meine Polizei!“ Oft
gehört und wohl auch von sich selbst aus-
gesprochen wurde dieser Satz. In gewissem
Sinne ist es wohl auch gut, dass früher
nicht heute ist. Die Möglichkeiten weiter
zu kommen haben zugenommen, die Aus-
bildung, das Studium hat an Qualität zu-
genommen, der VW-Käfer wich dem Mer-
cedes Benz, Arbeitsbedingungen und
Verdienstmöglichkeiten entwickelten sich,
die Zusammenarbeit mit internationalen
Kollegen wurde Standard, Frauen und
Männer gemeinsam in der Polizei ersetz-
ten eine „reine Männergesellschaft“. „Pan-
ta rhei“ stammt aus dem griechischen
Sprachgebrauch und meint, dass alles im
Fließen begriffen ist, nichts so und dort
bleibt, wo es früher einmal war. Diejeni-
gen, die meinen, dass früher alles besser
gewesen sein soll, wissen dieses Früher in
sicherer Entfernung und ahnen zugleich,
dass Verklärung die Folge davon ist. Refor-
men sind nötig, damit nicht mit den Werk-
zeugen der Vergangenheit die Herausfor-
derungen der Gegenwart und Zukunft
angegangen werden müssen. Das Ob
scheint unbestritten, das Wie hingegen
nicht. Modeworte sind gefunden für Re-
formen und Reformprozesse. Ziele werden
formuliert und angegangen. Wege werden
als Ziele formuliert. Führungsmodelle sind
in permanenter Diskussion, Anleihen aus
der „freien Wirtschaft“ werden genommen
und der Name mancher Automarke fällt,
geht es um Managementkonzepte in der
Polizei, um Führungsverhalten, Kontrolle,
Bewertung, künftige Strukturen. Ein gewis-
ser Ehrgeiz darüber entsteht, welche Lehre
die reine ist. Auch hier stimmt: Wo Bewe-
gung ist, ist Entwicklung und wo Entwick-
lung ist, wird Stillstand verhindert. Polizei
ist ein Teil der Gesellschaft.

Sorge um die Seelen der Beamtinnen und
Beamten in der Polizei muss jede Reform
– so sie wirklich eine ist – begrüßen und
zugleich skeptisch beleuchten. „Cui bono?“
Diesmal stammt die Frage aus dem Latei-
nischen und fragt danach, wem es nützt.
Der Ethiker, der Theologe muss danach
fragen, ob es dem Menschen nützt, ihm
alleine oder ihm und der Organisation oder

Verletzungen erfordert das Rendezvous mit
sich selbst. Dr. Peter Fricke spricht in sol-
chen Zusammenhängen davon, sich einen
Brief zu schreiben, einen Brief an denjeni-
gen, der man früher war. Was erfüllte sich
an Plänen, blieb auf der Strecke, fasziniert,
schmerzt, macht traurig, hat überleben las-
sen, brachte an die Grenzen, ist es wert
weiter zu machen dienstlich und privat?
Nicht ganz einfach ist das Rendezvous mit
sich selbst. Es geht um einen selbst, nicht
die Kollegin oder den Kollegen. Sich Zeit
nehmen, einen Standpunkt behalten, ver-
teidigen.
In einer Geschichte, die im früheren Afri-
ka spielt, wird geschildert wie eine Gruppe
von Trägern unterwegs ist und zu höhe-
rem Tempo angetrieben wird. Das geht so
lange bis die unter den Lasten mühsam
Gehenden sich plötzlich hinsetzen.Auch
Drohungen und Schläge reichen nicht aus,
um sie in neuerliche Bewegung zu verset-
zen. Wann sie weiter gehen wollten, wer-
den die Träger gefragt und wie lange sie
noch sitzen zu  bleiben die Absicht hät-
ten. „Bis unsere Seelen nachgekommen
sind”, lautet die Antwort.
„Bis unsere Seelen nachgekommen sind!”
Regeln, helfen, stützen, sanktionieren, be-
lastenden Eindrücken ausgesetzt sein be-
deutet zu wissen, wo die Seele ist, in wel-
chem Zustand sie sich befindet und wann
man sich um sie im guten Sinne sorgen
muss. Das Rendezvous mit sich selbst
braucht Zeit, Ruhe – vor allem die Bereit-
schaft zum Stelldichein mit sich selbst.

Von einem Menschen ist eine Geschichte
geschrieben worden, den man gefragt habe,
weswegen er immer so gesammelt sein kön-
ne. Er soll geantwortet haben:
„Wenn ich stehe, dann stehe ich. Wenn ich
gehe, dann gehe ich. Wenn ich sitze, dann
sitze ich. Wenn ich esse, dann esse ich.
Wenn ich spreche, dann spreche ich.”
Die Fragesteller meinten, das auch zu tun
ohne den entsprechenden Erfolg. „Nein,
wenn ihr sitzt, dann steht ihr schon; wenn
ihr steht, dann lauft ihr schon; wenn ihr
lauft, dann seid ihr schon am Ziel.“ Die
Sorge um die Seelen der Polizistinnen und
Polizisten  hat etwas mit der „Entschleuni-
gung der Zeit“ zu tun, damit die „Seelen
nachkommen können“. Frauen und Män-
ner in der Polizei bleiben “Menschen aus
Fleisch und Blut”. Die selbst auferlegte und
zugeschriebene Rolle allzeit funktionieren-
der Wesen ohne die Seelenpflege darf nicht
mit Optimierung und Maximierung in
Verbindung gebracht werden – höchstens
statistisch. Am Anfang und am Ende jeder
Optimierung steht der Mensch. Lange
schon verabschiedet haben sich ernstzuneh-
mende Führungsmodelle von alleine den
so genannten „harten Faktoren“. Soziolo-
gen, Pädagogen und Psychologen sprechen

nur einer Organisation in der Gestalt ei-
ner soziologischen Größe. Lehrer kommen-
tieren die pädagogische Wirklichkeit
manchmal mit „die Schule wäre schön,
gäbe es nicht die Schüler“.
Reformen brauchen Zeit. Die Bewertung,
ob sie sich bewährt haben oder nicht, be-
nötigt ebenfalls Zeit, Freiräume und expe-
rimentelle Kreativität. Eine zu eilige und
an einer jeweiligen politischen Prioritäten-
setzung orientierte Reform der Reform ist
zum Scheitern verurteilt. Hektik übersieht
alte Fehler und bereitet den Boden für neue.
Politische Abhängigkeiten verunsichern die
Organisation und die in ihr handelnden
Personen. Polizeiliche Arbeit braucht Si-
cherheit um Sicherheit zu „produzieren“,
Ruhe um gesellschaftliche Stabilität verifi-
zieren zu helfen. Manches hochgelobte
Projekt wird als Nebenschauplatz oder Hob-
by einzelner begeisterter Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter zu bezeichnen sein, dem
Verfall preisgegeben und abhängig saisona-
len Aspekten. Mit Kerngeschäft hat das
nichts zu tun. Sicher, der Ethiker oder Seel-
sorger versteht wenig von polizeilicher
Arbeit. Aber manchmal haben Universal-
dilettanten etwas Unbekümmertes an sich,
das ansteckend wirken kann. Auf dieser
Grundlage meine ich das Kerngeschäft der
Polizei so bezeichnen zu sollen: Wachtmeis-
ter, Schutzmann und Gendarm zu sein.
Wachtmeister laufen in manche Gefahr
hinein und bringen Ordnung in in Un-
ordnung geratene Bereiche. Schutzleute
halten für andere den Kopf hin, setzen sich
den Hut auf. Dabei droht ihnen Gefahr
für Leib und Leben. Gendarm sein, bewaff-
nete Frau, bewaffneter Mann und damit
Wahrung und Durchsetzung des Rechts zu
personifizieren, ist nichts anderes als das
Gewaltmonopol des Staates buchstabiert.
Das so bezeichnete Kerngeschäft ist ver-
antwortliche und anspruchsvolle Tätigkeit,
deren Ausübung von Mensch und Organi-
sation viel verlangt.

Von Anfang an muss der berufliche Werde-
gang der Polizeibeamtinnen und -beamten
von einem ausgewogenen Theorie-Praxis-
Verhältnis geprägt sein. Es darf nicht der
Eindruck erweckt werden, dass polizeiliche
Tätigkeit verwechselbar ist mit ausschließ-
lich theoretischer Kompetenz. Soziale und
ethische Kompetenz sind Teil des Erfah-
rungslernens und bedingen das Vorhanden-
sein von bewussten Vorbildern.
Das ethische Selbstverständnis von Polizei-
beamtinnen und -beamten muss davon
geprägt sein, lebenswichtige Solidarität ge-
genläufig zu gesellschaftlichen Vereinze-
lungstendenzen zu verwirklichen. Solida-
rität wird jedoch dort zur Karikatur, gilt
sie nur innerhalb bestimmter Hierarchi-
en, Besoldungsgruppen oder Interessenge-
meinschaften.
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Zu allen Zeiten haben sich Organisationen
verändert, so auch aktuell die Polizei. Ver-
änderungen sind notwendig. Sie müssen
sich jedoch so ereignen, dass die Reformen
mit getragen und vollzogen werden kön-
nen.
Der Polizeiberuf birgt ungewöhnliche Be-
lastungen. Nicht jede und nicht jeder ist
für solche Belastungen geeignet. Bei der
Auswahl muss hierauf verstärkt reagiert
werden, ebenso wie auch auf die angemes-
sene Begleitung konkreter Situationen so-
wie die Pflege von eigenen Ressourcen. Psy-
chosomatische Signale dürfen nicht
bagatellisiert werden. Ihr missbräuchlicher
Einsatz zur Erlangung eines persönlichen
Vorteils ist gerade im Hinblick auf tatsäch-
lich betroffene Menschen diskriminierend.
Führungsaufgabe bleibt dabei das schwere
„Geschäft“ der Differenzierung unter Her-
anziehung von seriösem Sachverstand.
Der Polizeiberuf ist eine anspruchsvolle
Tätigkeit und damit verbunden mit einem
ungewöhnlichen Kräfteaufwand, gekoppelt
an die Pflicht zu verantwortlichem Tun
und Auftreten innerhalb und außerhalb
der Dienstzeit. Tätigkeiten, welche einem
ausgewogenen Kräfteverhältnis widerspre-
chen oder den Beruf in der Öffentlichkeit
infrage stellen, vereinbaren sich nicht.
Rechtzeitig sollen Betroffene auf latente
und sichtbare Konflikte angesprochen
werden.
Hierarchische Ordnungen in der Polizei
dienen der Optimierung von Abläufen und
Verantwortlichkeiten. Sie haben nur zweit-
rangig etwas mit Lokalisierung von Sach-
verstand auf bestimmten Ebenen zu tun.
Der Hinweis auf die nächsthöhere Ebene
bei der Wahrnehmung von Verantwortung
entspricht nicht moderner Führungslehre,
ebenso wenig die Vermutung von Kompe-
tenz nur ab oder unterhalb eines bestimm-
ten Dienstgrades.
Die Sorge um den Menschen in der Poli-
zei darf nicht zu Gunsten von Strukturen
und Abläufen und deren Optimierung ver-
nachlässigt werden. Ebenso wenig darf ver-
nachlässigt werden, dass besondere beruf-
liche Belastungen besondere persönliche
Voraussetzungen, Einstellungen und Auf-
fassungsgaben nötig machen. In erhebli-
chem Maße bedarf es der Pflege der Per-
sönlichkeit im Sinne von Anspannung und
Ruhe, Pflicht und Kür.
Schließlich gehören stabile Beziehungen
zur Grundvoraussetzung erfolgreicher Be-
rufsausübung. Familie und familienähnli-
che Strukturen, die Pflege von Freundschaf-
ten, verlässliche Partnerinnen und Partner
erleichtern den Ausgleich und die Ressour-
cenbildung. Die Entstehung und Wirkwei-
se von Krisen im Leben von Polizeibeam-
tinnen und -beamten deuten darauf hin,
dass eine Übertragung in den beruflichen
Alltag die Regel ist. Zur Pflege und zum

Erhalt tragfähiger Beziehungen beizutra-
gen muss ein wichtiges Ziel aller Reformen
und Führungskonzepte darstellen.

Von Ludwig Börne stammt der Satz „Als
Pythagoras seinen bekannten Lehrsatz ent-
deckte, brachte er den Göttern eine Heka-
tombe dar. Seitdem zittern alle Ochsen,
sooft eine neue Wahrheit ans Licht
kommt.“ Reformen zu diffamieren kann
nicht Sinn verantwortlicher Begleitung von
Menschen sein. Die Sorge um die Seelen
dieser Menschen muss die Reformen da-
nach befragen, zu welchem Zwecke sie ge-
plant und umgesetzt werden. Ist der
Mensch dabei nur Beiwerk, so sind Refor-
men Rückschritte. Hierzu gehört auch der
Irrtum, es müsse sich alles rechnen. Man-
ches „rechnet sich“ langfristig oder über-
haupt nicht, doch bleibt dessen Bedeutung
und Richtigkeit unbestritten. Eine der sinn-
vollsten Verschwendungen ist jene zu Guns-
ten der menschlichen Zufriedenheit. Dass
diese Verschwendung nicht grenzenlos sein
muss, dafür sorgt die menschliche Beschei-
denheit und der maßvolle Umgang mit
Anspruch und Forderung. „Zuerst einmal
musst du Mensch sein, erst dann kannst
du Beamter sein, Arbeiter, Lehrer, Priester
oder Arzt. Denn wenn dein Beruf auch
wichtig, ehrlich, ja ehrwürdig ist, so darf
er doch dein Menschsein nicht überwu-
chern. Selbst wenn die Institution, in der
du arbeitest, groß, bedeutend, ja heilig ist,
darfst du nicht ihr Werkzeug werden. Wenn
du dich sklavisch an ihre Vorschriften
hältst, zerstörst du Menschen, statt ihnen
zu dienen. Keine von ihnen kann dir die
Verantwortung abnehmen, als Mensch zu
handeln.“ (M. Malinski)

Polizeiseelsorge ist Luxus, Luxus im poli-
zeilichen Alltag. Luxus, dessen Inanspruch-
nahme sich im Grunde jede und jeder leis-
ten kann: Das Gespräch nach der Hektik,
die neue Perspektive nach der Ausweglo-
sigkeit, „hierarchiefreie Kommunikation“
nach der Dienst-Besprechung, Vier-Augen-
Gespräche außerhalb des Protokolls, durch-
atmen nach der Enge, ganz andere Gedan-
ken im Gottesdienst, Gedanken und Worte
ohne „das geht doch nicht“, Verschwiegen-
heit ohne Alternative, letzte Worte und
letzte Abschiede, Verständnis ohne viele
Worte, Zeit von Fragen loszulassen, unpro-
saische Gebete, angekommen bei sich, den
Menschen und Gott.
Dass so etwas möglich ist mitten in der
Polizei ist Luxus. Luxus und selbstverständ-
lich für Menschen, von denen man sagt,
dass sie nach einem gewissen Ebenbild ge-
schaffen seien.

Erinnern Sie sich an die Geschichte aus
dem „Schaumburger Wochenblatt“? Ihr
Ende habe ich für das Ende dieser, für eine

Fachzeitschrift unüblichen Gedanken auf-
gehoben: „Dann sah sich der Engel das
Gesicht des Polizisten genauer an, strich
mit dem Finger über die Wangen des Mo-
dells und sagte: ‚Siehst du, Gott, hier ist
ein Leck. Ich sagte dir doch, dass du dir
zuviel vorgenommen hast bei diesem Mo-
dell.‘ ‚Das ist kein Leck‘, entgegnete Gott,
‚es ist eine Träne‘. ‚Eine Träne? Wofür?‘
wollte der Engel wissen. ‚Nun ja, für die
aufgestauten Gefühle ... für die verletzten
Kolleginnen und Kollegen, für die Be-
schimpfungen, die er hinnehmen muss, für
die Undankbarkeit und die oft falschen
Beschuldigungen, für die Frustration und
Wut, für Einsamkeit, für Schmerz und
Ohnmacht, für die schrecklichen Dinge,
die er manchmal sieht. Für die Alpträume
und für die Angst.“

So endet diese Geschichte mit dem Hin-
weis auf das, was hinter der Kleidung, der
Routine und dem ersten Blick ist: Men-
schen, für deren Seelen jede Mühe lohnt.
Aus den Schriften von Gerhart Haupt-
mann stammt „Jeder Mensch, richtig er-
kannt, ist ein bedeutender Mensch.“

(Dr. phil. Herbert Fischer-Drumm, Polizei-
pfarrer und Sozialwissenschaftler, Mitglied
des Kriseninterventionsteams des BMI und
der rheinland-pfälzischen Polizei)
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Wirtschaftskriminalität verursachte gemäß
Polizeilicher Kriminalstatistik im Jahr 2003
bundesweit einen Schaden von rund 6,83
Mrd. Euro und lag damit um nahezu 40 %
über dem des Vorjahres.1  Der tatsächliche
Schaden dürfte noch um einiges größer
sein, da von einer hohen Dunkelziffer aus-
zugehen ist. Das große Gefahrenpotential
wird auch dadurch deutlich, dass nur etwa
1,3 % aller registrierten Straftaten wirt-
schaftskrimineller Natur waren, diese je-
doch mehr als 57 % des registrierten Ge-
samtschadens ausmacht.

Korruption ist ebenfalls geprägt von ho-
her Sozialschädlichkeit. Schadenssummen
können aber allenfalls geschätzt werden, da
hier das Dunkelfeld noch weitaus größer
sein dürfte. Experten sagen, nur 5 % aller
Korruptionsdelikte kommen tatsächlich ans
Tageslicht. Transparency International geht
in seinem im Frühjahr 2005 veröffentlich-
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ten Welt-Korruptions-Bericht davon aus,
dass allein in Deutschlands Bausektor jähr-
lich ein Schaden von mindestens 5 Mrd. bis
10 Mrd. Euro verursacht wird. Weltweit
dürfte der Schaden im Baubereich bei mehr
als 225 Mrd. Euro liegen. Das sind knapp
10 Prozent des globalen Bauauftragsvolu-
mens.2

Es wird davon ausgegangen, dass in Teil-
bereichen der staatlichen Verwaltung
Deutschlands bis zu 90 % aller Bauvorha-
ben auf Bestechung und Preisabsprachen
beruhen, so Prof. Dr. Bannenberg und
OStA Schaupensteiner.3

Die Bürger und der Staat werden durch die
immensen Schäden, die ihnen durch die
Korruptionstaten zugefügt werden, in dop-
peltem Maße belastet: Zum einen durch die
missbräuchliche Verwendung von Steuer-
geldern (durch Korruption erlangte Aufträ-
ge sind um ein Vielfaches teuerer, da der
freie Wettbewerb ausgeschaltet wird und die
Schmiergelder werden ebenfalls auf den
Preis aufgeschlagen) und zum anderen
durch erhöhte Folgekosten, die z.B. durch
mangelhafte Bauausführung infolge fehlen-
der Kontrolle zu vorzeitigen Reparaturen
oder gar Neubauten führen.

Einer Umfrage des Berliner Meinungsfor-
schungsinstitutes Forsa im Auftrag von
„impulse“ im Jahr 2002 zufolge, hat jeder
siebte deutsche Firmenchef bereits einmal
einen potentiellen Auftraggeber besto-
chen.4   Hochgerechnet haben sich damit
rund 150.000 Unternehmer der Korrupti-
on schuldig gemacht. Für viele scheint Be-
stechung aber auch ein notwendiges Übel,
um an Aufträge zu kommen. So bestätig-
ten insgesamt 54 % der Befragten, schon
einmal einen Auftrag verloren zu haben,
weil sie kein Schmiergeld zahlten.
Es sind also nicht immer die qualifizierten
Unternehmer, die einen Auftrag erhalten.

Stattdessen kommen diejenigen zum Zuge,
welche die höchsten Bestechungsgelder
bezahlen oder die besten Verbindungen
besitzen.
Aber nicht nur der materielle Schaden ist
an dieser Stelle zu erwähnen, auch die
staatsgefährdenden Aspekte dürfen nicht
außer Acht gelassen werden: Die Integrität
und die Funktionalität des Staates stehen
auf dem Spiel. Korruption gefährdet die
Demokratie und das Vertrauen der Bevöl-
kerung in die Unabhängigkeit der staatli-
chen Verwaltung.

Kurz: Korruption und Wirtschaftskrimina-
lität sind Kriminalitätsbereiche mit einer
außerordentlich hohen Sozialschädlichkeit,
die zu einer Schwächung der Wirtschaft und
einer Gefährdung der Demokratie führen.
Deshalb ist deren Bekämpfung seit Jahren
erklärtes Ziel der Niedersächsischen Lan-
desregierung.

����������������
Das größte Problem ist jedoch die Hinweis-
erlangung. Warum ist die Dunkelziffer ge-
rade im Bereich der Korruption so hoch?
Das hat seine Ursache u.a. in den auf Kons-
piration angelegten Täter-Täter-Beziehun-
gen und dem Fehlen personifizierbarer
Opfer. Korruption ist ein klassisches Kon-
trolldelikt. Strafanzeigen von unmittelbar
Beteiligten bilden die absolute Ausnahme
und Hinweisgeber aus dem Umfeld der
korruptiven Beziehungen trauen sich in der
Regel nicht, ihre Kenntnisse dem Vorge-
setzten oder den Strafverfolgungsbehörden
zu offenbaren. Gerade aber diesen Hinweis-
geber, den sog. Whistleblower, gilt es, in das
Netzwerk gegen Korruption und Wirt-
schaftskriminalität einzubeziehen, will man
das Dunkelfeld aufhellen. Leider gibt es in
Deutschland keinen gesetzlichen Schutz des
Whistleblowers wie z.B. in Schweden. Sol-
che Personen müssen damit rechnen, ent-
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lassen, versetzt, bedroht, eingeschüchtert
oder diskriminiert zu werden. Um diesen
Personen dennoch die Möglichkeit zu er-
öffnen, ihre Kenntnisse ohne Angst vor
Repressalien mitteilen zu können, wurde
von der Potsdamer Softwarefirma Business
Keeper AG (BK AG) ein webbasiertes In-
formationssystem, das Business-Keeper-
Monitoring-System (BKMS® System) ent-
wickelt, über das der Hinweisgeber völlig
anonym eine Meldung abgeben kann.

����:�����������
Zur Bedeutung von anonymen Hinweisen
erklären Prof. Dr. Bannenberg und OStA
Schaupensteiner u.a.:
„Neben den Ermittlungen selbst, die, sach-
verständig geleitet, eine Lawine von Folge-
verfahren auslösen können, sind anonyme
Anzeigen die am besten sprudelnden Er-
kenntnisquellen. Anonyme Hinweise sind
grundsätzlich ernst zu nehmen, denn es
handelt sich häufig um Insiderwissen. ’So-
weit Insider ihre Kenntnisse anonym an-
zeigen, stellt diese Vorgehensweise in einem
nach allen Seiten abgeschotteten System der
Korruption bisweilen die einzige Äuße-
rungsmöglichkeit ohne Gefahr von Repres-
salien dar.’“5

Sowohl in der Vergangenheit als auch heut-
zutage erreichen uns immer wieder anony-
me Strafanzeigen, die auf Korruption oder
Wirtschaftskriminalität hinweisen. Sie sind
oft sehr knapp und unvollständig und bie-
ten wenig Ansätze für weitere polizeiliche
Ermittlungen – eine staatsanwaltliche Ein-
stellung gem. § 170 II StPO ist die Folge.
Sicher gibt es auch umfangreiche und qua-
lifizierte anonyme Anzeigen, die zur Ein-
leitung von Ermittlungsverfahren bis hin
zu gerichtlichen Verurteilungen führen.
Diese sind aber relativ selten. Das Problem
bei herkömmlichen anonymen Anzeigen ist,
dass keine Rückfragen an den Hinweisge-
ber gestellt werden können.

Telefonhotlines oder Vertrauensanwälte,
sog. Ombudsmänner (und -frauen) bieten
dem Hinweisgeber Möglichkeiten, Hinwei-
se im Schutze der Anonymität geben zu
können. Auf die Vor- und Nachteile dieser
Einrichtungen, die in einigen Bundeslän-
dern oder Wirtschaftsunternehmen wie z.B.
der Deutschen Bahn AG eingesetzt werden,
will ich an dieser Stelle nicht eingehen.

3����90&M�&:����
Das BKMS® System ist ein webbasiertes
Meldesystem zur Prävention und Repres-
sion krimineller oder sonstiger schädigen-
der Handlungen, das ursprünglich für die
Wirtschaft entwickelt wurde, die sich sel-
ber vor Kriminalität in den eigenen Reihen
schützen muss. Das Besondere an dem Sys-
tem ist die Möglichkeit des anonymen Dia-

logs zwischen Hinweisgeber und Sachbe-
arbeiter während der Zeit der Ermittlun-
gen.

Die menügesteuerte Hinweisabgabe findet
ebenso wie die systematische Hinweisbe-
arbeitung über das Internet online statt und
ist somit orts- und zeitunabhängig. Es steht
den Hinweisgebern also auch außerhalb der
üblichen Dienst- und Geschäftszeiten zur
Verfügung. Dies ist gerade vor dem Hin-
tergrund von Bedeutung, dass Hinweisge-
ber oftmals nur in einem eng begrenzten
Zeitfenster bereit sind, ihre Kenntnisse zu
offenbaren.

Hinweisgeber gelangen über einen Link auf
der Homepage des LKA Niedersachsen,
���,���,�������� ����,�� oder über
eine eigens eingerichtete Website, ���,���
��!�����	�����!
���,�������� ����,��
in den anonymen Meldebereich. Der Ab-
lauf der Meldung ist in Menüs unterteilt,
die auch von Personen, die keine großen
Erfahrungen mit dem Internet haben,
leicht zu verstehen sind. Zunächst wählen
die Hinweisgeber den Schwerpunkt ihrer
Meldung wie z.B. Korruption oder Betrug.
Die Fragen des Meldeformulars enthalten
alle Angaben, die für die weitere Bearbei-
tung und Auswertung wichtig sind.
In ein freies Textfeld kann der Sachverhalt
eingetragen werden. Auch Dateianhänge,
z.B.  in Form von Word- oder Excel-Do-
kumenten können übersandt werden, wo-
bei der Hinweisgeber auf die Löschung
seiner Autorenkennung besonders hinge-
wiesen wird.

����:����3�����
Das Herzstück des Systems ist die Mög-
lichkeit des anonymen Dialogs mit den
polizeilichen Sachbearbeitern der Meldung.
Dafür ist es wichtig, dass sich die Hinweis-
geber einen anonymen Postkasten am Ende
des Meldeprozesses einrichten. Die Ein-
richtung des Postkastens ist bewusst nicht
zwangsweise vorgegeben, sondern optional.
Da die Hinweisgeber Benutzernamen und
Kennwort selbst wählen und die Angaben
keinen persönlichen Daten zugeordnet
werden können, bleibt der gesamte Dialog
anonym. Vergisst der Hinweisgeber seine
Zugangsdaten, muss ein neuer Postkasten
eingerichtet werden, weil er der Einzige in
Kenntnis der Daten ist. Das BKMS® Sys-
tem unterscheidet sich hier vollkommen
vom Mailingsystem. Da weder IP-Adresse
noch Uhrzeit gespeichert werden, ist ein
retrograder Rückschluss auf den Hinweis-
geber nicht möglich.
Das System ist gerade im Hinblick auf die
Anonymität und Datensicherheit durch
einen von unserem Hause benannten
Diplom-Informatiker im Auftrage der BK
AG begutachtet und zertifiziert worden.

Die wesentlichen Vorteile des BKMS® Sys-
tems, die Zusicherung der Anonymität und
die Möglichkeit des anonymen Dialogs,
haben in Niedersachsen zu einem erhebli-
chen Anstieg des Hinweisaufkommens ge-
führt, worüber später noch ausführlich be-
richtet wird.
Ein weiterer Vorteil ist, dass die Hinweise
schriftlich eingehen, wodurch u.a. Fehlin-
terpretationen und Missverständnisse weit-
gehend vermieden werden. Auch werden
in Niedersachsen nur bestimmte Hinweise
zugelassen, Hinweise auf die besonders
sozialschädlichen Deliktsbereiche Korrup-
tion und Wirtschaftskriminalität. Die Mel-
dung anderer Kriminalitätsbereiche wird
durch besondere Filterfunktionen vom Sys-
tem nicht aufgenommen. Hierüber wird der
Hinweisgeber auch entsprechend mit der
Bitte informiert, sich an die nächste Poli-
zeidienststelle zu wenden.

3���%����!��"���
Was hat Niedersachsen veranlasst, das
BKMS® System als Instrument zur Krimi-
nalitätsbekämpfung einzusetzen? Zum ei-
nen die bereits dargestellte hohe Sozial-
schädlichkeit und die Gefährdung von Staat
und Demokratie und zum anderen das
Ausbleiben von hinreichenden Erkenntnis-
sen. Zum 01. Oktober 2002 wurde im LKA
Niedersachsen die Zentralstelle Korrupti-
onsbekämpfung (Zs-Kor) eingerichtet.
Über ein Jahr erreichte die Zs-Kor nicht
ein einziger Hinweis, weder anonym noch
offen.

Zielsetzung war daher:
� Erhöhung der Hinweisquantität durch

gezielte Sensibilisierung der Öffentlich-
keit, durch Absenkung der Hemm-
schwelle durch die Anonymität oder
durch Motivation des Hinweisgebers
durch das Feedback in der Kommuni-
kation.

� Erhöhung der Hinweisqualität durch
gezielte kategorisierte Abfrage von In-
formationen, durch Einbeziehung des
Hinweisgebers zur Fallkonkretisierung
oder durch Glaubhaftigkeitsprüfung im
Dialog.

� Schnelle Tatbestandsklärung durch eine
landesweite zentrale Erfassung von Hin-
weisen, durch Informationskorrelation
oder durch Relevanzprüfung.

� Schutz des Hinweisgebers durch Anony-
mität.

Am 30. Oktober 2003 wurde das BKMS®

System im Rahmen einer Landespressekon-
ferenz des Niedersächsischen Innenminis-
ters Uwe Schünemann als bundesweit ein-
maliges Pilotprojekt gestartet. Terminiert
war die Pilotphase bis 29. Februar 2004, mit
der Option einer 2-monatigen Verlänge-
rung für den Fall, dass keine grundlegende
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Aussage über Erfolg oder Misserfolg ge-
macht werden könnte.
Auf Grund des überaus positiven Verlaufs
des Projektes wurde das System zum 01.
März 2004 als offizielles Instrument zur
Bekämpfung von Korruption und Wirt-
schaftskriminalität übernommen.

N
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Ein derartiges Hinweisgebersystem ist von
einer intensiven, breit angelegten und mög-
lichst fortdauernden Öffentlichkeitsarbeit
abhängig. Je größer der Bekanntheitsgrad
des Systems, desto größer die Zahl der ein-
gehenden Hinweise.
Nach der Landespressekonferenz des In-
nenministers berichteten sowohl die Print-
medien als auch das Fernsehen gerade in
den ersten Tagen und Wochen sehr ausführ-
lich nicht nur in Niedersachsen, sondern
bundesweit (sogar das südkoreanische
Fernsehen sendete einen Beitrag). Parallel
dazu wurden durch die Zs-Kor über 160
Verbände, Verwaltungen und Institutionen
in Niedersachsen mit differenzierten Infor-
mationen versorgt und gebeten, diese an die
Mitarbeiter bzw. die nachgeordneten Insti-
tutionen weiterzuleiten. Auch auf die Mög-
lichkeit der elektronischen Übersendung
wurde dabei besonders hingewiesen.

Die bundesweite Medienberichterstattung
hat natürlich dazu geführt, dass die einge-
henden Meldungen nicht nur Niedersach-
sen, sondern mittlerweile alle Bundeslän-
der tangieren.

&���
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Meldungen über das BKMS® System wer-
den von hier erst dann als relevant einge-
stuft, wenn sie zur Einleitung polizeilicher
bzw. staatsanwaltlicher Ermittlungen und
somit zu einem offiziellen Strafverfahren
führen.
Vor Beginn des Pilotprojektes waren kei-
nerlei Aussagen über den Umfang der zu
erwartenden Meldungen möglich, da mit
dem BKMS® System absolutes Neuland
betreten wurde. Auch die Möglichkeit ei-
nes völligen Ausbleibens anonymer Mel-
dungen war nicht auszuschließen.
In den beiden ersten Tagen des Projekt-
starts erfolgten über 2.700 Zugriffe auf die
Info-Seite, über die man direkt in die Mel-
demaske gelangt. Mit Stand vom 1. Novem-
ber 2005 – auf diesen Stichtag beziehen sich
jetzt die nachfolgenden Zahlen – waren
knapp 25.600 Zugriffe auf die Info-Seite
zu verzeichnen.

Zu Beginn des Pilotprojektes gab es meh-
rere Meldungen u.a. von vermeintlichen
Pressevertretern, die das System testen
wollten. Es gab auch einfach nur „Nonsens-
Meldungen“ ohne jegliche Relevanz („Mei-

ne Frau betrügt mich; das muss auch mal
gesagt werden“). Seit Anfang 2004 sind
derartige Nonsens-Meldungen deutlich
zurückgegangen.
Insgesamt erreichten uns 800 Meldungen,
von denen nach erster Einschätzung 362
als strafrechtlich relevant einzustufen sind.
In 155 Fällen wurden staatsanwaltschaftli-
che Ermittlungsverfahren eingeleitet, davon
tragen 126 ein „Js-Aktenzeichen“; 61 Hin-
weise wurden zunächst zur weiteren Bear-
beitung an Polizeidienststellen, Finanz-,
Arbeits- oder Ausländerämter weitergelei-
tet.
Nur 193 der relevanten Meldungen (53,3 %)
beziehen sich auf Niedersachsen. 159 Mel-
dungen betreffen die anderen Bundeslän-
der (43,9 %). Zehn Meldungen konnten tat-
ortmäßig nicht zugeordnet werden, da es
sich hier z.B. um Internetbetrügereien han-
delte.

Die Hinweise beziehen sich auf Korrupti-
on sowie auf Betrug, Subventionsbetrug,
Untreue, Wettbewerbsdelikte, aber auch auf
illegale Beschäftigung und sonstige Wirt-
schaftsdelikte. Auch Bestechung/Bestech-
lichkeit im geschäftlichen Verkehr ist in
mehreren Fällen angezeigt worden. Die
Sachverhalte sind teilweise sehr detailliert
und substantiiert dargestellt, z.B. in Form
mehrseitiger Word-Dokumente, teilweise
aber auch sehr knapp, so dass Rückfragen
unabdingbar sind.
Rückfragen konnten bei 293 Hinweisge-
bern (bezogen auf die 362 strafrechtlich re-
levanten Meldungen) gestellt werden, da
diese sich einen anonymen Postkasten ein-
gerichtet hatten; d.h., über 80 % der Hin-
weisgeber relevanter Meldungen haben sich
einen Postkasten eingerichtet. Dies spricht
für die hohe Akzeptanz und das Vertrauen
in das System und die zugesicherte Anony-
mität. Kommuniziert haben von diesen 293
Hinweisgebern bis dato 192 (65,5 %). Die-
ser Anteil dürfte noch steigen, da manche
Hinweisgeber zwei, drei oder vier Wochen
für eine erste Antwort benötigen.

Hatten wir zuvor innerhalb eines Jahres
nicht einen einzigen Hinweis erhalten, sind
es jetzt allein für Niedersachsen 193 rele-
vante Meldungen. Ein Erfolg, den man
nicht kommentieren muss. Zum Erfolg
polizeilicher Arbeit gehört natürlich auch
das justizielle Ziel, die Verurteilung über-
führter Tatverdächtiger. Dafür ist der Zeit-
raum allerdings zu kurz; dass es zu Verur-
teilungen kommen wird, steht aber außer
Frage.

����.���
Auch Ermittlungen gegen eigene Kollegen
sind über das BKMS® System initiiert wor-
den. Kurz nach Beginn des Projektes, im
Dezember 2003 erreichte uns die Nach-

richt, wonach ein Beamter der Polizei Nie-
dersachsen, der für die Einrichtung eines
Fitnessraumes für die Polizei im Rahmen
der EXPO 2000 eine „Provision“ in Höhe
von 25 % des Auftragswertes von dem be-
vorteilten Unternehmen erhalten habe. In
der Folgezeit habe der Beamte für weitere
Bestellungen von Sportgeräten bei dem in-
volvierten Unternehmen ebenfalls entspre-
chende Kick-Back-Zahlungen erhalten.
Leider hatte sich der Hinweisgeber keinen
virtuellen Postkasten eingerichtet, so dass
keine Kommunikation mit dem Anonymus
möglich war. Erst durch langwierige Ermitt-
lungen der Zs-Kor konnte der Sachverhalt
soweit konkretisiert werden, dass durch die
zuständige Staatsanwaltschaft ein hinrei-
chender Tatverdacht bejaht und Durch-
suchungsbeschlüsse beantragt werden
konnten. Nach der Durchsuchung und Aus-
wertung der sichergestellten Unterlagen
wurden die Vorwürfe nicht nur bestätigt,
sondern weitere umfängliche Betrugs- und
Untreuehandlungen des Beamten aufge-
deckt. Die polizeilichen Ermittlungen ste-
hen unmittelbar vor dem Abschluss.
Ein Fall, der ohne das System offenbar nicht
bekannt geworden wäre.
Weitere interessante Fälle ließen sich hier
darstellen, doch das ist nicht Ziel dieses
Beitrages.

0�����������������������	��
Die Frage nach der Motivation des Hinweis-
gebers wird immer wieder gestellt. Gegner
des Systems behaupten, es wären Denun-
zianten, die sich hier melden. Wir haben
andere Erfahrungen gemacht. So schreibt
ein Hinweisgeber, der zuvor detaillierte
Angaben zu Korruption in einem nieder-
sächsischen Amt gemacht hat, Folgendes:
„Ich versichere Ihnen, dass ich keine wis-
sentlich falschen Angaben mache. Ich gebe
Ihnen mit sehr viel Herzklopfen Informa-
tionen weiter, die ich direkt von den Betei-
ligten oder ihnen nahe stehenden Dritten
erhalten habe, die ich für sehr korrekt hal-
te. ... Es haben sich Fakten über zwei Jahre
gesammelt. Darüber, ob es richtig ist, so
etwas anonym anzuzeigen, bin ich mir bis
dato nicht sicher. Es gibt genügend Fälle in
unserer Zeit, bei denen Wirtschaftskrimi-
nelle einen längeren Arm haben als die Ju-
stiz und die Wahrheitssuchenden am Ende
die Verlierer sind.“

Mehrere Hinweisgeber melden sich so oder
ähnlich. Sie möchten kriminelle Machen-
schaften mitteilen und so deren Fortgang
verhindern, trauen sich aber nicht offen
aufzutreten, weil sie befürchten, später sel-
ber als Verlierer dazustehen.

�������������!�������� �����	���
Andere Hinweisgeber outen sich im Laufe
der Kommunikation mit dem polizeilichen
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Den Bericht hat die KKB auf ihrer 13. Sit-
zung am 26./27. April 20058  zur Kenntnis
genommen und an die AG Kripo weiterge-
leitet. Auf der 157. Tagung der AG Kripo
am 06./07. September 2005 in Warnemün-
de waren sich alle Teilnehmer einig dar-
über, dass technisch funktionale Systeme
wie das BKMS® System grundsätzlich ge-
eignet sind, das Hinweisaufkommen in den
Deliktsbereichen Korruption und Wirt-
schaftskriminalität zu verbessern. Die AG
Kripo sieht allerdings auch die Notwen-
digkeit einer möglichst einheitlichen IT-
Umsetzung in Bund und Ländern als sach-
gerecht an. Daher erging an den UA IuK
der Auftrag, die Frage einer einheitlichen
technischen Umsetzung unter Einbezie-
hung der Entwicklungen in Hamburg und
Brandenburg zu prüfen.

OLAF, das Europäische Amt für Betrugs-
bekämpfung in Brüssel, hat großes Inter-
esse an der Übernahme des BKMS® Sys-
tems für ihre eigenen Ermittlungen
innerhalb der EU-Kommission. Es soll
zunächst als Pilotanwendung in mehreren
Staaten eingesetzt werden.

Sachbearbeiter, weil sie Vertrauen gefunden
haben und sehen, dass ihr Hinweis zur
Aufklärung von Straftaten sehr wertvoll
war. Es ist auch immer das Ziel, die Hin-
weisgeber zur Offenlegung ihrer Persona-
lien zu ermuntern. Andere Hinweisgeber
sind auch bereit, sich zumindest fernmünd-
lich mit den Sachbearbeitern oder auch den
Staatsanwälten in Verbindung zu setzen.
Eine genaue Zahl derer, die sich im Laufe
der Ermittlungen offen als Zeuge zur Ver-
fügung stellen, kann von hier allerdings
nicht gegeben werden, da die Rückmeldun-
gen der örtlichen Dienststellen, die später
die Sachbearbeitung übernehmen, in die-
sem Zusammenhang noch optimiert wer-
den müssen. So kann derzeit auch nicht
genau angegeben werden, welche Verfah-
ren zwischenzeitlich eingestellt wurden.

&����	����������
Das Projekt und die damit einhergehende
intensive Öffentlichkeitsarbeit hat bundes-
weit zu einer erheblichen Sensibilisierung
in der Bevölkerung beigetragen. So führt
beispielsweise ein vermeintliches Mitglied
eines bayerischen Gemeinderates, nachdem
es zunächst einen offensichtlich korrupti-
ven Sachverhalt im Zusammenhang mit der
Vergabe von Architektenleistungen geschil-
dert hatte, Folgendes aus: „Mit einigen we-
nigen Kollegen aus dem Gemeinderat ha-
ben wir zwar jedes Mal dagegen protestiert,
aber wir haben, zum Teil aus Unwissenheit,
nicht wirklich etwas dagegen unternom-
men. Auf der Seite – www.transparency.de
las ich von Ihrer Aktion und würde mich
freuen, wenn Sie mir mitteilen können, wel-
che Möglichkeiten wir haben, um an eine
fairere und vielleicht kostengünstigere Aus-
schreibung für Aufträge an Architekten zu
kommen. .... bedanke mich ganz herzlich
für Ihre Aktion. Mir ist dabei klar gewor-
den, dass wir als Kommunalpolitiker viel
verantwortungsbewusster mit unserem
Amt umgehen müssen. Schließlich sind wir

auf die Bürger vereidigt und nicht einer Par-
tei oder einzelnen Personen verantwortlich.“

���	�� �
Niedersachsen ist derzeit noch das einzige
Bundesland, das dieses webbasierte Hin-
weisgebersystem im Bereich der Strafver-
folgung nutzt. Fast 50 % der eingehenden
Meldungen betreffen allerdings andere
Bundesländer. Die Betreuung dieser Hin-
weisgeber (die Kommunikation) muss über
das LKA Niedersachsen erfolgen und führt
so zu einer auf Dauer nicht hinnehmbaren
Mehrbelastung meiner Mitarbeiter.

Auf der 154. Tagung der AG Kripo6  wur-
de von mir das BKMS® System und die hie-
sige Bewertung vorgetragen. Niedersachsen
wurde daraufhin beauftragt, die Thematik
in die folgende Tagung der Kommission
Kriminalitätsbekämpfung (KKB) einzu-
bringen. Die KKB beschloss in ihrer 11.
Tagung unter TOP 77  die Einrichtung ei-
ner Bund-Länder-Projektgruppe (BLPG)
unter Federführung Niedersachsens mit
dem Auftrag, u. a. die sich durch das
BKMS® System bietenden Möglichkeiten
und Risiken zur Bekämpfung der Korrup-
tion und Wirtschaftskriminalität umfassend
zu prüfen.
Nach langen und teilweise kontroversen
Diskussionen legte die BLPG einen Ab-
schlussbericht mit Stand vom 11.01.2005
vor, der neben einer grundsätzlich positi-
ven Bewertung des Systems mit folgender
Empfehlung endet:

„Das BKMS® System ist als geeignetes Ins-
trument zur Steigerung des Hinweisauf-
kommens in den Bereichen Korruption
und Wirtschaftskriminalität grundsätzlich
zu empfehlen.
Hinsichtlich der Bewertung und Gewich-
tung der beschriebenen Risiken sowie der
Kosten herrscht in der BLPG jedoch keine
einheitliche Meinung.“

.�/�����

1 BKA Lagebericht Wirtschaftskriminalität 2003
2 Financial Times Deutschland vom 17.03.2005
3 Bannenberg/Schaupensteiner (2004): „Korruption in

Deutschland. Portrait einer Wachstumsbranche“,
München, S. 41 (m.w.N.)

4 Impulse, Ausgabe 6 / 2002
5 Bannenberg/Schaupensteiner (2004): „Korruption in

Deutschland. Portrait einer Wachstumsbranche“,
München, S. 39 (m.w.N.)

6 154 Tagung der AG Kripo am 18.02.2004 in Seeon,
TOP 2.6

7 11 Tagung der Kommission Kriminalitätsbekämpfung
am 04./05. Mai 2004 in Duisburg

8 13. Tagung der Kommission Kriminalitätsbekämpfung
am 26./27. April 2005 in Saarbrücken
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Von der Entwicklung zur „Informations-
gesellschaft“ ist auch die Polizei nicht un-
berührt geblieben. Das betrifft die operati-
ve Ebene, aber auch Aus- und Fortbildung
und die Verarbeitung polizeirelevanter For-
schungen. Das Verhältnis von Wissenschaft
und Polizei ist in den zurückliegenden Jahr-
zehnten enger geworden, Berührungsängste
sind in den Hintergrund gedrängt worden,
wissenschaftliche Denkweisen und For-
schungsergebnisse finden Eingang in die
praktische Polizeiarbeit. Sowohl innerhalb
der Polizei als auch außerhalb gibt es brei-
ter werdende Forschungsarbeiten für die
Polizei oder in deren Auftrag, aber auch
über die Polizei. Von beiden Grundrichtun-
gen kann sie nur profitieren. Dies hat zu
tun mit den gestiegenen fachlichen und öf-
fentlichen Anforderungen an die praktische
Polizeiarbeit, aber auch mit der verbesser-
ten Aus- und Fortbildung seit den siebzi-
ger Jahren. Lange Zeit eine terra incognita
war die Frage, wie internationale For-
schungsergebnisse und Diskussionszusam-
menhänge Eingang finden können in die
deutsche Fachdiskussion. Nun ist ein elek-
tronisches Forum gefunden, das den Inter-
essierten aus den EU-Staaten von Nutzen
sein kann.

   Wer sich heute über neue polizeiwissen-
schaftliche Studien etwa aus den Bereichen
Community Policing, Police Ethics and
Corruption, Public Order oder Trafficking
of Human Beings informieren möchte, der
kann sich in die edoc-database einloggen
und recherchieren. Und wer eigene neuere
Forschungen einem europäischen Fachpu-
blikum anzeigen möchte, der kann dies tun.
Edoc ist eine englischsprachige europäische
Datenbank, ausgearbeitet von den 25 Mit-
gliedstaaten der EU. Benutzer aus allen
fünfundzwanzig EU-Staaten beteiligen sich
daran – mehr oder weniger. Die Plattform
soll den europäischen Austausch von Poli-
zeiforschung erleichtern und richtet sich an
wissenschaftlich interessierte Polizeibeam-
te, an Rechts- und Sozialwissenschaftler, die
im polizeilichen Aus- und Fortbildungsbe-
reich tätig sind, aber auch an die Polizeifor-
schung außerhalb der Institution Polizei an
Universitäten und Forschungseinrichtun-
gen. Die folgenden Überlegungen sollen
Edoc dem deutschen Fachpublikum näher-
bringen und über den Stand des im Auf-
bau befindlichen Projektes informieren.

+,���������7���
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Die 1993 mit dem Vertrag von Maastricht
neu begründete Europäische Union basiert
auf drei Säulen. Die erste, die „alte“ EU,
umfaßt die Regelungen in den Bereichen
Wirtschafts- und Währungsunion, die zwei-
te eine gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) und die dritte eine ver-
stärkte Zusammenarbeit in der Justiz- und
Innenpolitik. Der Ausbau der dritten Säule
erfolgt nicht zufällig. Er ist Ergebnis wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Entwick-
lungen, die eine Intensivierung internatio-
naler Kooperation zwingend erforderlich
machen. Die unter dem Stichwort Globali-
sierung diskutierte Internationalisierung
von Waren, Dienstleistungen, Kultur und
Information und die Wanderungsbewegun-
gen über nationale Grenzen hinweg hat
auch Schattenseiten: Die Internationalisie-
rung der Kriminalität und die daraus fol-
gende Notwendigkeit grenzüberschreiten-
der Kriminalitätsbekämpfung.
   Diesen politischen und polizeilichen
Herausforderungen wird mit dem Ausbau

der dritten Säule Rechnung getragen. Nach
Maastricht wurde eine Reihe von Institu-
tionen gegründet, die das Ziel verstärkter
Zusammenarbeit im Bereich Justiz und
Polizei verfolgen.1  Zu nennen sind insbe-
sondere EUROPOL, das dem Informati-
ons- und Datenaustausch dient, EURO-
JUST, die europäische Zusammenarbeit der
Staatsanwaltschaften und das SIS, das
Schengener Durchführungsübereinkom-
men einschließlich der jeweiligen nationa-
len SIRENE-Dienststellen und die Task
Force of Police Chiefs.  Während diese Ins-
titutionen auf die Kooperation der opera-
tiven Ebene zielen, polizeiliche Arbeitspro-
zesse ermöglichen, erleichtern und be-
schleunigen, dient die Edoc-Database stär-
ker Zwecken des wissenschaf tlichen
Austausches und der gemeinsamen Fort-
bildung von Polizeiführern, Polizei-Ausbil-
dern und wissenschaftlich Interessierten
unter dem Dach von CEPOL.

++,�?�������� ������������%><
CEPOL (Collège Européen de Police)2  ist
die Europäische Polizeiakademie und Teil
der dritten Säule. Sie wurde im Jahr 2000
vom Rat der EU beschlossen und dient vor
allem dazu, an der Fortbildung von Po-
lizeiführern der EU-Staaten in grenz-
überschreitenden Fragen mitzuwirken.3

CEPOL hat zwar seit 2004 ein zentrales
Büro in der englischen Polizei-Akademie
CENTREX in Bramshill (England), arbei-
tet aber im Kern als Netzwerk der nationa-
len Polizei-Akademien.  Jährlich werden
etwa fünfzig Seminare angeboten, die in den
Mitgliedstaaten stattfinden. Neben der für
die Durchführung verantwortlichen Poli-
zei-Akademie gewährleisten zwei oder drei
unterstützende Akademien aus anderen
EU-Staaten („supporting countries“) den
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internationalen Charakter der mehrtägigen
Seminare. Themen sind etwa Polizeisyste-
me Europas, Menschenrechte, Communi-
ty Policing, Geldwäsche, Schleusung und
Menschenhandel, aber auch zielgruppen-
orientierte Seminare. Der Commander
Course beispielsweise bereitet Polizeibeam-
te, die in EU-Krisenmanagementoperatio-
nen im Ausland für Führungsfunktionen
vorgesehen sind, auf diese Tätigkeit vor.
Deutschland ist durch die Polizei-Füh-
rungsakademie Münster-Hiltrup vertreten
und veranstaltet jährlich etwa fünf CEPOL-
Seminare. Arbeitssprache in allen Semina-
ren und Gremien ist Englisch, oberstes Be-
schlussgremium ist das Governing Board.
   Neben den Seminarangeboten kümmert
sich CEPOL verstärkt um den Ausbau ei-
ner europäischen Polizeiwissenschaft und
die Vernetzung von Informationen über die
Polizeiforschung. Zwischen 2001 und 2004
hat CEPOL Umfragen bei den Polizei-Aka-
demien der EU durchgeführt über die na-
tionalen Strukturen der Polizeiaus- und
-fortbildung und den Bedarf an Forschung
für die Polizei. Folgt man den Ergebnis-
sen, so ist in praktisch allen Mitgliedstaa-
ten das Bemühen erkennbar, wissenschaft-
liche Ergebnisse in die Polizeiarbeit selbst,
aber auch in Aus- und Fortbildung zu in-
tegrieren, eine systematische europäische
Kooperation gab es jedoch bis dahin nicht.
Seit Ende der neunziger Jahre schon fin-
den jährliche Konferenzen über Police Sci-
ence statt, die seit 2002 in der Verantwor-
tung von CEPOL durchgeführt werden.
2004 wurde eine auf zwei Jahre angelegte
Expertengruppe ins Leben gerufen, die
Möglichkeiten einer europäischen Polizei-
wissenschaft sondiert.
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Edoc wurde Anfang 2003 in Zusammen-
arbeit mit dem Max-Planck-Institut für
Ausländisches und Internationales Straf-
recht in Freiburg entwickelt und befindet
sich in der Aufbauphase (http://edoc.
cepol.net). Die edoc database ist, wie auch
andere Datenbanken, ein Hilfsmittel, nicht
mehr und nicht weniger. Im Vergleich zu
anderen kriminalistischen und kriminolo-
gischen Datenbanken, etwa KRIMDOK,
ist sie derzeit noch unterentwickelt, der
Datenbestand ist relativ gering ebenso wie
die Zahl der registrierten Nutzer. Aus
Deutschland sind es gegenwärtig, d.h. im
September 2005, etwa 350. Die Einträge aus
Deutschland belaufen sich im selben Zeit-
raum auf etwa siebzig, es werden grund-
sätzlich keine Verschlusssachen aufgenom-
men.
   Edoc bietet für jeden Eintrag recht aus-
führliche Informationen, wobei gerade für
die nicht deutsch- und englischsprachigen
die englische Zusammenfassung besonders

hilfreich ist. Der Nutzer kann sich also in-
formieren über neuere Arbeiten aus euro-
päischen Ländern, deren Sprache er nicht
beherrscht, anhand des englischen summa-
rys. Ein Thesaurus bietet Stichworte, an-
hand derer man gezielt zu bestimmten The-
men suchen kann. Der Benutzer kann
überdies erkennen, ob es sich um ein lau-
fendes Forschungsprojekt, ein abgeschlos-
senes, eine Dissertation oder etwa um ein
graues Papier handelt. Auf diese Weise ent-
stand eine benutzerfreundliche Oberfläche,
die weiter entwickelt wird. Ansatzweise ist
auch die Einstellung von Volltexten bereits
erfolgt, dieser Weg wird künftig weiter vor-
angetrieben.
   Kontaktperson für das Einloggen und
auch für neue Einträge ist der jeweilige
national correspondent. Seine Aufgabe be-
steht auch darin, den Kontakt zu den ande-
ren europäischen Kollegen und Kollegin-
nen zu halten, neue inhaltliche Schwer-
punkte zu setzen und weiterführende
konzeptuelle Strategien zu diskutieren. Der
Verfasser dieser Zeilen ist national corres-
pondent für Deutschland und insofern
Ansprechpartner für interessierte Leserin-
nen und Leser.

+�,����	�� �
Ausbau und Weiterentwicklung elektroni-
scher Kommunikationssysteme sind für den
Informationsaustausch über nationale
Grenzen hinweg unerlässlich. Bibliographi-
sche Datenbanken sind für Benutzer dann
interessant, wenn sie benutzerfreundlich
aufgebaut sind, wenn sie inhaltlich viel zu
bieten haben und wenn sie originell sind.
Edoc befindet sich noch im Aufbau und
ist inhaltlich, gemessen an der Anzahl der
Einträge und der Benutzer, entwicklungs-
bedürftig und entwicklungsfähig. Vieles
hängt aber auch davon ab, mit welcher In-
tensität das nationale Fachpublikum der
EU-Staaten interessiert ist und bereit zur
Mitarbeit und dies bedeutet, laufende und
abgeschlossene Forschungsarbeiten zu
melden. Angesichts der zunehmenden
Komplexität der Gesellschaft und ihrer
Kriminalität und der alltäglichen Probleme
der Informationsverarbeitung wird Edoc
vor allem deshalb ein interessantes Hilfs-
mittel sein, weil die internationale, grenz-
überschreitende Dimension hier angespro-
chen ist.
   In Sachen Originalität kann Edoc punk-
ten: Der Versuch, das Fachpublikum von
fünfundzwanzig Staaten miteinander ins
Gespräch zu bringen über den Austausch
von Forschung und Information dürfte ein-
zigartig sein in der seit den siebziger Jah-
ren expandierenden Polizeiforschung. Wer
in internationalen Gremien hat Erfahrung
sammeln können, der weiß, dass die Dinge
nicht selten langsam vorangehen. Der Pro-
zess der europäischen Einigung ist nicht

übermorgen abgeschlossen. Edoc ist ein
kleiner Teil davon, es liegt auch an den Be-
troffenen selbst, die Vernetzung und den
Austausch von Forschungsergebnissen vor-
anzubringen.

.�/�����


1 Zu den Rechtsgrundlagen vgl. Vertrag von Amster-
dam. Texte des EU-Vertrages und des EG-Vertrages,
hrsg. vom Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung, Bonn 1999, hier vor allem EU-Vertrag, Art.
29-42 (Bestimmungen über die polizeiliche und justi-
zielle Zusammenarbeit in Strafsachen)

2 Vgl. www.cepol.net
3 Vgl. Janos Fehervary, Polizeiwissenschaft im CEPOL-

Netzwerk, in: Aktuelle Entwicklungen der Polizeiwis-
senschaft. Internationales Seminar an der Polizei-Füh-
rungsakademie Münster, 16.-18. Februar 2004 (CD-
ROM)
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CEPOL wurde im Dezember 2000 durch
Beschluss des Europäischen Rats der In-
nen- und Justizminister vor allem gegrün-
det, um durch gemeinsame Maßnahmen
in der polizeilichen Bildungsarbeit die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu
verbessern. Es geht um die Entwicklung
und Unterstützung eines europäischen
Ansatzes der Kriminalitätsbekämpfung
und der Aufrechterhaltung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung. So wie Europa
in vielen Lebensbereichen immer mehr zu-
sammenwächst – trotz des vorläufigen
Scheiterns einer Europäischen Verfassung
– kann und muss sich allmählich auch ein
gemeinsames europäisches Selbstverständ-
nis der europäischen Polizeien herausbil-
den, insbesondere ihres Führungspersonals.
Dies zu fördern, darin sehe ich die wich-
tigste Funktion von CEPOL. Dadurch wird
auch die konkrete operative Zusammenar-
beit weiter optimiert.
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Natürlich ist dies ein länger dauernder Pro-
zess und in der Tat ist es nicht ganz ein-
fach, immer alle 25 unter einen Hut zu
bringen. In der dritten Säule der EU-Zu-
sammenarbeit, im Bereich Inneres und Ju-
stiz, gilt schließlich noch das Prinzip der
Einstimmigkeit. Aber es geht ja bei einem
gemeinsamen polizeilichen Selbstverständ-
nis nicht um Gleichmacherei, sondern zu-
nächst nur um eine geteilte Vorstellung
davon, was eine gute und professionell han-
delnde Polizei in einem demokratischen
Rechtsstaat ausmacht, also um Werte und
Standards. Gemeinsame Werte und profes-
sionelle Standards können auch in Polizei-
en verwirklicht werden, die sich aufgrund
ihrer historischen Entwicklung und Einbet-
tung in ihr politisch-staatliches System lan-
destypisch unterscheiden.
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Sie können die CEPOL-Leistungen in An-
spruch nehmen, beispielsweise eines der
internationalen Seminare besuchen, um
Erkenntnisse und Erfahrungen mit Kolle-
ginnen und Kollegen aus ganz Europa zu
teilen, die vergleichbare Funktionen haben
oder in ähnlichen Aufgabenbereich arbei-
ten. Die Seminare werden von der PFA
ausgeschrieben, können aber auch über die
PFA- oder die CEPOL-Homepage erschlos-
sen werden. Voraussetzung für eine Teilnah-
me sind allerdings passable Englischkennt-
nisse, denn bis auf wenige Ausnahmen
finden alle Veranstaltungen in Englisch
statt, so auch die jährliche Konferenz über
aktuelle Entwicklungen der Polizeiwissen-
schaft. Für außerordentlich nützlich halte
ich außerdem EDOC, eine Datenbank, mit
der sich Ergebnisse der europäischen Poli-
zeiforschung sehr zweckmäßig und zielge-
richtet erschließen lassen. Dort kann man
auch die Ergebnisse eigener laufender oder
abgeschlossener Projekte einstellen lassen.
In Bezug auf Polizeiforschung sollten wir
den internationalen fachlichen Austausch
noch deutlich intensivieren. Ich glaube die

deutsche Polizei hat viel einzubringen und
kann gleichzeitig viel von anderen profi-
tieren. Hier sehe ich übrigens auch eine
wichtige Aufgabe für unsere zukünftige
Deutsche Hochschule der Polizei.

)���	�� %�	#��2������ #���� � 
!"

������������������#�����	�����#�����+

Eine Aufgabe, der sich CEPOL aktuell und
zukünftig verstärkt zuwendet ist die Kon-
zeption von Ausbildungsmodulen, um
bereits in der Ausbildung von polizeilichen
Führungskräften in den europäischen Mit-
gliedsstaaten eine gute Basis für die Zusam-
menarbeit zu legen. Die zur Verfügung ste-
henden Instrumente der polizeilichen Ko-
operation können überall in Europa mit
gleichen Inhalten und Methoden vermit-
telt werden. Die von CEPOL entwickelten
Ausbildungsmodule („Common Curricu-
la“) sind ein Angebot, das jeweils inner-
staatlich umgesetzt werden sollte, wie bleibt
die Entscheidung der zuständigen Ausbil-
dungseinrichtungen. CEPOL wirkt auf
eine Harmonisierung der polizeilichen
Bildungsangebote für Führungskräfte hin.
Das Fundament dafür ist ein gemeinsames
Verständnis der Ziele polizeilicher Aus- und
Fortbildung und der Polizeiwissenschaft in
Europa und. Ich glaube, dass der Trend hin
zu Bachelor- und Masterstudiengängen
geht, entsprechend den Kriterien des sog.
Bolognaprozesses. CEPOL versucht selbst
Qualitätsstandards für polizeiliche Bil-
dungsaktivitäten zu etablieren und umzu-
setzen, zumindest für die eigenen Angebo-
te. So wurde ein Leitfaden „Quality in thir-
teen questions. Towards a harmonized
European space for police education“ ent-
wickelt, der in Kürze auch in Deutsch vor-
liegen wird. Als Einrichtung konsolidiert
sich CEPOL allmählich. Mittlerweile be-
sitzt CEPOL einen eigenen Rechtsstatus.
Sie wird zum 1.1.2006 eine Einrichtung der
Europäischen Union, finanziert aus dem
Gemeinschaftshaushalt. Aktuell bezieht
das CEPOL-Sekretariat in Bramshill (bei Lo-
ndon), dem Standort des Police Staff Col-
lege, eigene Räumlichkeiten. Das Sekretari-
at wird auf 22 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter verstärkt und damit noch effektiver.
Es wäre schön, wenn es für die Stellen, die
in Kürze ausgeschrieben werden, auch deut-
sche Bewerberinnen und Bewerber gäbe.
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In regelmäßigen Abständen werden im
Dezernat Umweltdelikte des LKA Berlin
(LKA 355) Ermittlungen geführt, weil An-
zeigende einen in der Umwelt entdeckten
Schaden fahrlässigen oder vorsätzlichen
Handlungen zuordnen. Die in Verdacht
geratenen Beschuldigten sind aber  häufig
unschuldig, weil die tatsächlichen „Täter“
nur unter dem Mikroskop auszumachen
sind.

So konnte im Jahre 2003 ein in Verdacht
geratener Gärtner entlastet werden, der
beteuerte den u.a. in Pflege genommenen
Rhododendron seiner Auftraggeberin täg-
lich gegossen zu haben. Der Verdacht der
Auftraggeberin, dass möglicherweise der
Nachbar – in Abwesenheit des Gärtners –
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durch das Ausbringen von Chemikalien die
Pflanze vernichtet hätte, konnte nach den
Untersuchungen am Mikroskop ausge-
räumt werden.
Der eigentliche Täter war nämlich ein über
die Wurzeln eingedrungener Gefäßparasit.

Um auf diese ungewöhnliche Problematik
aufmerksam zu machen, habe ich im Jahre
2003 unter dem Titel „Täterprofile aus dem
Reich der Pflanzen“ eine Sammlung spezi-
fischer Sachverhalte zusammengefasst.
Hier werden kriminalistisch betrachtet
„Trugspuren“ erkannt, die nicht im Zusam-
menhang mit einem kriminalistisch relevan-
ten Ereignis entstanden sind, aber tatsäch-
lich zu materiellen Veränderungen führten
und deshalb die Tataufklärung erschwerten.

Anknüpfend an die o.g. Arbeit habe ich ei-
nen Sachverhalt, welcher auch in den zu-
rückliegenden Wochen vermehrt zur An-
zeige gekommen ist, aus einer Vielzahl
weniger spektakulärer Anzeigen herausge-
arbeitet  und Spurenverursacher und Spu-
renträger mit der phytopathologischen
Symptomatik verbunden.

Bedanken möchte ich mich bei den Kolle-
gen des  LKA 355, die mir bei der Arbeit
mit Rat und Tat zur Seite standen. Beson-
deren Dank gilt Frau Diplomingenieurin
(FH) Marianne Grabs. Sie hat mir bei der
halsbrecherischen Probenahme in den Pap-
peln geholfen. Durch ihre anschließend
gefertigten professionellen mikroskopi-
schen Fotoaufnahmen wird es dem Leser
des nachfolgenden Artikels möglich sein
einen Blick durchs Mikroskop zu werfen.
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Die Summe aller an einem Tatort  gesam-
melten Spuren sollen zur Lösung eines
Sachverhaltes beitragen, der als Straftat
angezeigt worden ist. Dazu gehört auch das
Dokumentieren von Auffälligkeiten, die
augenscheinlich nicht dem Handeln des
Täter zuzuordnen sind. So werden am Tat-
ort von Kapitalverbrechen neben sichtba-
ren Verletzungen und/oder Krankheits-
symptomen am Opfer auch Flora und
Fauna in die Ermittlungen einbezogen.  Das

Auffinden verschiedener Entwicklungssta-
dien einer Insektenpopulation kann ein
wichtiger Hinweis für  Ermittler, nicht nur
am Tatort von Kapitalverbrechen, sein. Die
Besonderheiten einer einzigen Insektenspe-
zies trägt möglicherweise zur Lösung eines
Tatgeschehens bei, weil – ähnlich wie bei
Täterprofilen bekannt – auch Kleinstlebe-
wesen eine von der Natur gegebene „Hand-
lungsstruktur“ hinterlassen.
Die anschließende Analyse und Synthese
aller gefundenen Spuren führt in den we-
nigsten Fällen direkt zum Täter aber häu-
fig zu neuen Ermittlungserkenntnissen.

Die Tatortarbeit bei Umweltdelikten ist
ebenfalls häufig unübersichtlich und mit
vielen Fragezeichen gepflastert. Deshalb
sind neben der Dokumentation von Tat-
ortspuren auch Symptome an Pflanzen als
Hinweise von Erkrankungen der Umwelt
in die Tatortarbeit einzubeziehen. Das Er-
kennen von Insektenpopulationen kann für
die Aufklärung eines angezeigten Schadens
von Bedeutung sein.
Zum Beispiel ist der Befall von Insekten
mit stechend saugenden Mundwerkzeugen
nicht zwangsläufig Ursache für die Schädi-
gung einer Pflanze. Diese Insekten (z.B.
Blattwanzen) stechen das Blattgewebe an
und sondern bei der Saugtätigkeit  giftigen
Speichel ab, der das Gewebe verfärbt. Es
kommt zu lokalen gelblichen, rötlichen oder
anderen Verfärbungen, aber die eigentlichen
Schadorganismen sind die von diesen In-
sekten übertragenen Viren. Das heißt, es
muss keine großflächige Populationsdich-
te vorhanden sein und trotzdem ist ein
sichtbarer Schaden entstanden.
Viren sind nicht nur für viele Krankheiten
von Menschen und Tieren verantwortlich,
sondern auch für mehr als 2000 verschie-
dene Pflanzenkrankheiten.
Außer mittels Insektenvektoren können
Pflanzenviren u.a. auch durch mechanisch
verursachte Wunden in die Pflanze eindrin-
gen, d.h. werden die Gartengeräte nach dem
Entfernen von infizierten Pflanzmaterial
nicht desinfiziert, können die Viren über
die Arbeitsgeräte bei der nächsten Anwen-
dung frisches Pflanzgut infizieren. Dadurch
besteht die Möglichkeit, dass ein Anzeigen-
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der für den verursachten Schaden selbst
verantwortlich ist, weil er grundsätzliche
Voraussetzungen der Pflanzhygiene ver-
nachlässigt hat.
Andere Schäden, wie z.B. gelbe Flecken im
Rasen, müssen nicht zwangsläufig von
Menschenhand verursacht sein. Mancher
Hundebesitzer vergisst, dass sein vierbei-
niger Freund dem Stoffwechsel folgend
Spuren im kurzgeschnittenen Rasen hinter-
lassen kann.
Bei großflächigen Absterbeerscheinungen
auf Rasenflächen kommt es immer wieder
zu Anzeigen im Berliner LKA – Dezernat
Umweltdelikte –, weil größere Schäden auf
diesen Flächen sofort bemerkt werden.
Ursachen für vertrocknete Bereiche im Ra-
sen können sowohl ein unsachgemäßer
Rasenschnitt im Sommer, der den Rasen
schwächt und krankheitsanfällig macht, als
auch engerlingsförmige Larven sein. Gräbt
man unter der Grasnarbe nach, findet man
unter Umständen die Larven des Junikä-
fers oder des Gartenlaubkäfers.

Die Entscheidung, ob phytopathogene
Keime, parasitäre oder nicht-parasitäre
Einflüsse und/oder strafbare Handlungen
einen Schaden verursachten, ist in den meis-
ten Fällen nach den Laboruntersuchungen
möglich.
Bei Viruserkrankungen ist der ELISA-Test
z.Z. das am häufigsten eingesetzte Nach-
weisverfahren in der Pflanzenschutzpraxis.
Die kostenaufwendigen Untersuchungen
werden allerdings bei bisherigen Verdachts-
vermutungen im Berliner Landeskriminal-
amt nicht durchgeführt.
Den Anzeigenden wird die Diagnose mit
der Bitte mitgeteilt, auf eigene Kosten die
Untersuchungen der erkrankten Pflanzen
beim Pflanzenschutzamt durchführen und/
oder bestätigen zu lassen.

Im Einzelfall, wie z.B. bei der Anzeige ei-
nes Berliner Hausbesitzers, der den Nach-
barn beschuldigte die Bohnenpflanzung an
seinem Gartenzaun mit Herbiziden ver-
nichtet zu haben, ist auch eine sofortige
Diagnostik möglich. Bereits bei der Tatort-
begehung waren deutliche Symptome an
den Bohnen zu erkennen, die auf eine Pilz-
erkrankungen hindeuteten.
Der Bohnenrost  (Uromyces phaseoli) und
Millionen kleiner Spinnmilben (Tetranychus
urticae) hatten dem Blattwerk schwer zu-
gesetzt und führten letztlich zum Sterben
der Pflanzen.

Um am Tatort von Umweltdelikten beur-
teilen zu können, welche Ursachen für den
angezeigten Schaden verantwortlich sind,
ist spezielles Fachwissen vorteilhaft.

Fehlen Anhaltspunkte für eine verbotene
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln

oder das Ausbringen anderer umweltgefähr-
dender Substanzen, sind die Symptome an
Pflanzen u.U. erste mögliche Hinweise für
die eigentliche Schadursache und Voraus-
setzung für die Diagnostik des „Tatortbe-
fundes“.

Ist die normale Ausfärbung der Pflanze
bzw. ihrer Teile verändert und normalerwei-
se grüne Pflanzenteile sind vergilbt, dann
ist die Chlorophyllbildung gestört.
Eine der häufigsten krankhaften Verände-
rungen ist die Chlorose. Manche Pflanzen
reagieren auf Krankheitsbefall auch mit ei-
ner Rotfärbung.
Braun- bzw. Schwarzfärbungen entstehen
in Verbindung mit Gewebezerstörungen
bzw. Nekrosen. Diese sind häufig der An-
fang von Fäulen, die sich über größere Be-
reiche erstrecken.

Störungen des Wasserhaushaltes können
vorsätzlich manipuliert werden, aber auch
krankhafte Ursachen führen zum Verlust
des Turgors und dadurch zwangsläufig zum
Verwelken von Pflanzen. Ursachen der
Welke können eine verminderte Wasserauf-
nahme (z. B. durch Wassermangel oder
Wurzelschäden), behinderte Wasserleitung
(z. B. Verstopfung der Gefäße) oder erhöhte
Wasserabgabe (aufgrund einer Stoffwech-
selstörung) sein.
Für die Diagnose kann es wichtig sein, wel-
che Pflanzenteile zuerst welken. Partielle
Welke oder die Welke einzelner Triebe tritt
oft in der Folge von Gefäßparasiten auf,
die Leitungsbahnen der Pflanze besiedeln
und die bei trockener heißer Witterung zum
Absterben der gesamten Pflanze in weni-
gen Tagen führen kann.

Beschädigungen an Pflanzen können dar-
auf hinweisen, dass ein Schädlingsbefall
vorhanden ist, aber auch Hagel, Wind oder
der Einsatz von Pflanzgeräten können zu
Verletzungen der Pflanze führen und sind
nicht immer vorsätzlich herbeigeführt. Die-
se Beschädigungen sind häufig die Eintritts-
pforten für Fäulniserreger, ohne dass An-
zeigende im Vorfeld davon Kenntnis
genommen haben. Der Krankheitsverlauf
bleibt unbeachtet und wird erst, wenn die
Schäden unübersehbar werden, registriert.
Nachbarschaftliche Differenzen und die
fehlende Kenntnis der Phytopathologie
führen in diesen Fällen meistens zur Alar-
mierung der Polizei.

Auch Überzüge oder Beläge in unserer
Umwelt müssen nicht zwangsläufig Folge
krimineller Handlungen sein. Verschiede-
ne Pilze entwickeln auf der Außenseite der
befallenen Pflanzen bzw. Pflanzenteile ein
mehr oder weniger starkes Pilzgeflecht.
Bei anderen werden die Sporenlager sicht-
bar. Dabei handelt es sich oft um pustelar-

tige, mehr oder weniger stark gefärbte
Gebilde oder um mehlartige Beläge.
Glänzende Beläge sind meist ein Zeichen
für Befall durch Blatt-, Schild- oder
Schmierläuse. (Pseudoccocus spp)
Blatt- und Schildläuse befallen die Pflan-
zen oft in dichten Kolonien.
Im Falle der Schildläuse können dadurch
krustenartige Beläge entstehen oder es
kommt zu Formveränderungen.
Zu den allgemeinen einfachen Formverän-
derungen zählen z. B. das Kräuseln von
Blättern (meist Blattlausschaden oder Vi-
rusinfektion) oder das Verkrümmen bzw.
Verdicken von Blattstielen.
Andere Schädlinge hingegen können zu ei-
ner meist örtlich begrenzten Wachstums-
steigerung führen; die Folgen sind krebsar-
tige Wucherungen oder Gallen.

Anhand eines Sachverhaltes aus der Praxis
wie er in den letzten Wochen im Sofort-
dienst des LKA Berlin – Dezernat Umwelt-
delikte – wiederholt angezeigt worden ist,
soll die komplexe Verknüpfung von Tatort-
befund und Phytopathologie verdeutlicht
werden.
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Einige Anzeigen gelangen ohne die Mög-
lichkeit einer konkreten Zuordnung in die
Sofortbearbeitung des Berliner Landeskri-
minalamtes. Deshalb ist bei Verdachtsgrün-
den im Bereich der Umweltkriminalität
bei der Anzeige noch offen, ob eine Luft-,
Boden- oder Gewässerverunreinigung ver-
folgt wird. Häufig ergeben sich während der
Ermittlungen am Tatort weitere Verdachts-
gründe.

Im folgenden Sachverhalt hatte der Mieter
eines Mehrfamilienhauses in den Sommer-
monaten nach wiederkehrenden Problemen
mit der Atmung die Schutzpolizei seines
zuständigen Abschnittes darauf aufmerk-
sam gemacht, dass in seiner Umgebung
graue Partikel durch die Luft fliegen, die
sich als feinkörniger Belag auf den Fahr-
zeugen seines Hinterhofes absetzten.
Bei dem Hof  handelt es sich um eine ca.
2800 m² große parkähnlich angelegte Flä-
che. Neben kleineren Rasenflächen wach-
sen unterschiedlich große Birken und an-
dere buschartige Gehölze.

Vor einer ca. 3 m – 4 m hohen Mauer, die
das Grundstück von der dahinter befindli-
chen Fläche abgrenzt, wachsen 18 m –
20 m hohe Pyramiden- oder Säulenpappeln
(Populus nigra‚ Italica).

Die Fläche vor den Pappeln wird z.T. als
Parkplatz von Mietern des Hauses genutzt.
Diese Fahrzeuge waren mit grauen Staub-
partikeln überzogen.
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Zur Ermittlung der tatsächlichen Belastung
durch das Vorhandensein des zur Familie
der Blasenläuse gehörenden Schädlings
wurden von 3 Pappeln in ca. 3,50 m Höhe
auf einem Raumvolumen von 50 cm³ Laub-
werk entnommen und im Labor untersucht
(siehe Tabelle unten).

Der entnommene Galleninhalt wird in
einem Gefäß (Gewicht der Glasschale:
243 g) gesammelt und gewogen (Abb. 1 – 5).

Bei der auflichtmikroskopischen Untersu-
chung der Blattproben wurden die an den
Blattstielen befindlichen auffällig beutel-
artig und in sich gedrehten Verwachsun-
gen (Gallen) untersucht.

Die in sich gedrehten Gallen werden mit
einer Pinzette vorsichtig auseinanderge-
drückt.

Während der Öffnung der Gallen wurde
eine pulvrige, weiß-gelbe, mehlige Substanz
sichtbar. Diese Substanz wird durch den
Stoffwechsel der in den Gallen lebenden
Blattstiehldrehgallen-Pappelblattläuse
(Pemphigus spirothecae) produziert und ist
die eigentliche Ursache für die Atempro-
bleme des Anzeigenden.

                                            Probe 1  2  3 Durchschnittswert

Pappel

Höhe (m)   18   20   16        18

Kronenvolumen (m³)   15   68   36        40

Anzahl der ausgezählten

Blätter / 50 cm³ Blattwerk 782 969 859 ca. 870

Anzahl der ausgezählten

Gallen / 50 cm³ Blattwerk 475 256 360 ca. 364

Masse des Inhaltes

nach dem Öffnen und Wiegen

der Gallen (g) ca. 6g ca. 4g ca. 5g 5 g

Auf den Grundstücken hinter der Mauer-
begrenzung befindet sich u.a. die Lagerflä-
che einer ehemaligen Kohlehandlung.
Einige Mieter waren am Tage der Tatbe-
fundsaufnahme auf dem Gelände und be-
stätigten die Aussagen des Anzeigenden, der
über asthmatische Hustenanfälle klagte.
Die Mieter hatten bereits bemerkt, dass sich
der Zustand der Luft seit einigen Jahren –
meist in den Sommermonaten – verschlech-
terte und immer mehr Mieter begaben sich
wegen anhaltender Atemprobleme in ärzt-
liche Behandlung.

Nach der fotografischen Sicherung des Tat-
ortes wurden Blattproben und Proben der
auf den Fahrzeugen liegenden pulvrigen
Substanz genommen.
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Nach diesen Berechnungen sind die Pap-
peln an diesem „Tatort“ durchschnittlich
18 m hoch und tragen eine Laubkrone von
ca. 40 m³ Volumen.
Da die o.g. Massen aus den Gallen auf ei-
nem ½ m³ Kronenvolumen ermittelt wor-
den sind, muss dass Ergebnis verdoppelt
werden. Demnach produzieren die Schäd-
linge in dieser „Durchschnittspappel“
400 g weißes feinkörniges Pulver. Es ste-
hen insgesamt 20 Pappeln verteilt auf der
Fläche des Hofes, d.h. die messbare Größe
der Belastung liegt bei ca. 8 kg Gewicht.
Natürlich ist bei den Berechnungen zu be-
rücksichtigen, dass die Natur ihre Pflan-
zen nicht nach mathematischen Standards
wachsen lässt. Das ermittelte Gesamtge-
wicht von 8000 g ist also nur eine grobe
Berechnung der am Tage der Probenahme
gesammelten augenblicklichen Entwick-
lungsstadien eines Schädlings.
Wenn man bei dieser Berechnung berück-
sichtigt, dass eine Pyramidenpappel (Po-

pulus nigra var. italica Muenchh.) bis zu
30 m Höhe erreichen kann und auch meh-
rere hundert Jahre alte Bäume einen Kro-
nendurchmesser von max. 2 m nicht über-
schreiten, dann ergibt sich rein rechnerisch
ein Standardbaum mit (30 m x 2 m x 2 m)
120 m³ Kronenvolumen. Würde ein sol-
cher Standardbaum von der Größenord-
nung der hier ermittelten Population  Blatt-
stiehldrehgallen-Pappelblattläusen befallen
sein, die 10 g Gallenmasse pro m³ Kronen-
volumen an einem Tag verrieseln, wäre das
auf 20 Bäume berechnet ein Gesamtgewicht
von 24 kg .

Beim Vergleich der Proben, welche von den
im Hof stehenden Fahrzeugen genommen
wurden, mit den untersuchten Blattproben
konnten eindeutige Übereinstimmungen
festgestellt werden. In keiner der Proben
wurden anorganische Rückstände (z.B. fein-
körnige Industrieabfälle) gefunden. In der
feinkörnigen weiß-gelben Trockenmasse
wurden ausschließlich Vertreter der Fami-
lie der Blasenläuse (Pemphigidae) nachge-
wiesen.

Den morhpologischen Merkmalen gemäß
eindeutig ein Insekt. Der Körper aller
Insekten (Insecta) ist durch eine einfache
Gliederung in Kopf (Cephalon), Brust
(Thorax) Hinterleib (Abdomen) und 3
Beinpaare gekennzeichnet.
In diesem Fall war eine Belastung der Luft
zweifelsfrei durch die in den Pappeln le-
benden Insekten verursacht worden. Die
Ermittlungen konnten nach dem Festste-
hen der Diagnose, ohne weitere Behörden
in kostenaufwendige Verfahren einzubin-
den, abgeschlossen werden.

',�?�������
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Der geschilderte Sachverhalt könnte auch
als Verdacht einer Gewässerverunreinigung
zur Anzeige gelangen, wenn der Uferrand
von Pappeln umsäumt bzw. begrenzt wird.
Der Sachverhalt verdeutlicht allerdings
auch, dass die Tatortarbeit bei Umweltde-
likten in einer Großstadt wie Berlin nicht
beschränkt ist auf das Auffinden von Au-
towracks oder am Straßenrand abgestell-
ter Kühlgeräte mit umweltgefährdenden In-
haltsstoffen. Vielmehr geht es zum Teil um
erhebliche Schäden und Rechtsgüter, öko-
nomisch wie ökologisch.
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Die Tatortarbeit bei Umweltdelikten ist
nicht zu trennen von  naturwissenschaft-
lichen Gesetzmäßigkeiten. Metaphysische
Betrachtungen verhindern das Erkennen
der engen Verknüpfungen, die sich aus dem
Kreislauf des Lebens ergeben. Veränderun-
gen, die  nur  durch den Wechsel der Jah-
reszeiten bedingt sind, beeinflussen die
Tatortarbeit. So werden im Frühjahr zur
Blütezeit in Berlin regelmäßig Gewässer-
verunreinigungen angezeigt, weil die im
Blütenstaub vorhandenen Farbstoffe in das
Gewässer gelangen und zu Verfärbungen
führen. Im Herbst können ähnliche Pro-
zesse beobachtet werden, wenn die am Ran-
de von Gewässern stehende Vegetation fas-
zinierende Farbkombinationen entwickelt,
bleibt auch das Wasser nicht verschont.

Eng verknüpft mit Jahreszeiten und Wet-
terbedingungen ist natürlich auch die Phy-
topathologie. Krankheiten und Schädlinge
sind in ihren Lebenszyklen abhängig von
bestimmten Temperaturen und /oder Tro-
ckenheit und Nässe.
Nichtparasitäre Einflüsse wie Trockenheit
und Hitze oder Feuchtigkeit und Kälte för-
dern oder blockieren Krankheitsverläufe.

Grundsätzlich sollten beim Verdacht eines
Umweltdeliktes die kriminaltechnischen
Fachdienststellen konsultiert werden. Auch
Pflanzenschutzämter bieten bundesweit
Ansprechpartner an.
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Denn Delikte aus diesen Gebieten erreichen
mittlerweile außerordentlich komplexe Di-
mensionen, die sich kaum durchblicken las-
sen. Kriminelle Gruppen der OK und des
islamistischen Extremismus denken und ope-
rieren nicht lokal, sondern global, und sind
technisch hoch spezialisiert.
Ebenso sollte auch die deutsche Polizei aus-
gerüstet sein und handeln können: Fort-
schrittlich, spezialisiert, grenzüberschreitend.
Unerlässlich sind dabei die Vernetzung zu-
mindest der deutschen Landeskriminalämter
(LKÄ) und damit zusammenhängend einheit-
liche Prozessabläufe in der Ermittlung.
Den Anfang machte das Land Bayern vor
zwei Jahren, vor Kurzem folgten unter ande-
rem auch die beiden Bundesländer Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein sowie
Deutschlands Nachbarstaat Luxemburg. Die
Ermittlungs- und Analysesoftware ��&:/rs-
CASE löst in Bayern veraltete EDV-Anwen-
dungen und Accessanwendungen als Arbeits-
hilfen ab und schaf f t es , komplexe
Sachverhalte in deutlichen Darstellungsfor-
men zu strukturieren. Die Technologie des
Oberhausener Herstellers rola Security Solu-
tions GmbH entspricht weltweiten Kriminal-
Analysestandards. Somit ermöglicht sie un-
ter anderem mehrsprachige Arbeitsweisen
und ebnet damit den Weg für die progres-
sive, internationale polizeiliche Zusammen-
arbeit.
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Rheinland-Pfalz nimmt ��&: derzeit in sei-
ner Polizeiarbeit in Betrieb. Dort ist vorgese-
hen, das System ab Juli in zwölf Dienststel-
len für zirka 250 Kriminalbeamte einzusetzen
– mit der Option eines Ausbaus auf 1.000
Anwender. Mit dem modernen Computer-
programm nimmt auch Rheinland-Pfalz zu-
künftig eine Spitzenposition in Sachen mo-
derner Polizeiarbeit ein.
Unter dem Namen „Merlin“ setzt man in
Schleswig-Holstein ebenfalls auf die neueste
Ermittlungstechnik. Den Auftrag vergab das
nördlichste deutsche Bundesland kürzlich an
rola Security Solutions. Der Spezialist für Er-
mittlungs- und Analysesoftware liefert seine
IT-Lösung zur vernetzten Fallbearbeitung aus
und arbeitet die Kriminalisten an 150 Arbeits-
plätzen vor Ort ein. Die Oberhausener agie-
ren seit über 20 Jahren im Polizeibereich, sind
auf den Sicherheitssektor von Polizei und Be-
hörden, dabei auf die Ermittlung und Ana-
lyse in der Strafverfolgung, spezialisiert.
Seit Mitte März läuft ��&: auch bei der Lu-
xemburger Polizei als Pilotsystem. Dort soll

es in erster Linie effektivere Ermittlungen im
Bereich der OK ermöglichen.
Bevor mit ��&: in Bayern die Erfolgsge-
schichte der Ermittlungssoftware rsCASE der
Fa. rola anfing, hatte die Soko „Goldfisch“
ein europaweites Netz der Organisierten Kri-
minalität unter überwiegend asiatischen
Kaufleuten enttarnt. Die Staatsanwaltschaft
bezichtigte die Organisation der Geldwäsche,
Bandenhehlerei, Urkundenfälschung, Steuer-
und Zollvergehen sowie des Betrugs.
Der Fall „Goldfisch“ veranlasste den Bayeri-
schen Landtag 2001, die LKA-Projektgruppe
��&: ins Leben zu rufen. Das LKA sollte
ein zukunftsweisendes, effektives Analysesys-
tem unter mehreren Anbietern ausfindig ma-
chen. Die  Bayerische Polizei wählte nach eu-
ropaweiter Ausschreibung rsCASE aus.
Die Software überzeugte, weil sie exakt den
Anforderungen des Polizeialltags angepasst
war und sie so schnellere und wirkungsvolle-
re Fallanalysen ermöglichte. Das LKA in
München rüstete nach neunmonatiger Zu-
sammenarbeit mit rola Security Solutions
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bereits im Juni 2003 damit alle landesweiten
Dienststellen aus. Unter dem Namen ��&:
(�rmittlungs- und �nalyseunterstützendes
EDV-&ystem) bewährte sich die Software seit-
dem als äußerst erfolgreicher Unterstützer in
der Verbrechensbekämpfung. Ein Beispiel aus
jüngster Zeit ist etwa die Lösung des Mord-
falls Moshammer.
��&: wird in erster Linie bei ermittlungs-
intensiven Verfahren wie der Terrorismusbe-
kämpfung, in der Organisierten-, der Rausch-
gift- und der Wirtschaftskriminalität einge-
setzt. Aber auch bei spurenintensiven Kapi-
talverbrechen mit Einzeltätern wie Mord und
Vergewaltigung beschleunigt und vereinfacht
��&: die Ermittlungen. Gerade bei solch
brisanten Delikten erwartet die Öffentlich-
keit zu Recht, dass die Kriminalbeamten bei
der möglichst raschen Aufklärung der Fälle
auch auf das modernste und wirkungsvolls-
te „Arbeitsgerät“ zurückgreifen können.

Ermittlungen wie beim Mordfall Mosham-
mer, einer der schillerndsten und sehr be-
liebten Münchner Persönlichkeiten, ziehen
das Interesse der Öffentlichkeit und der
Medien auf sich. Gerade hier muss sich die
Polizei um eine möglichst schnelle Aufklä-
rung bemühen, um nicht selbst unter Druck
zu geraten. In ��&: liefen in diesem Fall alle
Informationen zusammen, so dass die Polizei
den Täter schnell dingfest machen konnte.

Etwa 4.000 bayerische Kriminalbeamte  bei
zirka 50 Dienststellen nutzen die Ermitt-
lungs- und Analysesoftware derzeit. Mit sei-
nen vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten
werden aktuell über 1.700 komplexe Ermitt-
lungs- und Strukturverfahren bearbeitet. So
sind knapp 400.000 erfasste Personen, rund
400.000 registrierte Ereignisse, über 30.000
Straftaten und mehr als 600.000 Kommuni-
kationsmittel im System hinterlegt.
Insgesamt sind dort sieben Millionen Daten-
objekte sowie über 30 Millionen Datensätze
inklusive Verknüpfungen eingegeben.
Mittlerweile ist ��&: bei der bayerischen Po-
lizei als erfolgreicher Partner in Sachen Ver-
brechensbekämpfung und bei komplexen Er-
mittlungsverfahren nicht mehr wegzudenken.
Als einen „Meilenstein bei der Verbrechens-
bekämpfung“ beschrieb Bayerns Innenminis-
ter Günther Beckstein das System auf dem
8. Europäischen Polizeikongress in Berlin An-
fang April.
Auch das Bundesinnenministerium zeigt
Interesse an ��&:, Das Bundeskriminalamt
prüfte im Januar, inwieweit sich ��&: und
die Ermittlungssoftware INPOL-Fall gegen-
seitig unterstützen können. Dabei überwo-
gen die Vorteile von ��&: in der Fallbear-
beitung eindeutig.
Inzwischen entschieden sich neben Bayern,
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Lu-
xemburg auch die Ermittler des Landes Sach-
sen in der internationalen Arbeitsgruppe �����A*�����+�����
������3����
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BASKE (Binationales Auswertungs- und
Strafverfolgungsprojekt zur Bekämpfung von
OK-Gruppierungen) mit der Tschechischen
Republik für die Software.
Durch die Mehrsprachigkeit der Software lau-
fen die Kooperationsprozesse auf beiden Sei-
ten der Grenze problemlos und vor allem
zügiger ab. Eben dieser Punkt, die äußerst
komfortable Bedienung sowie der überzeu-
gende, flächendeckende Einsatz von ��&:

in Bayern überzeugte die Behörden, das Pro-
gramm selbst einzusetzen.
Seit Mai 2004 läuft ��&: zudem im Pilotbe-
trieb bei einer österreichischen Sicherheits-
behörde.
Im Juli 2004 nahm die Ermittlungs- und Ana-
lysesoftware auch bei der slowakischen Poli-
zei den Pilotbetrieb auf – in beiden Ländern
startete die Software nur wenige Monate nach
Auftragsvergabe.
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Im Fall Moshammer nahm die Hinweisauf-
nahme eine gewichtige Rolle ein.
Die meist telefonisch eingehenden Hinweise
gaben die Hinweisaufnehmer ohne Schwie-
rigkeiten unmittelbar in ��&: ein.
Dies können in einem derartigen Fall Infor-
mationen über das Opfer, den Tatort, einen
Tatverdächtigen, Zeugen, Beteiligten oder den
Tathergang sein.
Diese Daten werden anschließend an den
Hauptsachbearbeiter weitergegeben, der sie in
der Hinweisbearbeitung bewertet und gege-
benenfalls weitere Maßnahmen einleitet.
Hinweise, die für das Verfahren bedeutsam
sein können, werden als Spuren angelegt  und
anschließend schnell als Ermittlungsaufträ-
ge herausgegeben. Desweiteren stellt der
Hauptsachbearbeiter per Mausklick Bezie-
hungen zum Beispiel zwischen Personen,
Objekten und Kommunikationsmitteln her.
Daneben können virtuell vorhandene Schrift-
stücke, Fotos, Audio- und sogar Videodatei-
en zur Systemakte hinzugeladen werden.
Auch die Telekommunikations-Überwachung
(TKÜ) findet direkt in ��&: statt. Die Ge-
sprächsdaten, die gleichzeitig schriftlich fi-
xiert sind, stehen dem Sachbearbeiter live zur
Verfügung, werden im System gespeichert und
können anschließend ausgewertet und bear-
beitet werden. Durch die integrierte automa-
tisierte Anschlussinhaberfeststellung können
die Inhaber unbekannter Telefonnummern
per Mausklick sofort ermittelt werden. Die
entsprechenden Bedienmasken wurden zu-
sammen mit TKÜ-Spezialisten entwickelt.
Die komplette Anwendung erscheint auf ei-
ner modernen, benutzerfreundlichen und
einheitlichen Windows-Bedienoberfläche, so
dass auch ungeschulte Beamte schnell einge-
führt werden können. Die umständliche Su-
che nach und in der Papierakte entfällt so-
mit.
Die erfassten Informationen können aber
nicht nur abgefragt werden, sondern bilden
nach der Bearbeitung per Tastendruck gra-
fisch aufzeigbare Relationen zueinander. Je-
der Sachbearbeiter hat den Chart Viewer
„VLV“ zur Verfügung, der alle Objekte und
Verknüpfungen visuell darstellen kann.
Die für Analysten und Auswerter verfügba-
re, in EASy integrierte und weltweit aner-
kannte Kriminalanalysesoftware „Analyst’s
Notebook“ legt die abgelegten Informatio-
nen mit Hilfe der „Struktur- und Beziehungs-
analyse“ inklusive zeitlicher Dimensionen
grafisch übersichtlich dar. So werden Bezie-
hungen unter anderem zwischen Opfern,
Tätern, ihren Konten, ihren Waren- und Geld-
flüssen, zwischen Wohn- und Tatorten sowie
eingegebenen komplexen Indizien deutlich.
Kriminelle Organisationen können so er-
kannt, die Ermittlungsergebnisse durch die
Beziehungs-, Fluss- und Falldiagramme,
durch Stammbäume und Organigramme ver-
ständlicher gemacht werden. Die so genann-

te „Zeitstrahlanalyse“ stellt zeitliche Zusam-
menhänge und Abfolgen von Ereignissen dar.
Sie verdeutlicht Waren- und Geldtransfers
und legt jederzeit den aktuellsten Stand der
Ermittlungen als Diagramm vor.
Ein Geo-Informationssystem (GIS) zeigt die
Objekt- und TKÜ-Daten per Mausklick on-
line auf zoombaren Straßenkarten an.
Diese Visualisierungen beschleunigen und
vereinfachen die Recherche deutlich und ma-
chen die Informationen überschaubar.
Doch ��&: fällt durch weitere besondere
Funktionen positiv auf: Das Computerpro-
gramm sendet Meldungen, wenn zwei Sys-
temnutzer unabhängig voneinander gleiche
Datensätze eingeben. Seit Einführung der
Software registrierte die bayerische Polizei
über 100.000 solcher Meldungen. ��&: bie-
tet alle erdenklichen Möglichkeiten von Such-
funktionen an: Die Suche zum Beispiel nach
Verdächtigen erfolgt über die phonetische
Suche nach ähnlich klingenden Namen. Wei-
ter existieren die Suche über mehrere Attri-
butsfelder nach prägnanten Merkmalen zu
einem Fall, die Ähnlichkeitssuche, Komplex-
suche und kombinierte Suche. Die Volltext-
recherche durchsucht sogar in ��&: hinein-
geladene Dokumente oder Schriftstücke mit.
Mehrere Attributarten bzw. Eingabefelder
(Pflicht-, Text-, Datums-, Katalog- und nu-
merische Felder, Abgleichattribute) sowie ver-
schiedene Katalogfelder ermöglichen eine
äußerst umfangreiche Bestandsaufnahme zu
einem Fall. Durch das so genannte „Tackern“,
also das computergesteuerte Zusammenfüh-
ren von Quellen, lassen sich diese arbeitsspa-
rend und sinnvoll verbinden. ��&: kann
mehrere Datensätze zu Gruppen (Sets) zu-
sammenfügen und sie mit anderen Gruppen
vergleichen. Die Anwendung lässt sich durch

flexible Schnittstellen an andere Systeme an-
binden. Anwender können Formulare und
Listen ganz nach ihren Vorstellungen an-
legen.

Eine zukünftige Erweiterung des Funktions-
umfangs um eine Komponente zur biome-
trischen Gesichtserkennung ist geplant.
Außerdem werden noch dieses Jahr ein
Asservatenbearbeitungsprogramm sowie ein
Bearbeitungstool für die Erfassung von DNA
bei Massen-screenings eingeführt.

Trotz seiner Anwenderfreundlichkeit und viel-
fältigen Möglichkeiten entspricht ��&:
höchsten Sicherheitsstandards, den Ansprü-
chen des Datenschutzes und der Datensicher-
heit sowie den gesetzlichen Vorgaben. Es no-
tiert alle Zugriffe auf das System und den
jeweiligen Nutzer. So kann es die zeitliche
Abfolge jedes eingegebenen Hinweises und
jede Änderung darstellen. Zudem kontrolliert
es die Löschfristen der Daten automatisch
und meldet diese.
Grundsätzlich stellen die Landeskriminaläm-
ter ähnliche Bedingungen in ihre Software.
Aufgrund der föderalen Struktur Deutsch-
lands und historisch gewachsener Struktu-
ren, Gesetzesvorgaben und  Arbeitsweisen
sind die Detailanforderungen jedoch unter-
schiedlich. Die Fa. rola passt das Ermittlungs-
und Analysesystem an die individuellen fach-
lichen Ansprüche seiner Nutzer an. Nicht
die Beamten richten sich also nach einer be-
stehenden Software, sondern das flexible Sys-
tem nach seinen Nutzern.
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Tatjana aus Vilnius war 22, Hochschulab-
solventin und arbeitslos. Eines Tages ent-
deckte sie in der Zeitung das Inserat einer
„Agentur“, die Jobs in Deutschland vermit-
telte. Es war nur eine Telefonnummer an-
gegeben, die Stimme des Mannes am an-
deren Ende der Leitung klang sympathisch.
Tatjana vereinbarte ein Treffen mit ihm.
„Vaselis machte einen sehr soliden, profes-
sionellen Eindruck auf mich.“ Sie solle in
einem Lokal in Deutschland „Kunden zum
Trinken animieren“, erklärte er ihr: Damit

6�&�����"/��1:&�	?1�&�"����$
�����2��&��#���*�/?1��� �0��E

�������2��&�F
����,�"�!�"�	���2�������������������
��,����
��!���������


%!")!'3����������	�7����������I&>�������:��+����>�������3+������J�B�I&���������������.���������=��,J�+ ����	�������
>������������-8A*� ���0��	���6�9����6�����7����
� �������������!��"���� 
7��%������������6������������ ��
��� ���������
� �����������%��������������������������������� ����+����������������������	����������,�&����-8AH������������� ��%!"�
)!'3��� �����3���� �����,���
������������������ ����	������B�I�����
�������
7��0���������������=�������������J�B����
������������#.���#������	,�+����� ��������%!")!'3�' .4%��"��'�����	������������=������������?�������������!!���#
������� �6�������3���� �����#������6�����������������������������5��������#%
���6�=��������#����
����6�=������� ����
������:���������������.� �	�����������������������	���& �������������,
+�������������F������	��������%!")!'3�����������.��������������3�����������6���������&�O����������������������������#
������ ��3���� �������������������������,�&��������.���������������������������7�����������������������$��/�������
.�������������!
�����������>����,�$������������� ���!!�����������
��� ��������!�� ����������� ����������������?�����#
!������������� �������� ����5���� ��������� ����������,�$��� ��� ����� ���� ���!!�6� � ����	��� 
���������� ����� �

��������
��
����������B�
7������>!
����� �������������@����� ����,�@���������� ����� ���
7����������!��������D����6�����������.�����
��������������	��������
���������!�� ����
�0��� ����7��������0��� ����� ���,�?������D������������� ���� ������
& ���!!��6�& ������������?��������B��� ������.���������4��������,

könne sie „gutes Geld” verdienen. Ihr
schien das eine attraktive Offerte zu sein.
Dass es sich um Prostitution handeln kön-
ne, kam ihr nicht in den Sinn. Abends wür-
de sie arbeiten und tagsüber Deutschkurse
besuchen, um ihre Chancen auf dem li-
tauischen Arbeitsmarkt zu verbessern, stell-
te sie sich vor. Sie händigte Vaselis ihren
Pass aus, er besorgte ein Touristenvisum
für sie und begleitete sie im Zug nach Ber-
lin, wo er sie an Boris übergab – angeblich
ein „Mitarbeiter“ seiner „Agentur“. Es kam,
wie es kommen musste: Tatjana landete in

einem „Club“. Dort wurde sie acht qual-
volle Monate lang zur Prostitution gezwun-
gen. „Über diese Zeit möchte ich mich
nicht äußern“, sagt sie heute, „ich versu-
che, sie zu vergessen, so gut es geht.“
Dass ihr SOLWODI beim Vergessen hilft,
hat Tatjana der Polizei zu verdanken, die
sie bei einer Razzia befreite. „Ich und vier
weitere Frauen aus Litauen, Lettland und
Russland wurden im Polizeiauto mitge-
nommen. Wir hatten acht Monate kein Ta-
geslicht gesehen. Kannst du dir vorstellen,
was das bedeutet? Wie ich mich gefühlt
habe, als ich aus dem Autofenster die be-
leuchtete Straße sah?“ Und dann der erste
warmherzige Mensch seit langem: eine Kri-
pobeamtin, die ihr auf dem Revier eine Zi-
garette anbietet – und sie an SOLWODI
vermittelt.
Natascha aus der Ukraine wusste, dass sie
in Deutschland anschaffen sollte; sie war
schon in Lwiw Prostituierte gewesen. In
dem Wohnungsbordell tauchte eines Tages
ein Freund ihres älteren Bruders auf, der
ihr „sehr gute Arbeit“ in einem „schicken
deutschen Club“ versprach:  Da werde sie
bestimmt einem reichen Mann begegnen,
der sich in sie verliebe und sie heirate, wie
Richard Gere Julia Roberts in dem Film
„Pretty Woman“. Der schicke deutsche
Club entpuppte sich als ein schäbiges
Apartment in einer westdeutschen Groß-
stadt. Dort hielten der Freund ihres Bru-
ders und ein zweiter Ukrainer Natascha
gefangen, nachdem sie ihr den Pass, das
Touristenvisum und ihr letztes Geld abge-
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1937 in Klarenthal bei Saarbrücken
geboren.

1953-1960 Banklehre und Bänkerin
bei der Landesbank Saar
in Saarbrücken und Paris.

1960 Eintritt bei den Missionsschwestern
unserer lieben Frau von Afrika.

1967-1972 Lehrerin und Direktorin
an einer Internatsschule
für Mädchen in Nyanza, Ruanda.

1972-1985 Promotion in München, Dozen-
tur an der Katholischen Universi-
tät Eichstätt, Bildungsreferentin
bei Missio München.

1985-1987 Streetwork in Mombasa; Grün-
dung von SOLWODI KENIA als
Ausstiegsprojekt für Prostituierte.

1987-2005 Gründerin und Managerin von
SOLWODI DEUTSCHLAND.
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nommen hatten. In dem Apartment, wo
sie mit Handschellen an einen Heizkörper
gefesselt war,  musste sie keine Freier „be-
dienen“, sondern „bloß“ ihre beiden Lands-
männer, die sie mit brutaler Gewalt zum
Geschlechtsverkehr zwangen. Sie schilder-
te mir folgende Szene: „Diese Kippe, wenn
du sie nimmst, wirst du solange abarbei-
ten, wie du noch deinen Namen weißt. Es
ist deine Entscheidung, du hast die Wahl!“
Weil es ihr schon lange die Sprache ver-
schlagen hat, nickt sie stumm und akzep-
tiert das Angebot ihres Folterers. Natascha
sehnt sich nach dem erbärmlichen Trost,
den Nikotin zu spenden vermag. Obwohl
sie weiß, was darauf folgt: wieder eine Ver-
gewaltigung.
Als ihr Wille völlig gebrochen war, schick-
ten sie Natascha auf den Straßenstrich. Da
fiel sie einem Türken auf. Der brachte sie
schließlich wirklich in einem Club unter,
in dem sie täglich 100 Mark für „Kost und
Logis“ bezahlen musste. Was von ihren
„Einnahmen“ übrig blieb, teilten sich die
beiden Ukrainer und der Türke, der ein-
mal in der Woche zum „Abkassieren“ kam.
Diese drei sind vergleichsweise kleine Fi-
sche. Doch ob kleiner Fisch oder großer
Boss – der Freier konsumiert die Ware, die
ihm geliefert wird, von wem auch immer.
Nataschas Kunden in dem Club haben sich
nicht darüber gewundert, dass sie keinen
Laut von sich gab. Sie fragten sie nicht,
warum sie auf ihren Oberschenkeln Brand-
narben von ausgedrückten Zigarettenkip-
pen hatte. Während sie ihnen wie eine leb-
lose Puppe zu Willen war, blickten sie in
Nataschas tote Augen. Aber das störte sie
nicht. Denn für sie war diese verstörte jun-
ge Frau kein Mensch, sondern ein Ding.
Keiner von Nataschas deutschen Freiern
dachte auch nur im Traum daran, sich in
sie – wie Richard Gere in Julia Roberts –
zu verlieben und sie zu erlösen: vor dem
Traualtar. Erlöst wurde das Mädchen aus
der Ukraine von der deutschen Polizei:
durch eine Razzia. Dass Natascha anschlie-
ßend der Staatsanwaltschaft als Hauptbe-
lastungszeugin zur Verfügung stand und
vor Gericht als glaubwürdig galt, obwohl
sie schon in Lwiw Prostituierte gewesen war,
ist der Kripo zu verdanken, die SOLWO-
DI alarmierte. SOLWODI brachte Nata-
scha in einer anonymen Schutzwohnung
unter; SOLWODI stellte eine Anwältin, die
Nebenklage gegen die Menschenhändler er-
hob; SOLWODI besorgte eine Dolmetsche-
rin für Behördengänge; SOLWODI  erwirk-
te eine Duldung beim Ausländeramt;
SOLWODI finanzierte Deutsch- und Be-
rufsausbildungskurse – und vor allem eine
Therapie.
Vielleicht werden Sie sich jetzt fragen: „War-
um dieser Aufwand?“ Das fragen mich vie-
le. Es reiche doch, wenn eine wie Natascha
gegen die Täter aussage; danach solle sie

zurück in ihre Heimat, wo sie hingehöre.
Aber bis zum Prozessbeginn vergehen meist
zwei bis drei Jahre. Diese Zeit sollte sinn-
voll genutzt werden, finde ich. Doch das
ist es nicht allein. Ich bin der festen Über-
zeugung: Was Frauen wie Tatjana und Na-
tascha hier in Deutschland angetan wor-
den ist, muss auch hier wieder gutgemacht
werden!
Nach und nach lernten Tatjana und Nata-
scha es, wieder Menschen zu sein. Was ein
Mensch ist, weiß Marissa schon lange nicht
mehr. Sie ist sechzehn, als sie von der Poli-
zei aus einem Bordell befreit wird. Eins von
vielen. Wie viele, ist nicht mehr zu rekons-
truieren. Marissa hat die Erinnerung dar-
an „verdrängt“. Wir nehmen sie in eine
unserer Schutzwohnungen auf. Die ersten
Tage verkriecht sie sich unter der Bett-
decke wie ein von Jägern gehetztes Tier in
seiner Höhle. Auch wir sind Jäger für sie,
wir dürfen uns ihr nicht nähern. Einen
Tag nicht, zwei Tage nicht, drei Tage nicht.
Nach einer Woche beginnt sie zu reden,
über einen Menschen, an den sie sich erin-
nert – wie an eine Fremde, die ihr zufällig
mal begegnet ist. Diese Fremde heißt „Ma-
rissa“. Sie war ein Mädchen, das von ih-
rem Vater misshandelt und von ihrem Stief-
vater vergewaltigt wurde. Auch in dem
Heim, wo das Jugendamt in ihrem Heimat-
land sie unterbrachte, war sie sexuellen
Übergriffen ausgesetzt. Schließlich floh sie
mit einer anderen Heiminsassin zu deren
Mutter. Diese entpuppte sich als Zwischen-
händlerin. Sie verkaufte Marissa an zwei
einheimische Menschenhändler, die sie
nach Deutschland verschleppten. Was ihr
dort angetan wurde, war so schlimm, dass
sie ihren Namen vergaß.
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Ich habe hier so ausführlich drei Opfer
vorgestellt, weil Opfer für viele nur Zah-
len in Statistiken sind. Tatjana, Natascha
und Marissa tauchen als Zahlen im „Lage-
bild Menschenhandel“ des Bundeskrimi-
nalamts auf, weil sie durch Polizeirazzien
befreit und damit aktenkundig wurden.
Doch was ist mit den ungezählten Frauen
und Mädchen, die noch auf ihre Befrei-
ung warten? Im Lagebild für 2003 hat das
BKA 1.235 Opfer gezählt. „Nur die Spitze
des Eisbergs“, moniert Polizeidirektor Karl-
Otto Dornbusch in Die Kriminalpolizei
3/05. Der Lagebericht für 2004 liegt noch
nicht vor, obwohl das Jahr 2005 zur Neige
geht. Warum zögert das BKA? Sind die
Zahlen vielleicht so drastisch gesunken,
dass ihre Veröffentlichung abstrus wirken
würde?
Im Lagebild 2002 vermeldete das BKA:
„Erfreulicherweise“ sei die Zahl der Op-
fer, „die zu 87 Prozent aus mittel- und ost-
europäischen Ländern stammen gegenüber

2001 um 18 Prozent zurückgegangen“. Auch
wir verzeichnen sinkende Zahlen, aber das
betrachten wir nicht als Grund zur Freu-
de. Im SOLWODI-Jahresbericht für 2004
werden als „häufigste Kontaktgründe bei
Erstkontakten“ 136 Frauen in der Rubrik
„Menschenhandel/Zwangsprostitution/
Opferzeuginnen“ aufgeführt. 2002 waren
es 208 Frauen. Unsere Beraterinnen in al-
len Fachberatungsstellen von Braunschweig
bis Passau sagen: „Die Polizei macht weni-
ger Razzien, darum bringt sie weniger Op-
fer zu uns.“
Menschenhandel ist ein Kontrolldelikt.
Wenn die Polizei nicht nachschaut, haben
die Opfer das Nachsehen. Im Dunkelfeld
unter der Spitze des Eisbergs verbirgt sich
unsägliches Leid. „Viele Mandantinnen be-
richteten mir“,so unsere Opfer-Anwältin
Gabriele Welter-Kaschub, „sie hätten sich
in einer derart schlimmen und auswegslo-
sen Situation befunden, dass sie zum
Schluss fast täglich auf eine Razzia durch
die Polizei hofften.“ Und das, obwohl ih-
nen weisgemacht worden war: Die deutsche
Polizei wäre genauso korrupt wie die in ih-
ren Heimatländern.
Karl-Otto Dornbusch vom LKA Rhein-
land-Pfalz nennt als eine Ursache für den
Rückgang der Razzien die  EU-Osterweite-
rung, die der Organisierten Kriminalität
(OK)  durch die neue Reisefreiheit „deut-
lich verbesserte Möglichkeiten der Gewinn-
maximierung bei gleichzeitiger Senkung
des Strafverfolgungsrisikos“ eröffne. Will
meinen: Verstöße gegen das Ausländer-
gesetz, oft ein Zugriffsgrund für die Poli-
zei, sind quasi legalisiert worden, weil
Zwangsprostituierte nun als EU-Bürgerin-
nen gelten. Darüber hinaus beklagt Dorn-
busch: „Menschenhandelsdelikte werden in
der Regel durch die Sachbereich/Kommis-
sariate bearbeitet, die auch für Sittendelik-
te zuständig sind. Nur selten befassen sich
OK-Dienststellen mit der Verfolgung von
Tätern des Menschenhandels. Die ‚Sitten’-
Kommissariate sind meist hoffnungslos
überlastet und nur bei Gefahr im Verzuge
in der Lage zu reagieren, jedoch nicht zu
agieren.“
Ja, das ist es auch! Aber der entscheidende
Grund, so versichern mir Kripobeamte/
innen, die mit SOLWODI kooperieren, sei
das am 1. Januar 2002 in Kraft getretene
„Gesetz zur Verbesserung der Rechtsstel-
lung von Prostituierten“ (ProstG). In un-
serer 2002 erschienenen Studie „Probleme
der Strafverfolgung und des Zeuginnen-
schutzes in Menschenhandelsprozessen“
waren es über 91 Opferzeuginnen, die wir
von 1991 bis 2001 betreut haben, bedauert
die SOLWODI-Anwältin Gabriele Welter-
Kaschub: Da das ProstG die Förderung der
Prostitution nicht mehr als Straftatbestand
werte, hätten Ermittler kaum noch Ansatz-
punkte für Razzien und Kontrollen. „Im
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Rückblick“, so Welter-Kaschub, „hätte der
größte Anteil meiner Mandantinnen somit
keine Chance auf Rettung und Befreiung
gehabt.“
Zentrales Anliegen des ProstG war es, die
Diskriminierung von Prostituierten zu be-
seitigen. Die Prostitution, die früher als sit-
tenwidrig galt, ist heute legal. Die Legali-
sierung sollte „freiwilligen“ Prostituierten
den Zugang zur Arbeitslosen-, Kranken-
und Rentenversicherung erleichtern. Auch
erhoffte man sich, den Frauen Perspekti-
ven zum Ausstieg zu eröffnen. Dazu be-
merkt der Strafrechtsprofessor Joachim
Renzikowski in unserem SOLWODI-Rund-
brief vom März 2005: „Die Bewertung des
ProstG fällt sehr zwiespältig aus. Auf der
einen Seite wird nunmehr – jedenfalls auf
der Ebene der Rechtsbegriffe – klar zwi-
schen rechtlich zulässiger, d.h. selbstbe-
stimmter Ausübung der Prostitution und
unzulässiger Zwangsprostitution differen-
ziert. Auf der anderen Seite haben sich vie-
le, allzu naive Hoffnungen des Gesetzge-
bers nicht erfüllt. So lassen sich die
Prostituierten, die bei den Sozialversiche-
rungsträgern gemeldet sind, an den Fin-
gern einer Hand abzählen. Die Möglich-
keit zum Ausstieg aus der Prostitution steht
nur auf dem Papier; tatsächlich gibt es
kaum Hilfsangebote. Am schwersten wiegt
der Vorwurf, das ProstG mache die Prosti-
tution erst salonfähig.“
Als einen „Beruf wie jeder andere“, wäre
hinzuzufügen.
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Dass Wörter wie „selbstbestimmt“ und
„freiwillig“ im Zusammenhang mit Prosti-
tution verwendet werden, erzürnt mich. Ist
Armut, die viele Frauen scheinbar freiwil-
lig in die Prostitution treibt, nicht auch
ein Zwang? Und was ist mit sexuellem Miss-

brauch? Laut Emma, die sich auf Studien
aus Skandinavien und den USA beruft, ha-
ben in den reichen Industrienationen 70
Prozent aller scheinbar freiwilligen Prosti-
tuierten – auch die Heroinsüchtigen auf
dem Drogenstrich – in ihrer Kindheit und
Jugend unter Sexualgewalt von Verwand-
ten oder Bekannten gelitten. Sarkastisch
ausgedrückt: Diese Frauen sind so daran
gewöhnt fremdbestimmt zu werden, dass
sie gar nicht wissen, was Selbstbestimmung
heißt.
Und die Zwangsprostituierten? Welche
Narben hinterlässt es an ihren Seelen, wenn
sie acht Monate, ohne ein einziges Mal das
Tageslicht zu sehen wie Tatjana aus Litau-
en, deutschen Freiern zu Verfügung stehen
müssen? Das was ihnen angetan wird, soll-
te als ununterbrochene Vergewaltigung ge-
ahndet werden.
Im Juni war ich vom „Europäischen Ko-
mitee für Frauenrechte und Gleichstellung“
als Expertin zu einer öffentlichen Anhö-
rung über Menschenhandel im Europäi-
schen Parlament eingeladen. Ich stellte fest,
wie gering der Wissensstand der EU-Abge-
ordneten über die Schicksale der Opfer war.
Einigen Politikern musste ich beispielsweise
erklären, was „Traumatisierung“ bedeutet.
Ähnliche Erfahrungen habe ich auch bei
Fortbildungsveranstaltungen für Richter
gemacht.
Judith Herman, Professorin an der renom-
mierten Harvard-University in Cambridge
bei Boston, hat ein Buch über die Ge-
schichte der Traumaforschung geschrieben,
das in USA als Klassiker gilt: „Die Narben
der Gewalt.“ Herman zieht irritierende Ver-
gleiche zwischen Vergewaltigungsopfern
und Kriegsveteranen. Schon im ersten Welt-
krieg litten Soldaten unter Schützengraben-
Neurosen und Schüttellähmungen. Sie
waren als Memmen verschrien, bis sich
Ende der 1960er Jahre in USA Vietnamve-

teranen zusammenschlossen und öffent-
lich über Panikattacken, Depressionen und
Suizidversuche sprachen. Ihre beharrlichen
Kampagnen veranlassten schließlich kost-
spielige psychiatrische Studien mit der
Konsequenz, dass in USA das „posttrau-
matische Belastungssyndrom“ (PTBS) als
Spätfolge des Vietnamkriegs anerkannt
wurde. Und als psychische Störung von Ge-
waltopfern allgemein. Auch die von Verge-
waltigungsopfern.
Hermans Fazit: „Die systematische Erfor-
schung psychischer Traumata braucht die
Unterstützung einer politischen Bewegung.
Wenn eine starke Menschenrechtsbewegung
fehlt, gewinnt unweigerlich tätige Verdrän-
gung die Oberhand über die aktive Aus-
einandersetzung mit dem Geschehenen.
Verleugnung und Verdrängung gibt es im
gesellschaftlichen Bewusstsein genauso wie
im individuellen Bewusstsein.“
Zwangsprostituierte haben keine Men-
schenrechtsbewegung hinter sich – abgese-
hen von kleinen Vereinen wie SOLWODI
und kleinen Sitten-Kommissariaten. Diese
Frauen versuchen, in einem korrupten
Sumpf zu überleben, der von Verleugnung
und Verdrängung lebt: das Rotlichtmilieu.
„Herausragende finanzielle Einkünfte aus
legalen und illegalen Geschäften“, weiß
Polizeidirektor Dornbusch, „versetzten die
Hintermänner der Rotlichtkriminalität in
die Lage, sich subtil die notwendigen Kon-
takte in Politik und Wirtschaft aufzubau-
en. Es ist oftmals sehr einfach, Personen
aus diesen Kreisen über die Prostitution
zu kleinen Gefälligkeiten, ‚kleinen Dien-
sten’ oder Gegenleistungen anzuhalten und
für sich zu gewinnen.“
Womit wir bei den Freiern wären. Sie mei-
nen, sich im Zwielicht des Rotlichtmilieus
alles erlauben zu dürfen – nicht nur be-
kannte wie Michel Friedmann, sondern
auch unbekannte wie Michael Muster-

SOLWODI in Rheinland-Pfalz
Beratungsstelle Boppard:
Propsteistr. 2, 56154 Boppard-Hirzenach.
Tel.: 06741/2232. Fax: 06741/2310.
E-Mail: boppard@solwodi.de
Beratungsstelle Koblenz:
Postfach 20 14 46, 56014 Koblenz.
Tel: 0261/33719. Fax: 0261/12705.
E-Mail: koblenz@solwodi.de
Beratungsstelle Ludwigshafen:
Postfach 21 12 42, 67012 Ludwigshafen.
Tel: 0621/5291277. Fax: 0621/5292038.
E-Mail: solwodilu@aol.com
Beratungsstelle Mainz:
Postfach 3741, 55027 Mainz.
Tel: 06131/678069. Fax: 06131/613470.
E-Mail: mainz@solwodi.de

Weitere Infos unter: www.solwodi.de
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mann. Wir sollten sie endlich ins helle
Rampenlicht stellen!
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Je älter ich werde, desto mehr wird mir be-
wusst, dass die Freier genauso schlimme
Täter sind wie die Händler und Zuhälter.
Ich plädiere dafür, Freier von Zwangspros-
tituierten zu bestrafen: weil sie schwerste
Menschenrechtsverletzungen an Frauen
und Mädchen nicht nur stillschweigend to-
lerieren, sondern auch selbst begehen.
Mit dieser Ansicht stehe ich nicht allein.
In der CDU/CSU gibt es Politikerinnen,
die das auch durchzusetzen versuchen. Die
Feministin Alice Schwarzer unterstützt sie
dabei. Womöglich könnte sogar eine Be-
wegung daraus erwachsen – eine Menschen-
rechtsbewegung für Menschenhandels-
opfer.
Da Meinungsforschungsinstitute nicht da-
nach fragen, betreiben wir von SOLWODI
zurzeit unsere eigene Meinungsforschung.

Eine kleine Vorumfrage auf dem Rhein-
land-Pfalz-Tag in Bad Ems vom 10. bis 12.
Juni hat uns ermutigt, größer auszuholen.
In Bad Ems wurden von 200 verteilten Fra-
gebogen 160 ausgefüllt am SOLWODI-
Stand abgegeben. Auf 153 Bogen war die
Frage „Sollten Freier von Zwangsprostitu-
ierten bestraft werden?“ mit „Ja!“ ange-
kreuzt worden: Das sind über 95 Prozent.
In unserem SOLWODI-Rundbrief, der an
12.000 Haushalte verschickt wird, stellten
wir im September diese Frage erneut. Zur
Beantwortung ist bis Ende November Zeit.
Doch schon jetzt, Mitte Oktober, zeich-
net sich die gleiche Tendenz wie auf dem
Rheinland-Pfalz-Tag ab.
Warum sollte Sie das interessieren, das
Fachpublikum der Zeitschrift Die Krimi-
nalpolizei?  Ich denke, die Bestrafung der
Freier von Zwangsprostituierten würde
nicht nur ein Unrechtsbewusstsein für ein
vermeintliches Kavaliersdelikt erzeugen,
sondern auch neue Zugriffsmöglichkeiten
für die Polizei eröffnen.
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In unseren Fragebogen für den Rheinland-
Pfalz-Tag in Bad Ems stellten wir auch die
Frage: „Sollte die Prostitution abgeschafft
werden?“ Darauf fielen die Antworten nicht
so aus, wie ich es mir erhofft hatte: 39 Pro-
zent dafür, 41 Prozent dagegen,  der Rest
unentschieden. Als wir im Mai in Boppard-
Hirzenach den zwanzigsten Geburtstag von
SOLWODI feierten, sagte Alice Schwarzer
in ihrer Festrede: Landläufig heiße es, Pro-
stitution sei das älteste Gewerbe der Welt,
unabschaffbar. Das sei von der Sklaverei
auch behauptet worden. Sie plädierte da-
für, die Prostitution abzuschaffen, weil die
Menschenwürde unantastbar ist, auch die
von weiblichen Menschen. Dem habe ich
nichts hinzuzufügen, außer das, was ich
in meiner Rede gesagt habe: „Gewalt macht
betroffen. Betroffenheit lässt manche ver-
stummen. Mich nicht. Mich macht Gewalt
wütend. Diese Wut war es, die mich vor
20 Jahren angetrieben hat, SOLWODI zu
gründen.“
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von 13 Jahren verurteilt wurde. Bei der Be-
weiswürdigung stützte sich das OLG maß-
geblich auf Erkenntnisse aus zahlreichen
Observationsmaßnahmen gegen den Bf.
und einen Mitangeklagten. Diese lassen
sich zusammengefasst wie folgt darstellen:

� Von Oktober 1995 bis Februar 1996 vi-
deotechnische Beobachtung des vom Bf.
mitgenutzten Wohnhauses der Mutter
(Eingangsbereich und ein Verbindungs-
weg); daneben wurde der Bf. von Be-
amten des BKA visuell observiert.

� Seit 1993 videogestützte Langzeitbeob-
achtung des Bf. durch den Verfassungs-
schutz NRW.

� Von Januar 1994 bis Februar 1996 Ob-
servierung des Wohnhauses des Mitan-
geklagten durch den Verfassungsschutz
HH.

� Im Oktober 1995 hatte das BKA den
Pkw des Mitangeklagten, in dem auch
der Bf. häufig mitfuhr, mit einem Peil-
sender versehen und den vom Mitange-
klagten beruflich genutzten Betriebs-
funk abgehört.

Weiterhin wurden die Telefonanschlüsse in
der vom Bf. mitgenutzten Wohnung der
Mutter, in einer nahe gelegenen Telefon-
zelle und in der Wohnung des Mitangeklag-
ten überwacht sowie Postsendungen an den
Bf. geöffnet und überprüft. Auch waren der
Bf., der Mitangeklagte und die von ihnen
benutzten Fahrzeuge zur polizeilichen Be-
obachtung ausgeschrieben worden.

Der Bf. und der Mitangeklagte, mit einer
Überwachung rechnend, verhielten sich
konspirativ und ergriffen verschiedene
Maßnahmen, um sich der Überwachung zu
entziehen. Auf Anordnung des General-
bundesanwaltes wurde im Dezember 1995
im Pkw des Mitangeklagten ein GPS-Emp-
fänger installiert, mit dessen Hilfe die Fahr-
zeugposition bis auf 50 m genau bestimmt
werden konnte. Die im Minutentakt gespei-
cherten Daten über Zeit, Ort und Ge-
schwindigkeit wurden im Abstand weniger
Tage in einem kurzzeitig aktivierten Über-
tragungsvorgang abgerufen. Diese Maßnah-
me dauerte bis zur Festnahme des Täter im
Februar 1996. Die Revision wurde vom
BGH verworfen.
Der Bf. rügte die gleichzeitige Durchfüh-
rung verschiedener Observationsmaßnah-
men ohne richterliche Überprüfung ihrer
Gesamtschau und widersprach der Verwer-
tung der aus dem GPS-Einsatz gewonnen
Erkenntnisse. Die Verfassungsbeschwerde
wurde zurückgewiesen.
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Zur Begründung führt das BVerfG folgen-
des an: § 100c Abs. 1 Nr. 1 StPO ist eine
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Der Beschwerdeführer (Bf.) verübte 1995
als Mitglied der „Antiimperialistischen Zel-
len“ („AIZ“) vier Sprengstoffanschläge,
wegen derer er vom OLG Düsseldorf u. a.
wegen gemeinschaftlichen Mordversuchs in
vier Fällen, jeweils in Tateinheit mit vor-
sätzlichem Herbeiführen einer Sprengstoff-
explosion, zu einer Gesamtfreiheitsstrafe

Ermächtigungsgrundlage für Beweiserhe-
bungen unter Einsatz des GPS und die an-
schließende Verwertung dieser Beweise. Die
strengere Fassung des Gebots der Gesetzes-
bestimmtheit in Art. 103 Abs. 2 GG bean-
sprucht für Vorschriften des Strafverfah-
rensrechts grundsätzlich keine Geltung, die
Anforderungen an Normenklarheit und
Tatbestandsbestimmtheit ergeben sich hier
aus dem Rechtsstaatsprinzip, d.h., eine
Norm muss in ihren Voraussetzungen und
in ihrer Rechtsfolge so klar formuliert sein,
dass die von ihr Betrofffenen die Rechts-
lage erkennen und ihr Verhalten danach
einrichten können1 .

Der Gesetzgeber hat, so das BVerfG, den
Einsatz technischer Mittel in § 100 c Abs. 1
Nr. 1 Buchstabe b StPO nur bei einer An-
lasstat „von erheblicher Bedeutung“ zuge-
lassen. Auf eine weitere Konkretisierung,
etwa mittels eines Straftatenkatalogs, hat
er verzichtet. Das BVerfG hat allerdings wie-
derholt festgestellt, dass schon das Merk-
mal der „erheblichen Bedeutung“ Grund-
rechtseingriffe im Strafverfahren einer
hinreichend bestimmten Begrenzung un-
terwirft. Eine solche Straftat muss mindes-
tens dem Bereich der mittleren Kriminali-
tät zuzurechnen sein, den Rechtsfrieden
empfindlich stören und dazu geeignet sein,
das Gefühl der Rechtssicherheit der Bevöl-
kerung erheblich zu beeinträchtigen2 .

Eine den verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen genügende Konkretisierung ist auch
bei der Auslegung des in § 100 c Abs. 1
Nr. 1 Buchstabe b StPO verwendeten Merk-
mals „besondere für Observationszwecke
bestimmte technische Mittel“ möglich, wie
das BVerfG weiter ausführt, denn das Be-
stimmtheitsgebot verlangt vom Gesetzge-
ber, dass er technische Eingriffsinstrumente
genau bezeichnet und dadurch sicherstellt,
dass der Adressat den Inhalt der Norm je-
weils erkennen kann. Das Bestimmtheits-
gebot verlangt aber keine gesetzlichen For-
mulierungen, die jede Einbeziehung
kriminaltechnischer Neuerungen ausschlie-
ßen. Wegen des schnellen und für den
Grundrechtsschutz riskanten informations-
technischen Wandels muss der Gesetzgeber
die technischen Entwicklungen aufmerk-
sam beobachten und bei Fehlentwicklun-
gen hinsichtlich der konkreten Ausfüllung
offener Gesetzesbegriffe durch die Straf-
verfolgungsbehörden und die Strafgerich-
te notfalls durch ergänzende Rechtssetzung
korrigierend eingreifen3 .

Die Verwendung des Merkmals „besonde-
re für Observationszwecke bestimmte tech-
nische Mittel“ wird diesen Anforderungen
gerecht. Was damit gemeint ist, ist in seiner
Zielrichtung leicht verständlich und lässt
sich mit den anerkannten Methoden der
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Gesetzesauslegung konkretisieren. Durch
die systematische Abgrenzung zu den in
§ 100 c Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a StPO
genannten Mitteln einfacher optischer
Überwachungstätigkeit einerseits und den
durch § 100 c Abs. 1 Nrn. 2 und 3 StPO
geregelten akustischen Überwachungs- und
Aufzeichnungstechniken andererseits hat
der Gesetzgeber einen Bereich hinreichend
bestimmt abgegrenzt, in dem moderne
Kriminaltechnik zur Anwendung kommen
darf, die in anderer Weise die weitere Auf-
klärung des Sachverhalts oder die Ortung
einer Person möglicht macht. Es geht um
Ortung und Aufenthaltsbestimmung durch
Beobachtung mit technischen Mitteln. In-
nerhalb dieses Bereichs hält sich die Ver-
wendung des GPS. Gegenüber Bewegungs-
meldern und Nachtsichtgeräten zeichnet
sich dieses System zwar durch eine verbes-
serte Flexibilität im Einsatz und eine erhöh-
te Genauigkeit der Ergebnisse aus. Ande-
rerseits unterliegt aber auch das GPS auf
Grund seiner technischen Spezifikation
Beschränkungen beim Empfang in ge-
schlossenen Räumen oder innerhalb von
Häuserschluchten. Bei dieser Sachlage
musste der Gesetzgeber nicht davon ausge-
hen, dass das GPS zu einem Observations-
instrument besonderer Art und spezifischer
Tiefe werden könnte, dessen Einsatz von
Verfassungs wegen nur unter restriktiveren
als den in § 100c StPO geregelten Voraus-
setzungen gestattet werden darf4 .

Eingriffe in das allgemeine Persönlichkeits-
recht (Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1
GG) durch die Verwendung von Instru-
menten technischer Observation erreichen
in Ausmaß und Intensität typischerweise
nicht den unantastbaren Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung; so ist es auch hier,
wie das BVerfG weiter ausführt5 . Der Ge-
setzgeber durfte zusätzlich berücksichtigen,
dass sich der Grundrechtseingriff durch
den Einsatz jener Mittel im Ergebnis auch
zugunsten der Betroffenen auswirken kann.
Dies gilt etwa dann, wenn durch die tech-
nisch gestützte Observation ein tiefer ge-
hender Eingriff mit Auswirkungen auf
unbeteiligte Dritte – etwa Abhören und
Aufzeichnen des nichtöffentlich gesproche-
nen Worts nach § 100 c Abs. 1 Nr. 2 i.V.m.
Abs. 2 Satz 3 StPO in einem von dem Be-
schuldigten benutzten Personenkraftwagen
– vermieden werden kann. Es ist deshalb
nicht zu beanstanden, wenn der Gesetzge-
ber die Zulassung der Maßnahme bloß von
einem Anfangsverdacht abhängig gemacht
hat. Es war ihm auch nicht verwehrt, den
Einsatz dieser Mittel an die im unmittelba-
ren systematischen Zusammenhang des
§ 100 c StPO niedrigste Subsidiaritätsstufe
(„wenn die Erforschung des Sachverhalts
oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes
des Täters auf andere Weise weniger erfolg-

versprechend oder erschwert wäre“) zu bin-
den6 .

Der Gesetzgeber hat mit Wirkung zum 1.
November 2000 § 163 f Abs. 4 StPO ein-
gefügt. Die Vorschrift ergänzt § 100 c Abs.
1 Nr. 1 Buchstabe b StPO, indem sie für
längerfristige Observationen des Beschul-
digten, unabhängig vom Einsatz besonde-
rer technischer Mittel, zusätzliche Voraus-
setzungen formuliert und eine richterliche
Entscheidung für Observationen, die mehr
als einen Monat andauern, anordnet7 .

Entgegen der Auffassung des Beschwerde-
führers bedurfte es nach Auffassung des
BVerfG keiner gesonderten gesetzlichen
Regelung für einen Einsatz mehrerer Er-
mittlungsmaßnahmen zur selben Zeit. Viel-
mehr durfte der Gesetzgeber davon über-
zeugt sein, dass eine von Verfassungs wegen
stets unzulässige „Rundumüberwachung“8 ,
mit der ein umfassendes Persönlichkeits-
profil eines Beteiligten erstellt werden
könnte, durch allgemeine verfahrensrecht-
liche Sicherungen auch ohne spezifische
gesetzliche Regelung grundsätzlich ausge-
schlossen sein werde9 .

Beim Einsatz moderner, insbesondere dem
Betroffenen verborgener, Ermittlungsme-
thoden müssen die Strafverfolgungsbehör-
den mit Rücksicht auf das dem „additiven“
Grundrechtseingriff innewohnende Ge-
fährdungspotential aber besondere Anfor-
derungen an das Verfahren beachten, so das
BVerfG weiter. Es ist sicherzustellen, dass
die eine Ermittlungsmaßnahme beantra-
gende oder anordnende Staatsanwaltschaft
als primär verantwortlicher Entscheidungs-
träger über alle Ermittlungseingriffe infor-
miert ist, die den Grundrechtsträger im
Zeitpunkt der Antragstellung und im Zeit-
punkt einer zeitlich versetzten Ausführung
der Maßnahme jeweils treffen; sonst wäre
eine verantwortliche Prüfung und Feststel-
lung übermäßiger Belastung nicht möglich.
Dazu bedarf es nicht nur – was selbstver-
ständlich ist (vgl. § 168 b Abs. 1, § 199 Abs.
2 Satz 2 StPO) – einer vollständigen Doku-
mentation aller ausgeführten oder ausführ-
baren Ermittlungseingriffe in den Akten.
Darüber hinaus ist – insbesondere durch die
Nutzung des länderübergreifenden staats-
anwaltschaftlichen Verfahrensregisters
(§§ 492 ff. StPO) – sicherzustellen, dass
nicht verschiedene Staatsanwaltschaften
ohne Wissen voneinander im Rahmen von
Doppelverfahren in Grundrechte eingrei-
fen10 .

Für den Fall, dass neben den Strafverfol-
gungsinstanzen auch Verfassungsschutzbe-
hörden und Nachrichtendienste ermitteln-
de Maßnahmen anordnen und vollziehen,
hat der Gesetzgeber, so das BVerfG, in

§ 492 Abs. 4 StPO die Möglichkeit geschaf-
fen, dass grundlegende, den Staatsanwalt-
schaften zugängliche Verfahrensdaten auch
den Verfassungsschutzbehörden des Bun-
des und der Länder, dem Amt für den Mi-
litärischen Abschirmdienst und dem Bun-
desnachrichtendienst zur Verfügung gestellt
werden, sofern diesen Behörden ein Aus-
kunftsrecht gegenüber den Strafverfol-
gungsbehörden zusteht. Diese Regelung,
die in erster Linie der Verfahrensverein-
fachung dienen sollte (BTDrucks 12/6853,
S. 37), hat zugleich eine Voraussetzung für
die grundrechtssichernde Abstimmung der
Ermittlungstätigkeit geschaffen11 .

Das BVerfG führt weiter aus, dass der Ge-
setzgeber darüber hinaus zu beobachten
haben wird, ob die bestehenden verfahrens-
rechtlichen Vorkehrungen auch angesichts
zukünftiger Entwicklungen geeignet sind,
den Grundrechtsschutz effektiv zu sichern.
Es dürfe zu erwägen sein, ob durch ergän-
zende Regelung der praktischen Ermitt-
lungstätigkeit – etwa in den Richtlinien für
das Strafverfahren und das Bußgeldverfah-
ren – unkoordinierte Ermittlungsmaßnah-
men verschiedener Behörden verlässlich
verhindert werden können12 .

',������������

Das BVerfG erklärt in diesem Urteil den
Einsatz moderner technischer Observati-
onsmethoden grundsätzlich für zulässig
und erachtet auch die Regelung des § 100c
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b StPO für eine
verfassungsmäßige und taugliche Ermäch-
tigungsgrundlage für den Einsatz solcher
Mittel. Es bestätigt damit die Auslegung
und Anwendung der Norm durch das OLG
Düsseldorf13  und den BGH14 im voran-
gegangenen Strafverfahren. Beide Entschei-
dungen trafen in der Literatur auf Zustim-
mung15 , aber auch Kritik16 .

Das BVerfG betont das von Verfassungs
wegen bestehende Verbot einer „Rundum-
überwachung“, durch die ein Persönlich-
keitsprofil erstellt werden könnte. Von ei-
ner genaueren Darlegung, wann eine solche
Rundumüberwachung vorliegt, sieht das
BVerfG ab. Es verweist insoweit auf die
Entscheidungen BVerfGE 65, 1 (Volkszäh-
lung) und BVerfGE 109, 279 (großer Lausch-
angriff). In letztgenanntem Urteil führt das
Gericht aus, dass eine zeitliche und räum-
liche Rundumüberwachung regelmäßig
schon deshalb unzulässig ist, weil die Wahr-
scheinlichkeit groß ist, dass dabei höchst-
persönliche Gespräche abgehört werden.
Die Menschenwürde wird nach Auffassung
des Gerichts auch verletzt, wenn eine Über-
wachung sich über einen längeren Zeitraum
erstreckt und derart umfassend ist, dass
nahezu lückenlos alle Bewegungen und
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Die Anwendung basiert auf dem weltweit ein-
geführten PDF-Format. Zur Anzeige auf dem
Bildschirm wird als Viewing-Tool der ACRO-
BAT-Reader benötigt.
Die CD-ROM kann somit auf den gängigen
Windows-Betriebsystemen XP, 2000, ME und
98 installiert werden.

Inhalt:
Die CD-ROM enthält grundlegende Zusam-
menfassungen, die sowohl für den Polizeibe-
amten als auch für den fachlich interessierten
Waffensammler eine optimal strukturierte In-

formationsquelle zum Thema „Waffenkunde“
darstellen.
Die Präsentation erfolgt anhand von übersicht-
lichen Schnittzeichnungen, fotorealistischen
Darstellungen sowie detailgetreuen Explosions-
zeichnungen.
Die Auswahl ist wegen der Vielfalt des Stoffes
auf wesentliche Grundlagen und die waffen-
technische Ausstattung der Polizeien des Bun-
des und der Länder begrenzt.

Die benutzerfreundliche Oberfläche ermöglicht
es dem Anwender auch ohne fundierte EDV-
Kenntnisse sich schnell und unkompliziert ei-
nen Überblick zu einem bestimmten Themen-
bereich zu verschaffen.
So kann mit wenigen „Klicks“ navigiert und
problemlos nachvollzogen werden, an welchen
Stellen der beschriebenen Waffen z. B. Kenn-
zeichnungen angebracht sind (s. hierzu Tech-
nische Dokumentation P5, S. 23, Ziff. 3.6).
Gleiches gilt für die ausführlichen Angaben zur
sicheren Handhabung der Waffen, das richtige
Verhalten beim Auftreten von Störungen wäh-
rend des Schießens sowie die folgerichtige Stö-
rungsbeseitigung. Sehr differenziert beschrieben
sind neben den Funktionsvorgängen beim
Schießen über Spannabzug oder mit vorge-
spanntem Schlaghebel auch die Wirkungswei-
sen der automatischen Sicherungen. Die tech-
nischen Dokumentationen enthalten u. a.
Stücklisten mit Instandsetzungsvermerken und
eine Übersicht von Formänderungen an be-
stimmten Bauteilen. Eine tabellarische Aufzäh-
lung mit entsprechender Herstellerbezeichnung
und den zugehörigen Bestell-Nummern ergän-
zen diese Dokumentation.
Insbesondere die zahlreichen bildhaften Dar-
stellungen i. Z. mit den detaillierten Beschrei-
bungen ermöglichen eine leichte Nachvollzieh-

barkeit aller Themenbereiche.
Dies macht die CD zu einem geeigneten Nach-
schlagewerk für den Waffenmechanikermeister,
Schießlehrer und Ausbilder im Bereich Waffen-
wesen. Sie empfehlen das Werk darüber hinaus
auch für andere Polizeibeamte oder den Privat-
nutzer.

Die Gliederung umfasst:
�����������$���������
• Schützensicherheit von Waffen
• Beurteilung von Hülsenmerkmalen
• Visierkorrektur an Handwaffen
D����������������

�������
• Technische Dokumentation zur Pistole P 5
• Technische Dokumentation zur Pistole P 7
• Technische Dokumentation zur Pistole P 2000
Die Themenschwerpunkte sind alle nach dem
selben Schema gegliedert:
Der Modus „Buch“ kann als Text ausgedruckt
aber nicht bearbeitet werden. Im Modus „Un-
terrichtsmedien“ können Folien für die Over-
headprojektion ausgedruckt oder eine Power-
Point Präsentation für die Unterrichtung mit
Notebook und Videobeamer erstellt werden.

Der Autor, Herr Erster Polizeihauptkommis-
sar im BGS a. D. Diplomingenieur Wolfgang
PIETZNER war während seiner Dienstzeit an
der Grenzschutzschule Lübeck eingesetzt. Er
leitete dort den Lehrbereich Polizeitechnik und
unterrichtete als Fachlehrer für Waffenkunde
und Waffenkonstruktionslehre.
Diplomingenieur PIETZNER ist in der zen-
tralen Aus- und Fortbildungseinrichtung für den
waffentechnischen Dienst des Bundes und der
Länder federführend für die Bearbeitung der
technischen Richtlinien für Waffen und Muni-
tion und die Erprobung der bei der Polizei ein-
zuführenden Technik gewesen.

Lebensäußerungen des Betroffenen regi-
striert werden und zur Grundlage für ein
Persönlichkeitsprofil werden können17. Im
Volkszählungsurteil stellt es in diesem Zu-
sammenhang darauf ab, dass ein teilweise
oder weitgehend vollständiges Persönlich-
keitsbild zusammengefügt werden kann,
ohne dass der Betroffene dessen Richtig-
keit und Verwendung zutreffend kontrol-
lieren kann und deshalb auf seine Grund-
rechtsausübung möglicherweise verzichtet,
in seiner Selbstbestimmung und Freiheit
also wesentlich gehemmt ist18.

Zur Vermeidung einer solchen Rundum-
überwachung sind die vom BVerfG ange-
sprochenen allgemeinen verfahrensrecht-
lichen Sicherungen wegen des dem
„additiven“ Grundrechtseingriff innewoh-
nenden Gefährdungspotentials streng zu
beachten. Hier ist der Staatsanwaltschaft
als der Ermittlungsmaßnahmen anordnen-
den oder beantragenden Stelle eine beson-
dere Verantwortung auferlegt. Sie muss über
alle Ermittlungseingriffe gegenüber dem

Grundrechtsträger informiert sein bzw.
informieren und zwar durch umfassende
Dokumentation, Nutzung des länderüber-
greifenden Verfahrensregisters oder die
Nutzung der Möglichkeiten des § 492 Abs.
4 StPO. Hinzuweisen ist aber auch auf die
Überprüfungspflichten des Ermittlungs-
richters19 .

Dem Gesetzgeber wird aufgegeben, auch
zukünftig angesichts neuer (auch techni-
scher) Entwicklungen einen effektiven
Grundrechtschutz zu gewährleisten, insbe-
sondere unkoordinierte Ermittlungsmaß-
nahmen verschiedener Behörden verlässlich
zu verhindern. Diese Auflage wird vor dem
Hintergrund der verschiedentlich erhobe-
nen Forderung nach erweiterten Eingriffs-
befugnissen zur Bekämpfung des Terroris-
mus über den konkreten Fall hinaus zu
beachten sein.

*,�.���������������<��������
NJW 2005, S. 1338-1341
NStZ 2005, S. 388-389

DVBl 2005, S. 699-702
www.bverfg.de/entscheidungen/frames/
rs20050412_2bvr058101
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  1 BVerfG, NJW 2005, S. 1339.
  2 BVerfG, NJW 2005, S. 1339.
 3 BVerfG, NJW 2005, S. 1340.
 4 BVerfG, NJW 2005, a. a. O.
 5 BVerfG, NJW 2005, a. a. O.
 6 BVerfG, NJW 2005, S. 1340.
 7 BVerfG, NJW 2005, a. .a. O.
 8 Vgl. BVerfGE 65, 1, 43;109, 279, 323.
 9 BVerfG, NJW 2005, S. 1340.
10 BVerfG, NJW 2005, S. 1341.
11 BVerfG, NJW 2005, S. 1341.
12 BVerfG, NJW 2005, S. 1341.
13 JR 1999, S. 255 ff, m. Anm. Theisen.
14 BGHSt 46, 266; NStZ 2001, S. 386 ff.
15 So Theisen, JR 1999, S. 259, zur Entscheidung des

OLG und Kühne, JZ 2001, S. 1148, zur Entschei-
dung des BGH, allerdings die dort zugebilligte „An-
nexkompetenz“ für Begleitmaßnahmen ablehnend.

16 So Comes, StV 1998, S. 569, 570 und Gusy, StV 1998,
S. 526 zur Entscheidung des OLG, beide mit verfas-
sungsrechtlichen Bedenken.

17 BVerfGE 109, 279, 323.
18 BVerfGE 65, 1, 42 f.
19 Ergänzend s. auch Steinmetz, „Zur Kumulierung

strafprozessualer Ermittlungsmaßnahmen“, NStZ
2001, S. 344 – 349, S. 345 f.
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In dem in einer außerordentlichen Bundesvor-
standssitzung am 02.08.2005 verabschiedeten
„Berliner Appell“ warf die GdP den politisch
Verantwortlichen eklatante Handlungsdefizite
bei der aktuellen Terrorismusbekämpfung vor.
„Konkrete Maßnahmen zur wirksamen Be-
kämpfung des islamistischen Terrorismus müs-
sen endlich umgesetzt werden. Es kann nicht
sein, dass angesichts tatsächlich bestehender
Gefahren weiterhin nur Wahlkampfgetöse be-
trieben wird“, sagte der Bundesvorsitzende der
Gewerkschaft der Polizei (GdP), Konrad Frei-
berg, in Berlin. Führende Innenpolitiker, so
Freiberg , wiesen seit langem auf die für

Deutschland bedrohliche Gefahrenlage hin,
doch reiche es nicht aus, „nur darüber geredet
zu haben“.

Die GdP fordert die verantwortlichen Politiker
auf, im Bewusstsein ihrer Verantwortung für die
Sicherheit und den Schutz der Bevölkerung die
Wahlkampfspielchen zu beenden. Es bedürfe
einer parteienübergreifenden, gemeinsamen
Anstrengung, um den Terrorgefahren wirksam
zu begegnen. Als Sofortmaßnahmen seien die
Wiedereinführung der Kronzeugenregelung, die
Einrichtung einer praxisgerechten Anti-Terror-
Datei und eine durch die Polizei handhabbare,

G>�&����&��??���H�#�&��#6�%�&���&&.&��B2/?1��0
neue Regelung der technischen Wohnraumüber-
wachung unverzichtbar. Beschleunigt werden
müssten zudem die nötigen Änderungen beim
EU-Haftbefehl, die Einführung des polizeili-
chen Digitalfunks und die Schaffung gesetzli-
cher Normen zur längeren Aufbewahrung von
Telekommunikationsdaten.
Als gezielte Irreführung der Öffentlichkeit
bezeichnete der GdP-Vorsitzende die jüngst
wieder aufgekommenen Vorschläge, die Bun-
deswehr im Innern einzusetzen. Es sei aben-
teuerlich, wie manche Ministerpräsidenten von
ihrer knallharten Sparpolitik bei der Polizei ab-
lenken wollen. �
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Mit Hochdruck arbeitet die Polizei an den Si-
cherheitsvorbereitungen für die in rund acht
Monaten in Deutschland unter dem Motto „Die
Welt zu Gast bei Freunden“ beginnende Fuß-
ball-Weltmeisterschaft 2006. Neben dem sport-
lichen Ereignis, so Konrad Freiberg, Bundes-
vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei
(GdP) werde vor allem die Sicherheit der Sport-
ler und der zahlreichen Fans aus dem Aus- und
Inland im Blickpunkt der Weltöffentlichkeit ste-
hen. Auf dem GdP Sicherheitsforum „Sport,
Gewalt und die Fußball-WM 2006“ am 17./18.
Oktober in der Veltins-Arena in Gelsenkirchen-
Schalke bezeichnete der GdP-Bundesvorsitzen-
de die bevorstehende WM „als eine der größ-
ten Herausforderungen für die Polizei in der
Nachkriegsgeschichte“. Bei der Eröffnung des
Sicherheitsforums sagte Konrad Freiberg vor
rund 150 Polizeibeamtinnen und -beamten aus
dem gesamten Bundesgebiet: „Ich warne vor

Selbstzufriedenheit und davor, sich in trüge-
rischer Sicherheit zu wiegen. Nächstes Jahr wird
irgendwo jede Polizistin und jeder Polizist in
Deutschland von diesem Ereignis betroffen
sein. Dabei handelt es sich auch bei den ge-
schlossenen Einheiten, die zum Einsatz kom-
men werden, nicht um irgendwelche Reserven.
Die Polizei wird aus dem normalen Alltagsbe-
trieb abgezogen. Aber gerade auch im Bereich
der Alltagskriminalität wird während der WM
mit steigenden Fallzahlen zu rechnen sein.“
Hauptsorge bereiten der GdP nicht die 12 WM
Stadien, sondern die Verlagerung des Fußball-
geschehens in den öffentlichen Raum. Durch
das frei zugängliche Übertragungssignal für das
Public-Viewing sei mit vielen öffentlichen Über-
tragungen zu rechnen. Dadurch entstünden
unkalkulierbare Sicherheitsgefährdungen an frei
zugänglichen Plätzen. Hinzu käme die Loslö-
sung der gewalttätigen Hooligans vom Fußball-

geschehen. Einerseits seien durch technische
Voraussetzungen, Zugangskontrollen, Ord-
nungsdienste und vieles andere mehr, gut gesi-
cherte Stadien geschaffen worden. Andererseits
träfen die Fan-Gruppen nur wenige Kilometer
entfernt völlig ungehindert und unkontrolliert
vor einer Großbildleinwand aufeinander.
Allein aus England würden pro Spiel der engli-
schen Mannschaft rund 25.000 Fußball-Fans
ohne Eintrittskarten erwartet.
Daneben sieht die GdP die WM auch als mög-
liches Ziel terroristischer Anschläge. Im nächs-
ten Jahr würden sich schließlich über drei Mil-
lionen Gäste, darunter zahlreiche bekannte
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens aus
allen Teilen der Welt, über einen längeren Zeit-
raum und vor allem an vorher bekannten Plät-
zen aufhalten. Damit sei diese Großveranstal-
tung auch ein attraktives Ziel für Terroristen.

�

Als einen Schlag in das Gesicht der Versor-
gungsempfänger der Polizei sieht die Gewerk-
schaft der Polizei die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts vom 27.09.2005 zum
Versorgungsänderungsgesetz 2001. In seinem
Urteil wies das Gericht die von den DGB-Ge-
werkschaften des öffentlichen Dienstes unter-
stützten Klagen gegen die ungerechte Mehrbe-
lastung der Ruhegehaltempfänger durch das
Versorgungsänderungsgesetz 2001 ab.
Mit ihrem Urteil haben die höchsten Richter
erneut bewiesen, dass sie die finanziellen Inter-
essen des Staatshaushaltes über die berechtig-
ten Ansprüche der Betroffenen stellen. Zuletzt
in der öffentlichen Anhörung zur Klage Ende
Juni 2005 in Karlsruhe hatten sämtliche Exper-
ten bestätigt, dass die Übertragung der Ände-
rungen im Rentenbereich zu einer überpropor-
tionalen Belastung der Versorgungsempfänger
führt.

Die GdP stellte klar, dass die Richter nicht be-
rücksichtigt haben, dass bei den Renten ledig-
lich die gesetzliche Grundversorgung gekürzt
wird, bei den Pensionen aber auch der Anteil,
der der betrieblichen Altersversorgung ent-
spricht. Damit sind die Einschnitte bei den Pen-
sionen um mehr als 30 Prozent höher als bei
den Renten. Selbst der Bundesrat hat diese Auf-
fassung in einer Stellungnahme zum aktuellen
Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz im Übrigen
bestätigt.

Auch der DGB-Bundesvorstand äußerte sich
am gleichen Tage negativ zum Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts. DGB-Vorstandsmit-
glied Sehrbrock erklärte dazu: „Die Kürzun-
gen der Beamtenversorgung sind nach Auffas-
sung des DGB im Vergleich zur Rentenreform
zu weitgehend. Wir bedauern, dass das Bun-
desverfassungsgericht unsere Ansicht nicht tei-

len konnte. Weitere Einschnitte in der Versor-
gung dürfen nun nicht mehr vorgenommen
werden.

Die Dienstherren haben in der Vergangenheit
für die Alterssicherung ihrer Beamtinnen und
Beamten unzureichend Vorsorge betrieben. Es
kann deshalb nicht sein, dass die Beamtinnen
und Beamten Kürzungen hinnehmen müssen,
ohne dass gleichzeitig ihre Versorgung in der
Zukunft gesichert ist. Der DGB hat immer wie-
der gefordert, die Versorgungsrücklage auszu-
bauen. Durch die Kürzungen in der Versorgung
haben die Beamtinnen und Beamten ihren Bei-
trag zur Verbesserung der Haushaltslage geleis-
tet. Nun ist die Politik am Zuge: Sie muss alter-
native Finanzierungskonzepte entwickeln.“
(Wortlaut: DGB) �
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Die Fußballweltmeisterschaft 2006 darf nach Auf-
fassung der Gewerkschaft der Polizei (GdP) von
der Union nicht als Vorwand missbraucht werden,
einen Bundeswehreinsatz im Innern durch die
Hintertür zu planen. Als „Rosstäuschertrick“ hat
der Vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei
(GdP), Konrad Freiberg, diese Forderung aus der
Union bezeichnet. GdP-Vorsitzender Konrad Frei-
berg: „Seit langem gibt es Begehrlichkeiten in der
Union, die durch den Personalabbau bei der Poli-
zei entstehenden Lücken mit Bundeswehrsol-
daten, vor allem mit Wehrpflichtigen, zu füllen.
Wenn jetzt die Fußballweltmeisterschaft im nächs-
ten Jahr als Grund angeführt wird, ist das schein-
heilig. Die Bürger sollen sich nur an den Anblick
von Soldaten auf öffentlichen Plätzen gewöhnen.“

Seit Jahren bedränge die Gewerkschaft der Polizei
die Landesregierungen, so der Bundesvorsitzen-
de, den immensen Personalabbau bei der Polizei
zu stoppen. Seit 1998 bis heute seien bereits 7.100
Stellen bei der Polizei gestrichen worden, weitere
7.000 Stellen sollen bis zum Jahr 2010 wegfallen.
Freiberg: „Wenn jetzt gesagt wird, die Bundeswehr
soll in konkreten Gefahrenlagen aushelfen, weil
die Polizei quantitativ nicht in der Lage dazu ist,
kommt einem die kalte Wut. Damit ist für uns
klar, dass ein Bundeswehreinsatz im Innern nicht
auf einzelne Unterstützungsmaßnahmen in Ka-
tastrophenfällen beschränkt bleiben soll. Wenn
erst einmal die verfassungsgemäßen Grundlagen
für einen solchen Einsatz geschaffen sind und
sich die Personalkrise bei der Polizei durch die

geplanten Stellenstreichungen weiter zuspitzt, wird
die Bundeswehr im Innern zu weit mehr Aufga-
ben herangezogen werden.“

Bereits heute ließe sich ein Großeinsatz wie der
Weltjugendtag nur noch schwer bewältigen, wenn
zeitgleich an anderen Orten des Landes durch
Neonazi-Demonstrationen oder Ausschreitungen
bei Fußballspielen weitere tausende von Polizei-
beamten gebunden wären. Freiberg: „Die Zeche
bezahlt der Bürger, der auf der Straße immer we-
niger Polizisten zu Gesicht bekommt und die stei-
gende Straßen- und Gewaltkriminalität ausbaden
muss.“ �
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Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßt das
Urteil gegen den Marokkaner Mounir El Motas-
sadeq. Das Hanseatische Oberlandesgericht hatte
den 31-Jährigen am 19.08.2008 wegen Mitglied-
schaft in einer terroristischen Vereinigung schul-
dig gesprochen, nicht aber der Beihilfe zum Mord.
Die Richter sahen es nicht als erwiesen an, dass
Motassadeq sich der Beihilfe zum Mord im Zu-
sammenhang mit den Anschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 schuldig gemacht hat. Der Verurteil-

te wurde wieder in Haft genommen. GdP-Vorsit-
zender Konrad Freiberg: „Damit hat das Gericht
in der Bekämpfung des internationalen Terroris-
mus ein konsequentes Zeichen gesetzt.“ Freiberg
betonte, dass dieses im Zusammenhang mit den
Terroranschlägen vom 11. September 2001 ste-
hende Urteil auch einen Erfolg der intensiven Be-
mühungen der polizeilichen Ermittler darstelle.
Konrad Freiberg weiter: „Im Kampf gegen den
internationalen Terrorismus darf nun aber keine

Atempause eintreten. Das Urteil ist höchstens ein
Etappensieg auf dem Weg, den Terroristen das
Handwerk zu legen.“ Der GdP-Vorsitzende for-
derte erneut die verantwortlichen Innenpolitiker
auf, die Polizei nicht durch weiteren Personalab-
bau zu schwächen. Solche Ermittlungserfolge, die
letztlich zu Bestrafungen führten, könne die Poli-
zei langfristig nicht nur mit erhöhter Anstrengung
erreichen. �
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Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) hat Union
und SPD aufgefordert, in den Koalitionsgesprä-
chen die innere Stabilität und Sicherheit als einen
wichtigen Standortfaktor Deutschlands zu stärken.
In einem Schreiben an die Parteivorsitzenden
wurde darauf hingewiesen, dass innerer Friede und
innere Sicherheit das Fundament gesellschaftlicher
und wirtschaftlicher Entwicklung seien. Immer
mehr Staaten dieser Welt geht diese Stabilität ver-
loren. Es dürfe in den Koalitionsverhandlungen
keinen Streit um Positionen geben, die die innere

Sicherheit gewährleisten und die Sicherheitsbehör-
den für die Herausforderungen insbesondere des
internationalen Terrorismus wappnen. Die GdP
erwarte von einer möglichen Koalition aus Uni-
onsparteien und SPD bessere Instrumente zur
Bekämpfung des internationalen Terrorismus, wie
die Anti-Terror-Datei, die Wiedereinführung der
Kronzeugenregelung und längere Aufbewahrungs-
fristen für Telekommunikationsdaten.
Gleichzeitig warnte die GdP davor, die stabile Si-
cherheitsarchitektur in Deutschland von innen zu

demontieren. In diesem Zusammenhang wurde
auf die Pläne zur weiteren Übertragung von Poli-
zeiaufgaben auf die private Sicherheit sowie auf
den teilweise beabsichtigten Einsatz der Bundes-
wehr im Inneren verwiesen. Weitere soziale Ein-
schnitte wolle die GdP ebenfalls nicht hinnehmen.
Die bisherigen Einkommenseinbußen strapazier-
ten die Berufszufriedenheit, die Motivation und
die Einsatzbereitschaft der Polizeibeschäftigten
schon jetzt bis an die Grenze zur Selbstverleug-
nung. �
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Eine klare Absage hat die Gewerkschaft der Polizei
(GdP) der Forderung des verteidigungspolitischen
Sprechers der Unionsfraktion, Schmidt, nach Auf-
stellung einer Militärpolizei als Teil der Bundespo-
lizei für Auslandseinsätze zurückgewiesen.
In einer Presseverlautbarung verdeutlichte der GdP-
Vorsitzende Konrad Freiberg gemeinsam mit dem
Vorsitzenden des Bezirks Bundespolizei in der GdP,
Josef Scheuring: „Eine Vermischung von Polizei
und Militär lehnen wir bei Auslandseinsätzen eben-
so ab, wie wir uns im Inland gegen den Einsatz

von Bundeswehr, über die normale Amtshilfe hin-
aus, wehren. Wir wissen, dass Unionspolitiker von
einer Miliz träumen. Der Vorschlag des verteidi-
gungspolitischen Sprecher läuft darauf hinaus,
eine solche militante Truppe erst einmal im Aus-
land auszuprobieren, um sie dann im Inland ein-
zuführen.“
„Jahrzehntelang haben wir dafür gekämpft, dass
sich der ehemalige Bundesgrenzschutz von seinen
militärischen Wurzeln löst und sich zu einer zivi-
len und bürgernahen Polizei des Bundes entwi-

ckelt. Eine Remilitarisierung der heutigen Bun-
despolizei ist mit uns nicht zu machen“, so Josef
Scheuring weiter.
Bei Auslandseinsätzen dürfe die Polizei nur nach
Beendigung der Kriegshandlungen zum zivilen
Aufbau des Landes eingesetzt werden. Diese Auf-
gabe hätten Bundespolizei und die Polizeien der
Länder bisher gemeinsam in einer Art und Weise
wahrgenommen, die internationale Anerkennung
gefunden und das Vertrauen der Menschen in den
betroffenen Regionen gewonnen habe.            �
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